


von Uwe Kreme, 

W as im letzten kurzum schon 
als Mutmaßung angesprochen 
wurde, das wird in diesem 

Heft mit einem Artikel des nordrhein­
westfälischen SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Friedhelm Farthmann eindrucksvoll be­
stätigt- nämlich ein heraufziehendes wirt­
schafts- und sozialpolitisches "Peters­
berg". Friedhelm Farthmann selbst wird 
s(cherlich nichts dagegen haben, wenn 
man seinen Versuch einer grundlegenden 
Revision der sozialdemokratischen Pro­
grammatik auf diesem Feld auf diese 
Weise charakterisiert. Und seinem offen­
kundigen Wunsch nach Zuspitzung der 
Kontroverse sollte auch von links her 
Rechnung getragen werden. Dies weist 
über den bevorstehenden Parteitag hin­
aus. Dort wird ein derartiges "Peters­
berg" wohl noch nicht offensiv eingefor­
dert werden. Die eigentlichen "Hämmer" 
stehen noch bevor. 

Wichtig ist hierbei, daß es nicht allei­
ne um wirtschafts- unä sozialpolitisch 
kompetente Programmatik geht, sondern 
auch um die Interpretation dieser "unse­
rer" Wirtschafts- und Gesellschaftsord­
nung. Man braucht jüngere Aussagen zur 
"Pluralisierung von Milieus", zur "Indi­
vidualisierung von Lebensstilen", zur Be­
deutung der "Zivilgesellschaft" usw. gar 
nicht über Bord zu werfen. Aber das, was 
heute Wirtschaft, Gesellschaft und Politik 
akut bestimmt, das ist zuallererst eine 
Konfrontation von ökonomisch-sozialen 
Interessen, eine Auseinandersetzung zwi­
schen Klassen (und nicht zwischen Mi­
lieus und Lebensstilen, so sehr sie das 
konkrete Leben der Klassen auch prägen 
mögen). 

Nun ist dies keineswegs als euphori­
sches Klassenkampf-Tamtam gemeint 
(Marke: Hurra, es gibt ihn doch noch!). 
Der Aufschwung betrieblicher und 
gewerkschaftlicher Kämpfe an der Ruhr, 
im Osten, an der Küste, in Franken und 
vielen anderen Teilen der Republik ist be­
merkenswert und auch ermutigend. Aber 
die Position der Gewerkschaften in den 
Branchen, Fachzweigen und Betrieben ist 

doch so, daß sich auch Gewerkschaften 
wie die IG Metall in der betrieblichen, 
tarifpolitischen, klassenpolilischen Rea­
lität ge:;wungenermqßen auf Kompromis­
se werden einlassen müssen, die wir 
SPD-Linken in der "Realität" von Partei­
tagen noch zu verhindern suchen - und 
zwar gegen diejenigen, die aus der ge­
werkschaftlichen Not eine sozialdemo­
kratische Tugend machen wollen. 

Kurzum: Wir müssen - unbedingt -
Wege finden, den Kampf um inhaltliche 
Positionen auf dem bzw. nach dem Par­
teitag mit den realen sozialen Kämpfen in 
den Branchen (aber auch und gerade in 
den Kommunen) und der Defensive, in 
der wir uns dort befinden, in Beziehung 
zu setzen. 

Ich möchte auf zwei meines Erachtens 
bemerkenswerte Artikel in dieser Ausgabe 
der spw hinweisen, die zunächst - und auch 
von ihrer Plazierung her gesehen - nichts, 
in der Substanz und in ihrer Methode aber 
viel miteinander zu tun haben. Im Rahmen 
des Schwerpunktes "Ost-Sichten" befaßt 
sich der SPD-Fraktionsvorsitzende von 
Sachsen-Anhalt, Reinhard Höppner, mit 
der Aufarbeitung der DDR-Vergangen­
heit. Im Anschluß an Dokumente aus dem 
Jahre 1977 zu den Beziehungen von Jusos 
und FDJ, SPD und SED nimmt die dama­
lige SHB-Bundesvorsitzende Mechlhild 
Jansen - 1978 u.a. wg. ihrer Beziehungen 
zu den Kommunisten aus der SPD aus­
geschlossen - eiJwn sehr persönlich gefärb­
ten Rückblick vor. 

Ihnen gemeinsam ist der Versuch, nicht 
zu lamentieren, nicht anzuklagen, nicht 
Schuldige zu suchen, sondern schlicht und 
einfach zu sprechen und dadurch eine Spra­
che zu finden, in der die Motivationen und 
die Entwicklung der Beteiligten in ihrem 
Wechselverhältnis deutlich werden, und 
darüber schließlich zu verstehen ( ohne zu 
entscluddigen). Übergreifend ist es in bei­
den Fällen das Verllältnis von West und 
Ost, BRD und DDR, das die Folie für hi­
storische Verstrickungen abgibt, die sich 
anscheinend am besten durch biographi­
sches Bearbeiten aufzulösen beginnen und 
über die man sich dann den offenen Fragen 
nähern kann. Wichtig ist, daß es sich hier­
bei um eine Methodik handelt, die nicht nur 
für die Vergangenheit von Bedeunmg ist. 
Kurzum: 

"Jede Position schränkt die Sichtweise 
ein - dort wo man!frau selbst im Feld 
steh!. Der Unterschied fürs Ganze kann 
groß sein. Dem wäre zukünftig viel/eich! 
kritisch zu begegnen, indem bewußt auch 
jede andere Sichtweise einmal eingenom­
men und durchdachJ wird. • (Mechthild 
Jansen) 
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;ti.iY;tt:. 'Äri~erkungen zum außen- und sicherheitspolitischen 
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'it}i ::'; i'\ ; Antrag des Parteivorstandes 
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;1
1if 1/;;/f • > -> ·,.······------'- von Andreas Wehr* 

:: ·:· :. ,:;::_ ,M-. \_ -.·. . . an hatte sich. viel v~rgenoin-
il. , ' , > • , , • · • men! "Der Parteivorstand 

. '. · , · wird aufgefordert, zum näch-
- sten Bundesparteit;,g einen Antrag. zur 
_____ A,!)ßen, und Sicherheitspolitik vorzule-

----gen~.-so.hieß es im Beschluß des Bremer 
Parteitages von Mai 199J .. Die Projekt­
gruppe wurde im September 1991 einge­
setzt, tagte nicht weniger als 15 mal - ab 
April 1993 auch unter Beteiligung der Be­
zirke -, legte zwei Zwischenberichte vor 
und.veranstaltete mehrere Foren. 

Am Arbeitseifer der Kommissions­
mitglieder und am Elan der Vorsitz.enden 

· Heidi Wiecwrek-Zeul hat es demnach 
nicht gelegen. Daß der große Wurf in der 
Außen- und Sicherheitspolitik nicht ge­
lang, lag schon eher an der nicht enden 
wollenden parteiinternen Diskussion über 
das Für und Wider von Blauhelm- . 
einsätzen. Zur Erinnerung: Zusammen 
mit der Projektgruppe "Internationale Po­
litik" setzte am 9. September 1991 der 
Parteivorstand auch jene unglückselige 
Projektgruppe "Deutschland 2000" ein, 
die mit ihren Petersberger Beschlüssen 
im Sommer 1992 - neben der Zu­
stimmung zur faktischen Abschaffung 
von Artikel 16 GG - auch in der Blau­
heimfrage einen "Befreiungsschlag" lan­
den wollte. Tatsächlich verstrickte sie 
aber aber die gesamte Partei in eine heil­
lose Debatte, die auch nach der Rückkehr 
zu den Bremer Positionen auf dem au­
ßerordentlichen Parteitag im November 
1992 nicht zu Ende war. Vor diesem Hin­
tergrund war es daher nicht überra­
schend, daß auch die Öffentlichkeit bei 
der Präsentation des Leitantrages zum 
diesjährigen Parteitag nur die eine Frage 
interessierte, ob sich denn die Partei er­
neut "bewegt" habe. Die Absetz­
bewegungen von Klose und Voigt, aber 
auch die vieldeutigen Erklärungen des 

Andreas Wehr, Mitglied im Landesvorstand der 
· ßer!k:ier SPD und in der Projektgrµppe 
Internationale Politik des Parteivorstandes 

neuen Parteivorsitzenden waren es, die 
das Interesse inuner wieder nur auf diese 
eine Frage lenkten. 

Der Antragsentwurf der Projekt­
gruppe selbst bleibt im Rahmen der be­
reits in Bremen und auf dem Au­
ßerordentlichen Parteitag eingenomme­
nen Positionen. Die Beschreibung der zu 
unterstützenden friedenserhaltenden 
Maßnahmen der UNO gelang einmal 
mehr nur sehr hölzern und in altbekaunter 
Spiegelstrichform. Die Ausführlichkeit 
und auch die Detailversessenheit beruhen 
aber vor allem auf der Notwendigkeit, 
den Antrag möglichst "wasserdicht" zu 
formulieren. Die bitteren Erfahrungen 
mit der Asyldebatte zwingen ja die Par­
teilinke, ihre Anträge noch sorgfältiger 
und ausführlicher zu formulieren, will sie 
verhindern, daß die Fraktion erneut 
Parteitagsbeschlüsse selbstherrlich aus­
legt. Diejenigen, die hingegen der 
Fraktion viel Spielraum bei möglichen 
Verhandlungen über eine Änderung der 
Verfassung lassen wollten, plädierten für 
unverbindliche Generalklauseln wie "die 
SPD bekennt sich zu den Rechten und 
Pflichten, die sich aus der Mitgliedschaft 
in der UNO ergeben". Sie blieben in der 
Projektgruppe klar in der Minderheit. 

Zähes Ringen um 
einzelne Formulierungen 
Beim zähen Ringen um die einzelnen 

Formulierungen konnten aber auch die 
Befürworter von militärischen Interven­
tionen Landgewinne verbuchen. Die 
Einfallstore heißen diesmal "Embargo­
maßnahmen" und "Absicherung des Auf­
trags." Im Beschluß des außerordent­
lichen Parteitages 1992 hieß es noch: 
"UNO-Blauhelme können auch zur Über­
wachung von UNO-Embargos eingesetzt 
werden. In diesem Fall sind lediglich 
Vereinbarungen mit den Staaten erfor­
derlich, in deren Hoheitsgebiet die Über­
wachungsmaßnahm stattfinden". Ganz 
anders im jetzt vorliegenden Leitantrag: 

1 N 

"Die Wrrtschaftssanktionen smd mit ~ 
gemessenen Embargomaßnahmen, --noto 
falls mit Blockaden, durchzusetzen, um 
Konflikte zu verhindern oder zu be­
enden." Dies bedeutet nichts anderes als 
der .Einsatz militärischer Gewalt zugnn­
sten einer Seite. Der Parteitag muß hier 

- korrigierend eingreifen, sollen nicht er­
neut die Bellizisten der Partei den Pazifi­
sten ein weiteres Stück Boden abringen. 

Alle Erfolge auf den Parteitagen 
werden aber letztlich nur Strohfeuer 
bleiben und die SPD wird ihren 
sicherheitspolitischen Sinkflug fortsetzen, 
wenn die gesellschaftliche Linke nicht 
endlich zum Kern der ganzen Debatte· 
vorstößt. Dies ist - sowohl bei So­
zialdemokraten als auch bei Grünen - die 
völlig ungeklärte Frage der Legitimation 
"hnmanitärer Interventionen". Hier liegt 

Der Antragsentwurf der 
Projektgruppe bleibt im 
Rahmen der bereits in 
Bremen und auf dem 
Außerordentlichen Par­
teitag eingenommenen 
Positionen. 

der Hl!ß(l begraben. Auch in der Linken 
ist es fast schon eine Selbstverständlich­
keit, daß Menschenrechtsverletzungen 
Interventionen durchaus rechtfertigen 
können, lediglich über die Fonµ und den 
Grad der anzuwendenden Gewalt streitet 
man noch. Kaum jemand stört sich noch 
daran, daß das Völkerrecht ausdrücklich 
die "hnmanitäre Intervention" aus­
schließt. Hier zeigen sich die Früchte des 
nicht verarbeiteten Bürgerkriegs in Jugo­
slawien, als Grüne und CDU-Mitglieder 
einträchtig mit rechtsradikalen Kroaten 
auf die Straße gingen und sozialdemokra­
tische "Sicherheitspolitiker" die Bombar­
dierung _serbischer Stellungen durch die 
NATO forderten. 

Es war denn auch nicht überraschend, 
daß ausgerechnet Klose hier einhakte und 
seinen einzigen erfolgreichen Ände­
rungsantrag zum Leitantrag ohne viel 
Gegenwehr durchbringen konnte. 
Danach "befürwortet die SPD eine 
Fortentwicklung des Völkerrechts, die 
das Souveränitätsprinzip und das 
Nichteinmischungsverhot dann relati­
viert, wenn Völkermord, ethnische Säu-
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berungen, massive Verletzungen der 
Menschen- und Minderheitenrech(e statt­
finden". Zwar hat der Parteivorstand hier 
eine Ergänzung nachgeschoben, wonach 
die "Etablierung einer von allen UNO­
Mitgliedern uneingeschränkt aner­
kaunte(n), unahhängige(n) internationa­
le(n) gerichtliche(n) Instanz" zur Bedin­
gung gemacht wird. Die Bellizisten wis­
sen aber nur zu gut, daß aus ihrem Ap­
pell, Menschenrechtsverletzungen welt­
weit zu ächten und gegen sie offen vorzu­
gehen, die eigentliche ideologische 
Schubkraft für die Militarisierung der 
bundesdeutschen Außenpolitik erwächst. 

Wenn die Partei auch nach Wiesbaden 
ülier keine neue friedens- und sicher­
heitspolitische Strategie verfügen wird, 
so liegt dies aber nicht nur an der gegen­
wärtig noch alles überstrahlenden 
Blauhelmdebatte. Trotz der rekord­

. verdächtigen Länge und der Vielzahl be­
handelter Themen blieben die Äuße­
rungen oft übervorsichtig im abwägenden 
sowohl-als-auch, wurden Ecken und 
Kanten rhetorisch abgerundet und haben 
eindeutige Absichtserklärungen - wie 
z.B. die Ablehnung eines Ausbaus der 
WEU - Seltenheitswert. Natürlich kann 
man einwenden, daß gegenwärtig 
nirgendwo ein überzeugendes sicherheits" 
politisches Konzept für die veränderte 
Bundesrepublik erkennbar ist. Im vor­
herrschenden dicken Nebel fahren alle 
politischen Kräfte nur auf Sicht und auch 
die Konservativen sind in der Au­
ßenpolitik zu waghalsigen Wendemanö­
vern gezwungen. 

Schmerzhafter Mangel 
an Orientierung 

Und doch ist der Mangel an Orientie­
rung an manchen Stellen schmerzhaft 
spürbar. Genannt werden müssen hier 
vor allem die Aussagen zu Europa, die 
nur als ahnungslos bezeichnet werden 
können. Unter der Ägide der Europa­
politiker der Partei wurde ganz so formu­
liert, als gäbe es noch den mit festem 
Schritt daherkollllllenden europäischen 
Integrationsprozeß. Weder die statt­
gefundenen Erschütterungen und Tur­
bulenzen - Stichwort EWS - finden Er­
wähnung, noch richtet man den Blick auf 
die bereits neu heraufziehenden schwar­
zen Wolken. Es drängt sich der Eindruck 
auf, daß die politische Elite in diesem 
Land entschlossen ist, wider besseren 
Wissens an dem einmal in Maastricht 
fol'ß!ulierten Ziel festzuhalten, da man im 
Falle einer nüchternen Bestandsaufnahme 

A G A z 
der jetzigen Situation die europäische 

. Perspektive als ganze _gefährdet sieht. 
Hier rächt sich, daß die europäische Eini­
gung mit der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion in eins gesetzt wurde. 

Kein Blick auch dafür, daß sich mit 
der Zeitenwende am Anfang dieses Jahr­
zehnts das europäische Koordinaten­
system nach Osten verschoben bat. Der 
jetzige Einigungsprozeß umfaßt gegen­
wärtig nur Halbeuropa: Gerade aus dem 
deutschen Interesse müssen aber Wege 
für das ganze Europa· gesucht werden. 
Stattdessen begnügt man sich mit der Le­
benslüge der Vereinbarkeit von einer 
gieichzeitig möglichen Vertiefung der In­
tegration und der EG-Erweiterung. So 
wird gegenüber den osteuropäischen 
Staaten bald ein ähnliches Scbanspiel zu 
erleben sein, wie wir es seit Jahrzehnten 
gegenüber der Türkei sehen; die wartet 
bereits seit 1972 vergeblich vor der ver­
schlossen bleibenden europäischen Tür. 

In der Frage der Ausdehnung der 
NATO nach Osten flüchtete sich der 
Parteivorstand in den Formelkompromiß: 
"Wir schließen eine Erweiterung der 
NATO um neue Mitglieder in Mittel- und 
Osteuropa nicht aus.( ... ) Eine Erwei­
terung darf nicht dazu führen, daß sich 
neue Konfliktlinien nach außen bilden 

Liebe Leserinnen und Leser, 

dies ist die letzte Ausgabe der spw im 
Jahr 1993. Wegen des Wiesbadener SPD­
Parteitags ist sie diesmal deutlich vor 
Weilmachten versendet worden. Dies soll 
aber niemanden davon abhalten, spw 
au::h dieses Jahr wieder als Geschenkabo 
an liebe interessierte Mitmenschen zu 
verschenken. Dafür könnt ihr die beilie­
gende Werbekarte nutzen. 

Dabei ist jedoch zu beachten, daß die 
Preme steigen. Schon im Heft 4/93 haben 
wir hierauf aufmerksam gemacht. sp w 
wird um 7 DM im Jahr teurer, das Nor­
malabo kostet dann DM 58, -. Leserinnen, 
die die Möglichkeit eines ermäßigten Abos 
genießen, müssen mit einem Betrag von 
DM 49, - rechnen, der im Januar vom 

N 

oder alte verschärfen." Das ist nicht mehr 
und nicht weniger als die Quadrarur des 
Kreises. Wie wäre es denn, wenn sich die 
Partei einmal ihre Meinung unabhängig 
von den wechselhaften Launen eines Bo­
ris Jelzin bilden würde? 

Bei soviel "wenn und aber" kaun es 
nicht überraschen, daß eine Reihe von 
Aussagen sogar hinter früheren Be­
schlüssen zurückbleiben. Forderte der 
Bremer Parteitag noch die Vertretung 
von Staatengruppen wie die der EG im 
UNO-Sicherheitsrat und zusätzliche Mit­
glieder aus Entwicklungsländern, so wird 
nun die Kinkelsche Forderung nach einer 
deutschen Mitgliedschaft übernommen. 

Der große Wurf ist nicht gelungen. 
Schon garnicht wird die von Rudolf 
Scbarping lautstark vorgetragene Forde­
rung nach einer neuen Ostpolitik auch nur 
im Ansatz ausgefüllt. An Alternativen aus 
den Landesverbänden und Bezirken hat es 
jedenfalls nicht gefohlt. Sollten auf dem 
Parteitag nicht noch größere Änderungen 
durchgesetzt werden können, so wird von 
dem Beschluß nur bleiben, daß Kurs 
gehalten wird in der Frage der mili­
tärischen Intervention. Vielleicht gibt.~. _ 
· a danach die Chance die Diskuss"""'', ' J - • ..,;,;...Jml, 
über andere - mindestens ebenso -~f' , 
Themen - zu begmnen. )'? · • 

Konto eingewgen wird. Alle, die eine 
Rechnnng bekommen, möchten wir an 
dieser Stelle bitten, sich doch für den auto­
matischen. Bankeinzug zu entscheiden. Er 
bedeutet für alle Seiten weniger Arbeit und 
spart für spw viel, Geld. 

In diesen Tagen bat sich auch im 
spw-Büro JS:öln einiges verändert. Ralf 
Schmitz, unser langjähriger Redaktions­
sekretär, geht in Elternurlaub. Daher ist 
das Büro in Zukonft nur Montags bis 
Mittwochs regelmäßig besetzt. Dort er­
reicht man nun Kerstin Trostrnann und 
Ralf Krämer. In redaktionellen Angele­
genheiten ist Ralf auch unter 0231-
401411 ereichbar, wenn er nicht im Büro 
ist. 

Weiterhin bat Ende Oktober die spw­
Gesellscbaftsversammlung einen neuen 
Herausgeberlnnenkreis bestimmt, der ab 
Heft 1/94 seine Verantwortung wahr­
nimmt. In diesem Heft werden wir dann 
den neuen Kreis ausführlich vorstellen. 
Die spw-Geschäftsführung 
Andreas Bach Ulla Saß 
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qüenz?) undemokratische Prak~ 
tiken an Aktualität. Oskar La­
fontaines Procedere in der An­
tragskommission zeigt, · wohin 

._ _____ der __ innerparteiliclje Trend 
geht. 

Das 850 Seiten starke Antragspaket 
erreicht etliche Kommissionsmitglieder 
~inen Tag vor der Sitzung. Der Vor­
schlag, deshalb eine weitere Sitzung zu 
verabreden, wird abgeschmettert. Nach­
dem am ersten Sitzungsabend massive 
Kritik an Lafontaines Entwurf formuliert 
wird, wird am nächsten Morgen auf eine 
Alistimmung verzichtet, was Oskar je­
doch nicht hindert, den (geringfügig 
verbesserten) Entwurf der Öffentlichkeit 
als Vorschlag der Antragskommission an 
den Parteivorstand zu präsentieren. Die 
zahlreichen von den Parteigliederungen 
eingebrachten Anträge werden gar nicht 
diskutiert, eine von Lafontaine vorgelegte 
Tischvorlage, in der nachzulesen ist, wel­
che Anträge abzulehnen, anzunehmen, zu. 
überweisen oder als erledigt zu betrach­
ten sind, wird nicht diskutiert und nicht 
abgestimmt. 

Das wiederum hindert unseren Wirt­
schaftsexperten, der sich ansonsten bei der 
Wirtschaft dadurch beliebt macht, daß im 
Saarland kaum noch Betriebsprüfungen 
stattfinden, nicht, wenige Tage später in 
der Presse Positionen zu verkünden, die 
zwar in abgelehnten Anträgen zu lesen 
sind (z.B. die Erhöhung der Erbschafts­
und Vermögenssteuer oder des Spitzen­
steuersatzes - plötzlich geht das alles!), 
nicht aber im eigenen Entwurf, oder Posi­
tionen (wie zur verlangsamten Lohnan­
gleichung in den Neuen Ländern), die mit 
keiner '.Zeile bislang in seinen verschie­
denen Versionen auftauchten. Das DIW 
hat dazu das notwendige gesagt. 1 

I>och damit nicht genug: Nach der Sit­
zung des Parteivorstands, auf der es u.a. 
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Horst Arenz, · wissenschaftlicher Mitarbeiter 
von Horst Peter MdB, Essen 
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Zur 
wirtschaftspolitischen 
Programmdiskussion 
der SPD vor dem Parteitag 

wegen des Streits um Oskars neue Thesen 
und mangels Einigkeit nicht zu einer Ver­
abschiedung des Leitantrags kommt, 
auch nicht zur Diskussion der Anträge, 
und daher Oskars Entwurfs nur formell 
als "Beratungsgrundlage" für eine weite­
ren Sitzung der Antragskommission ver­
abschiedet wird, läßt Oskar Agenturen 
und Presse verkünden, der Parteivorstand 
habe einstimmig seinen Entwurf als 
Leitantrag beschlossen. 

Gut gewühlt, Oskar. "Lafontaine 
spaltet die SPD", titelt die NRZ. So 
macht man - in konsequenter Fortsetzung 
der Überrumpelungsstrategie von Peters­
berg- die innerparteiliche Willensbildung 
platt, weiter so! Es liegt nabe, daß das 
6anze im eigenen Interesse verfolgt 
wird, dokumentiert er doch damit, daß 
ihn die innerparteiliche Demokratie nu'r 
wenig kümmert und er als )X)tentieller 
Wirtschaftsminister von der Partei nicht 
gegängelt werden will. 

Oskar und die 
Anspruchsmentalität 

Seine inhaltlichen Vorstellungen sind 
ebenfalls nichts Neues: In einem Buch­
beitrag hatte er letztes Jahr die Absage an 
Volbeschäftigung und die "Selbstbeschei­
dung" gepriesen, hatte gefordert, die Dis­
krepanz zwischen den Erwartungen der 
Menschen an die Politik und der )X)liti­
schen Realität zu verringern, und verkün- . 
det, "die Politiker müssen den Mut auf­
bringen, Zumutungen duchzusetzen". 2 

Ein Jahr später sieht Lafontaine die deut­
sche Wirklichkeit auf den Kopf gestellt. 
Zwar war in der SPD in den vergangenen 
Jahren eine Diskussion über die auf 7,5 
Billionen DM explodierten Geld- und 
Immobilienvermögen tabu. Dennoch: 
Weil wir früher die Reichen im Westen 
so arg bedrängt haben, müssen nun die 
Ossis dran glauben - Verteilungsgerech­
tigkeit zwischen West und Ost zu Lasten· 
des OsteQS!3 

Das Problem, das mit der '.Zerschla­
gung der Industriestrukturen im Osten 
aufgeworfen ist, reduziert auf die Lohn­
frage! Oskar Lafontaine, der Apostel der 
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Innovation, entpuppt sich als der Wieder, 
käuer neokonservativer Konzepte ZUr 
Krisenbewältigung. Kein Wortüberstaat: 
liehe Lohnsubventionen, über Entschul­
dung von Industrie und LPGs, nichts zu 
Absatzförderprogramme, nichts zur 
Vermögensbildung für die Belegschaft, 
nichts zu staatlichen Bürgschaften, nichts 
zu Förderprogrammen für die dringend 
notwendigen unternehmensbezogenen 
Beratungsdienstleistungen, schon gar 
nichts zu industrie)X)litischen Reindu­
striealisierungsstrategien auf Basis von 
Stärken-Schwächen-Profilen für die neu­
en Länder. Klar ist auch, warum: Das 
würde nämlich alles Geld aus dem We­
sten kosten, das man den Gutver­
dienenden und Einheitsgewinnlem neh­
men müßte, weil man ja die Stammwäh­
lerschaft schonen will. Außerdem müßte 
man die Staatsaktivität fordern, deren 
Abbau Oskar ja wegen der "Verkrustun­
gen" so am Herzen liegt .... 

Lafontaine wird u.a. das Verdienst ge­
bühren, für die Fortsetzung der bornier­
ten Diskussion der Partei über den Auf­
bau Ost und für die '.Zementierung des 
Stempels der Innovationsfeindlichkeit der 
Sozialdemokraten seinen ihm entspre­
chenden Beitrag geleistet zu haben. Kein 
Wunder, daß seinem wirtschaftspoliti­
schen Programmentwurf von Rexrodt be­
scheinigt wird: "Endlich ist auch die SPD 
auf die wirtschafts)X)litische Linie der 
Bundesregierung eingeschwenkt. "4 Wird 
(auch in der Parteilinken) immer noch 
daran gezweifelt, daß die große Koalition 
eingefädelt werden soll? 

Der SPD-rechte Seeheimer Kreis hat 
das Problem auf den Punkt gebracht: 
Mdß Brigitte Schulte aus Hameln läßt auf 
einer Tagung in Tutzing verkünden, "sie 
habe in letzter Zeit keine Veranstaltung 
.erlebt, in der nicht einer aufgestanden sei 
und gesagt habe, der Lafontaine habe 
doch recht", Gerd Andres, der Sprecher 
der Seeheirner, "steuerte bei, bei VW 
und Conti-Gummi werde auch so ge­
dacht."' In der Parteiführung mehrt sich 
die Erkenntnis, daß das Wegdriften der 
Stammwählerschaft nach rechtsaußen 
oder in die Wahlenthaltung für die Partei 
zum akuten Problem geworden ist. Nach­
dem - wie spätestens die Hamburg-Wahl 
gezeigt hat - die Abschiebung der Asylbe­
werber keine Abhilfe schafft, soll nun der 
Osten als neuer Sündenbock dran glau­
ben, um die Westbasis bei der Stange zu 
halten. 

Lafontaine hat im zitierten SPIEGEL­
Interview keinen Zweifel daran gelassen, 
daß "unser. wirtschafts)X)litisches Pro-
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gramm ... auch mehrheitlich bei Sozial­
demokraten Zustimmung findet". Zu­
gleich hat Scharping bereits mehrfach er­
kennen lassen, daß er Lafontaines Thesen 
unterstützt.' Es dürfte also auf dem Par­
teitag endlich nun auch über Wirtschafts­
)X)litik hoch hergehen, auch wenn der bis­
herige Verlauf der Debatte Schlimmes 
befürchten läßt. 

Der katastrophale Zustand der wirt­
schafts)X)litischen Diskussion in der SPD 
ist aber nicht nur Oskars Verdienst. Die 
Partellinke ist lange '.leit z. T. ebenfalls 
anarchisch verfahren. Jahrelang hat die 
Wirtschafts-AG des Frankfurter Kreises 
nur auf dem Papier existiert, wurden An­
träge in letzter Sekunde von Einzelperso­
nen zusammengezinnµert. Konseguent 
nabm die Ausstrahlung des Frankfurter 
Kreises Schaden, sodaß sich heute 
Scharping in kleinem Kreis über die 
plötzliche öffentliche Resonanz dieses 
Arbeitszusammenhangs mit der Bemer­
kung . wundem kann, der Frankfurter 
Kreis sei doch )X)litisch tot. 

Der Frankfurter Kreis hat nicht zuletzt 
darunter gelitten, daß viele "Promis" und 
"Enkel", denen er zunächst als Steigbü­
gelhalter genehm war, sich mit wachsen­
der Stufenleiter von den Bindungen an die 
Parteilinke freischwammen. Sie zogen es 
vor, lieber mit eigenen Verlautbarungen 
ihr Image zu pflegen im festen Glauben, 
daß der Bezug auf Arbeitszusam­
menhänge ihre vermeintliche Originalität 
lieschädigen würde. 

Weil der Frankfurter Kreis heute weit­
gehend davon befreit ist, kann nun auch 
ungehemmter zur Tat geschritten wer­
den. Die Parteilinke muß - neben mehr 
organisatorischer Verbindlichkeit - auch 
inhaltlich neue Schwerpunkte in der 
Wirtschafts)X)litik setzen. Gefordert sind 
)X)litisch verdichtete Botschaften zu 
Brennpunkten der gesellschaftlichen und 
innerparteilichen Auseinandersetzung. 
Zum bevorstehenden Parteitag hat sich 
die reaktivierte Arbeit der Wirtschafts­
AG des Frankfurter Kreises vor allem im 
Antrag des UB Hannover-Stadt niederge­
schlagen. 

Kontroverse Antragslage 
Wählend Lafontaines Antrag von 

Lambsdorff, Norbert Walter von der 
Deutschen Bank und der CDU-Mittel­
standsvereinigung hinreichend bejubelt 
wurde und sich daher seine Kommentie­
rung hier erübrigt, liefern etliche Anträge 
aus den Parteigliederungen gute Ansatz­
punkte für solche Botschaften - die man 
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natürlich in der "Beratungsgrundlage" 
vergeblich sucht. 

Dazu zählen 
• linke Alternativen in der Standort­
debatte (LV Bayern, Hannover, Hessen­
Süd) 
• die Rücknahme von Steuersenkungen 
für Unternehmen, die seit 1982 um 170 
Mrd. entlastet wurden, Rücknahme der 
Umverteilung von unten nach oben durch 
einen sozialen Lastenausgleich zur Be­
wältigung der Krise der Staatsfinanzen, 
zur Finanzierung der Deutschen Einheit 
und zum Abbau der sozialen Ungerech­
tigkeit (Erhöhung von Erbschafts- und 
Vermögenssteuer und Spitzensteuersatz, 
Besteuerung nicht-investierter Gewinne, 
Immoblienbesteuerung nach Verkehrs­
wert, höhere Beitragsbemessungsgrenze 
der Sozialversicherungen, Abschaffung 
des Zwei-Klassen-Steuerrechts mit seinen 
Steuervergünstigungen für Wohlhabende, 
Bekämpfung der Steuerhinterziehung, ge­
rechter Familienlastenausgleich, Ge­
meindefinanzreform u.a.) (Hannover, 
Hessen-Süd, Oelde, LV Schleswig-Hol­
stein) 
• eine Neubestimmung der Staatsauf­
gaben als Alternative zu Privatisierung 
und Deregulierung (neues Dienstrecht, 
leistungsorientierte Bezahlung, Besetzung 
von Spitzell)X)sitionen auf '.leit u.a.), 
ohne die_ alle schönen linken Konzepte zur 
Struktur-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolis 
tik verpuffen (Hannover, Oelde) 
• Ausbau des Arbeits- und Gesund­
heitsschutzes, insgesamt der Ökologie im 
Betrieb (Unterbezirk Düsseldorf, Han­
nover) 
• eine Novellierung des Betriebsver, 
fassungs- und Mitbestimmungsgesetzes in 
Richtung der Ausweitung der Mitbestim­
mung auf Umwelt-, Arbeits- und Gesund-· 
heitsschutz sowie der Produktmitbestim­
mung, Förderung der Beteiligungsorien­
tierung und Abbau der Hierarchien zur 
Verbesserung der Motivation der Beleg­
schaft und der Qualitätssicherung der 
Produktion (Hannover) 
• Zukunftsinvestitionsprogramm West 
und Ost für ausgewählte Wachstums­
' felder gegen die Management- und Tech­
nologiekrise in Deutschland, Stärkung 
der öffentlichen Hand bei der Struk­
turpolitik in den Neuen Ländern, be­
schleunigte Lohnangleichung an den We­
sten (Bayern, Hannover, Hessen-Süd) 
• öffentliche Förderprogramme für den 
Ausbau der privaten und öffentlichen 
Dienstleistungen (Hannover) 
• Festhalten an der nicht aufkommens­
neutralen ökologischen Erneuerung der 
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Industriegesellschaft ohne finanz)X)litisch 
begründete Abstriche (Düsseldorf) 
• Neubeginn der von uns selbst in den 
70er Jahren abgebrochenen Bildungs­
reform als Verknüpfung von Allgemein­
und Weiterbildung gegen den neuen Bil­
dungsnotstand und die Krise der berufli­
chen Bildung mit Schwerpunktprogram­
men für weniger Qualifizierte (Hanno­
ver) 
• Sonderprogramme zur Beschäftigung 
von Arbeitslosen im öffentlichen Sektor 
(Bayern, Hannover, Hessen-Süd), Absa­
ge an zweiten Arbeitsmarkt unter Tarif 
(Bayern, Hannover, Hessen-Süd) 

Ausschlaggebend ist bei dieser . 
Prioritätensetzung der Gesichtspunkt, daß 
angesichts der eher zunehmenden Isolati­
on der Linken innerhalb der Partei das 
wichtigste Ziel die Verschiebung des 
Kräfteverhiiltnisses nach links nach innen 
wie nach außen sein muß. Notwendig ist 
die Konzentration auf die Bereiche, in-de­
nen vor der Folie der öffentlichea Aus­
einandersetzungen und der Entwick­
lungen im Alltagsbewußtsein die 
Parteiführung eine schwache Position 
hat. Kurzfristig bleibt zu hoffen, daß ~ 
Parteilinke auf dem Parteitag soviel ~ 1 

:rK~=~~~· :a1:1 
Aussagen aus den unterstützenswii,tiijf ·. 
Anträgen gebündelt einbringt und verlei~ 
digt. Scharping hat mit zwei Thesen 
recht: 

1. Die Wirtschtiftspolitik 1ll1lß im Zentruni 
stehen. 
2. Wiesbaden ist eine Weichenstellung. 

1 "Wer jetzt die Reallöhne für längere Zeit sen­
ken will, um eine vermutete Wettbewerbs- . 
schwäche der deutschen Wirtschaft zu über­
winden und die Lasten der Vereinigung tragen 
zu können, verkennt ... die Problemslösungs­
kapazität offener demokratischer Gesellschaf­
ten." in: DlW-Wochenbericht 27-27/93, S. 
368 

2 O. Lafontaine, Wunschlos glücldich7, in: Difl 
Kontroverse, Frankfurt/M, 1992, abgedruckt 
in Frankfurter Rundschau vom 15.10.92 

3 "Die Debatte der vergangenen Jahre war von der 
Verteilungsgerechtigkeit zwischen höheren 
und niedrig8f'en Einkommen bestimmt. Seit der 
Vereinigung ist die Frage hinzugekommen, wie 
die Lasten zwischen Ost und West verteilt 
werden können und was man den Menschen in 
den alten und neuen Ländern (und nicht etwa 
den Reichen und den Unternehmen· d.Verf.) 
zumuten kann." !Interview im SPIEGEL vom 
18.10.93) 

4 laut einer Meldung des Deutschen Depe­
schendienstes vom 12.10.93 

5 Frankfurter Rundschau vom 18. 10 93 
6 "'Wenn wir uns darauf verlassen können, daß 

Arbeitsplätze gerettet werden, dann sind wir 
auch mit einem langsameren Anstieg der Löh­
ne einverstanden", erklärt der Parteivorsitzen· 
deam 17.10.imZDF. 

7 
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Stellungnahme zu dem Aufsatz 
von Arenz/Peter 

11 

Anpassung oder Alternative11 in spw 72 

. von Friedhelm Farthmann* 

M it ihrem Aufsatz wenden sich 
die Verfasser gegen Bestre­
bungen in der Führungsebene 

der SPD, zu neuen Antworten auf einige 
aktuelle politische Fragen zu gelangen. Sie 
fordern stattdessen die koosequente Durch­
setzung der Positionen, die die Partei in 
den letzten 20 Jabren inuner wieder resolu­
ti91llert hat. 

Die in dem Aufsatz empfohlenen Ui­
sungsansätz.e sind meines Erachtens weit­
gehend ungeeignet, die derzeitigen politi­
schen Schwierigkeiten zu beheben, weil sie 
entweder 
• den Kern der eigentlichen Probleme gar 

nicht betreffen oder 
• unbestrittene ökonomische und sozial­

politische Grunderkenntnisse ignorieren 
oder 

• keine realistische Chance einer politi­
schen Durchsetzung haben. 
Tr0!7.dem ist der Aufsatz für die inner­

parteiliche Diskussion von Wert, weil er 
endlich den Weg für eine ehrliche pro- · 
grammatische Bestandsaufnahme der Par­
tei eröffnen könnte. Die eigentliche Schwä- ; 
ehe der Sozialdemokratie in der Gegenwart 
besteht nämlich in ihrer programmatischen 
Zerrissenheit. Das hat sieb im Rahmen des 
Asylkompromisses genauso gez.eigt wie in 
der Frage des Bundeswehreinsatz.es bei 
friedenstiftenden Maßnahmen der UNO. 
Alle personellen Querelen und alle Unei­
nigkeit der vergangenen Jahre waren letzt­
lich nur Folgeerscheinungen dieses 
Grundübels. Die vielen Programme, die 
die Partei in den letzten 10 Jahren vom 
"Fortschritt '85" angefangen bis zum Ber­
liner G~rogramm verabschiedet 
hat, waren leider nur Formelkompromisse, 

· mit denen die eigentlichen Streitfragen 
nicht beantwortet, sondern verdeckt wor­
den sind. So konnte sich zwar fast jeder 
Funktionär in diesen Papieren "wiederfin­
den", eine klare Sachentscheidung aber 
wurde vermieden. 

8 

Prof. pr. Friedhelm Farthmann, Fraktions­
~ender der SPD im Landtag von NRW 

Was die einzelnen im Aufsatz vorge­
schlagenen politischen Maßnahmen anbe­
trifft, so ist zunächst nicht zu bestreiten, 
daß sie auf der Basis der Beschlußlage der 
Partei und vor dem Hintergrund der in den 
letzten Jahren geführten innerparteilichen 
Diskussionen durchaus konsequent sind. 
Entscheidend ist aber, daß die sozialdemo­
kratische Programmatik die gesellschaftli­
chen Umwälzungen der jüngsten Zeit in 
Deutschland weitgehend nicht wahrgenom­
men hat. Deshalb wird es nach meiner Ein­
schätzung allmählich zur Überlebensfrage 
für die SPD, ob sie die Kraft findet, sich 
von überholten Argumentationsmustern zu 
lösen und die Rolle einer linken Volkspar­
tei im Hinblick auf die Herausforderungen 
der Gegenwart neu zu definieren. 

Selbstverständlich ist es im Rahmen 
dieser Stellungnahtne nicht möglich, eine 
neue sozialdemokratische Programmatik, 
wie ich sie mir vorstelle, zu skizzieren. Es 
ist auch notwendig, zwischen den aktuellen 
kurzfristigen Maßnahmen zur Bekämpfung 
der derzeitigen Beschäftigungskrise 
einerseits und den sozialdemokratischen 
Perspektiven einer modernen Wirtschafts­
politik für die Zukunft andererseits zu 
unterscheiden. Für beide Ebenen können in 
diesem Rahmen nur einige Eckpunkte 
formuliert werden, deren konkrete 
Ausgestaltung im übrigen noch sorgfiiltig 
geprüft werden müßte. 

1. 
Die Antwort der SPD auf die wirt­

schaftspolitische Hilflosigkeit der gegen­
wärtigen Bundesregierung läßt sich in 
folgenden vier Punkten zusammenfussen: 

1. Das Zinsniveau in Deutschland muß 
spürbar gesenkt werden. Dazu muß die 
Bereitschaft der Bundesbank herbei­
geführt werden. Auf diese Weise 
könnte die Investitionsneigung der Un­
ternehmen deutlich gesteigert werden. 
Wenn dadurch der Wechselkurs der D­
Mark fallen sollte, könnte dies im Hin­
blick auf den de!rtscben ElljlOrt auch an-

gesichts der derzeitig eher über­
bewerteten D-Mark nur begrüßt 
werden. Falls die Bundesbank sieb 
einem solchen Schritt weiterhin 
verweigern sollte, dürfte auch vor einer 
entsprechenden Gesetz.esänderung nicht 
zurückgeschreckt werden. 

2. Das deutsche Steuersystem müßte in 
den nächsten Jahren Schritt für Schritt 
grundlegend umgestaltet werden, und 
zwar mit dem Ziel, den Energie­
verbrauch deutlich höher zu besteuern 
und die menschliche Arbeitskraft im 
gleichen Zuge entsprechend zu 
entlasten. Damit würden die Arbeits­
kosten in Deutschland verringert, und 
gleichzeitig würde ein marktwirt­
schaftlicher Anstoß zu einem ökolo­
gisch orientierten Produktionsprozeß 
ausgelöst. 

3. Für Sozialdemokraten muß die 
Beschäftigung einen höheren Rang 
haben als die Sanierung der öffentlichen 
Finanzen. Deslialb müssen in einer Zeit 
extrem hoher Arbeitslosigkeit trotz der 
schwierigen Haushaltslage Investitionen 
zur Erneuerung des Produktions­
apparates mit öffentlichen Mitteln 
begünstigt werden, entweder durch 
gezielte Investitionskostenzuschüsse 
oder durch Abschreibungserleich­
terungen. 

4. Unser System sozialer Sicherung ist in 
den letzten Jahren in zunehmendem 
Maße an die Grenzen der Finanzier­
barkeit gestoßen. Gleichzeitig haben 
sieb die Masseneinkommen seit der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre noch 
einmal kräftig erhöht. Familien­
einkommen von 5.000 D-Mark netto 
pro Monat, Eigenheime und Spar­
guthaben von 30.000 oder gar 50.000 
D-Mark sind auch in Arbeitnehmer­
hausbalten keine Seltenheit mehr. Dem 
muß auch das System sozialer 
Sicherung Rechnung tragen. Es muß 
sich deshalb vor allem mehr als bisher 
der individuellen Gestaltung durch die 
Betroffenen öffnen. Die SPD müßte 
deshalb einen Umbau des Sozialsystems 
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,.:lif t. anstreben, der auf die Gewährleistung 

!Irr einer sozialen Grundsicherung 
; t,: · hinausläuft, die durch lndividual-
11!f, . inbarung " rden kann :'.ii:-·: .. , . vere en er~ w~ . 
,,'!' Dies gilt sowohl für die Renten­

versicherung als auch für die Kranken­
versicherung und beispielsweise eben­
falls für die Gestaltung der Arbeitszeit. 

F 
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II. 

''
1
Jt Die sozialdemokratische Wir_tsciutfts- · 

,11,:' politik der Zukunft muß steh endlich losen 
11!,' von Verkrampfungen und Belastungen, die 
)!:,, zwar niemals in der praktischen Re­
,il! ' gierungspolitik von Sozialdemokraten eine 
;t Rolle gespielt haben, die aber die 
·-· · theoretischen Diskussionen in der Partei 

unangemessen beherrscht haben. 
Damit sich die Diskussion jedoch nicht, 

wie in der Vergangenheit so oft, an 
theoretischen Grondpositionen festbeißt, 
will ich mich auf einige, an praktischen 
Fragestellungen orientierte Thesen 
beschränken: 

1. Wer die Marktwirtschaft bejaht und 
die Dynamik des Wettbewerbs im In­
teresse der Verbraucher nutz.eo will, 
darf den fmanziellen Anreiz für den 
privaten Kapitaleinsatz zu Pro-
duktionszwecken nicht aufheben. Dar­
aus ergeben sich Grenzen für die steu­
erliche, ökologische und soziale Bela­
stung der Unternehmen im interna' 

· tionalen Vergleich. Da die Lohnstück­
kosten in Deutschland in den letzten 
Jahren (vor allem als Folge der 
Währungsrelationen) überproportional 
gestiegen sind und derzeit in der 
Spitz.engruppe der Welt liegen, muß 
die Sicherung des Produktionsstandor­
tes Deutschland auch Ziel der staatli­
chen Politik sein. 

2. In einer freien Wirtschaftsordnung stif­
ten Maßnahmen der Verstaatlichung, 
Vergesellschafnmg oder -wie es in dem 
Aufsatz von Arenz/Peter etwas ver­
schämt heißt - Entflechtung von Unter­
nehmen oder Unternehmensbereichen 
in aller Regel mehr Schaden als Nut­
zen. Von diesen ideologischen Laden­
hütern sollte die Partei endgültig Ab­
schied nehmen. 

3. In einer marktwirtschaftlichen Ord­
nung müssen Maßnahmen staatlicher 
Beschäftigungspolitik nur die Ausnah­
me sein. In erster Linie muß sich der 
Staat um Rahmenbedingungen bemü­
hen, die eine ausreichende privatwirt­
schaftliche· Beschäftigung ermögli­
chen. 

4. Im Rahmen der sozialen Sicherung 
muß das Lohnabstandsprinzip mehr 
als bisher beachtet werden. Es besteht 
im Augenblick die absurde Situation, 
daß viele Arbeitsplätz.e in Deutschland 
(vor allem in der Bauindustrie und im 
Handwerk) trotz hoher Arbeitslosig­
keit nicht besetzt werden können und 
durch legale und illegale Ausländerbe­
schäftigung kompensiert werden. Es 
muß deshalb trotz aller sozialen Siche­
rung ein deutlicher materieller Anreiz 
bestehen bleiben oder wieder geschaf­
fen werden, sich dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung zu stellen. Selbstver­
ständlich soll damit nicht einer Kür­
zung der Sozialhilfe das Wort geredet 
werden; im Hinblick auf künftige Er­
höhungen muß dieses aber beachtet 
werden. 

5. Die institutionellen Mitbestinunungs­
formen in Deutschland haben· die in sie 
gesetzten Hoffnungen nur zum Teil 
erfüllt. Der selbstbewußte moderne 
Arbeitnehmer siebt seine Interessen 
nach Partizipation allein durch Reprä­
sentanten in der Unternelunensleitung 
nicht oder nicht ausreichend befriedigt. 
Die Arbeitneluner von Rheinbausen 
suchten in der Stunde der Not ihr Heil 
auf der Straße und nicht bei ihrem Ar­
beitsdirektor oder ihren Arbeitnehmer­
vertretern im Aufsichtsrat. Deshalb 
müssen Sozialdemokraten künftig vor 
allem Mitgestaltungsmöglichkeiten auf 
der Ebene von Arbeitsgruppen und 
Abteilungen durchsetz.eo. Dabei muß 
allerdings gewährleistet werden, daß 
die Stellung der Betriebsräte dadurch 
nicht geschwächt oder unterhöhlt 
werden kann. 
Alles in allem muß sich die SPD Klar­

heit darüber verschaffen, ·ob sie zu einer 
Partei der gesellschaftlichen Rand­
gruppen werden oder ob sie auch für die 
fortschrittlich eingestellten Leistungs­
träger unserer Gesellschaft eine attraktive 
politische Kraft bleiben will. Dabei wird 
es auch darum gehen, ob für Sozial­
demokraten das Grundmuster der staat­
lichen und bürokratischen Reglemen­
tierung vorherrschend bleiben soll oder 
ob wir den Weg zu echter Eigen­
verantwortung und Selbstgestaltung der 
Bürger finden. Der Niedergang unserer 
Bruderparteien in Holland und in Frank­
reich zeigt uns mit erschreckender 
Deutlichkeit, wie schnell sich der 
traditionsgebundene Wähleranteil re­
duzieren kann, wenn das programmati­
sche Angebot seine Anziehungskraft ein­
büßt. 

N 

„Es gibt nichts 
prnktischeres 
als eine gute 

Theorie ... 

Hant 
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erhältlich bei 

Sozialist 
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Frauenstreik 
zum Frauentag 

von Ozristiane Schindler* 

A ls es in einer Arbeitsgruppe der 
Bundesfrauenkonferenz der Grü­
nen im November des vergange­

nen Jahres um die Bedingnngen für die 
Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Mut­
terschaft in diesem Deutschland ging, äu­
ßerte eine Ostfrau ZlDil ersten Mal die Idee 
eines Frauenstreiks. Kurz darauf erhielt der 
Frauenpolitische Runde Tisch Post von 
Frauen des Evangelischen Bildungswerkes 
Berlin, die schrieben: "Wir sind hesorgt, 
daß das Bundesverfassungsgericht die 
mehrheitliche Entscheidung des Bundesta­
ges in Sachen §218 für nicht verfas­
sungsgemäß erklären wird. Wrr sollten ... 
im Falle eines negativen Ausgangs Maß­
nahmen erwägen, die unseren Protest sicht­
bar machen. Wir denken an einen Frau­
enstreik." Am 18.2.93 war es die Berliner 
Justizministerin Limbach, die in ihrem 
Schlußstatement anläßlich einer wenig 
Hoffnung gebenden Diskussion ZlDil The­
ma "Frauen in bester Verfassung?" auf den 
Streik der Schweizerinnen· 1991 hinwies 
und fragte, ob nicht die deutschen Frauen 
diesen Gedanken aufgreifeit sollten. 

Die Idee zu einem Frauenstreik ist also 
nicht die Idee einer einzelnen Frau oder 
Frauengruppe, sondern eine, die seit eini­
ger Zeit von den verschiedensten Seiten ge­
äußert wird. Sie ist zum einen eine Re­
aktion darauf, daß die deutsche Einheit zu 
einem frauenpolitischen Rollback in den 
ostdeutschen, zunehmend aber auch in den 
Alt-Bundesländern führt. Zum anderen ist 
die Idee des Frauenstreiks auch Ausdruck 
der Resignation und Hilflosigkeit von Frau­
en. Sie haben die Erfahrung gemacht, daß 
die bisher angewandten Mittel wie z. B. 
Demonstrationen, Kundgebungen, Un­
terschriftensammlungen und Protest­
resolntionen in dieser Art von Demokratie 
nicht das adäquate Druckmittel zur Durch­
setzung ihrer Interessen.sind. Sie erleben 
die Wirkungslosigkeit ihrer kräftezehren­
den Arbeit an Frauenpolitischen Runden 
Tischen,' m·Bürgerlnneuinitiativen etc. 
· Frauen aus dem Raum Köln-Bonn ei­
nerseits und des Unabhängigen Frauenver-

Chrlstiane Schindler, Unabhlngiger Frauenver· 
bandUFV 

bandes Berlin haben die Streik-Idee aufge­
griffen und einen ersten Aufruf für einen 
Frauenstreiktag am 8. März 1994 for­
muliert. 

Die Resonanz auf diesen Aufruf macht 
Mut. Nach Verschickung des Aufrufes an 
Einzelfrauen, Frauengruppen und -
organisationen bewegte sich die Diskussion 
nicht um die Frage, ob ein Frauenstreik 
vorbereitet werden soll, soodeni wie, in 
welchen Fonnen, er stattfinden soll. Es ist 
klar, daß im Osten die Frauen, die noch ei­
nen Arbeitsplatz haben, ihn nicht durch 
Streikteilnahme riskieren werden. (Ob­
wohl die Chance wirklicher Streikmaßnah­
men sicherlich in dem Maße steigt, wie die 
Frauen in den Gewerkschaften die Streiki- · 
dee unterstützen.) 

Die Formen eines Frauenstreiks sind je­
doch vielfältiger als die der unmittelbaren 
Arbeitsniederlegung. Es geht darum, For­
men der Aktion, Demonstration, Öffent­
lichkeit und der Gemeinsamkeit von Frau­
en zu f'llden, die nicht zuletzt den beteF 
ligten Frauen auch Spaß machen sollen. Da 
läßt sich viel von den Schweizer Frauen ab­
gucken. 

Frauenstreik bedeutet, daß Frauen da, 
wo sie sind, in den Zusammenhängen, in 
denen sie sich bewegen, ihre eigene Form 
der Verweigerung, des Protestes und Ein­
forderns ihrer Rechte finden und umsetzen. 

Mit der Idee des Frauenstreiks ver­
bindet sich die Hoffnung, der Vereinzelung 
von Frauen in ihrem frauenpolitischen En­
gagement entgegenzuwirken, Frauennetze 
zu knüpfen, zu einer neuen Solidarität und 
zu einem anderen Miteinander von Frauen 
in Ost und West zu kommen, den Machern 
in diesem Land Frauenmacht entge­
genzuhalten. 

Der Streik der Schweizerinnen 1991 hat 
nicht das matriarchale Zeitalter in der 
Schweiz eingeläutet, aber er hat ein 
Frauennetzwerk geschaffen, das angesichts 
der Nichtwahl von Christine Brunner in die 
Schweizer Regierung mobilisierbar war 
und Frauenwiderstand präsent und sichtbar 
machte. Und wegen dieses Widerstandes 
hat die Schweizer Regierung seit neuestem 
ein weibliches Mitglied (wenn auch nicht 
Frau Brunner selbst). 

N 

Am Anfang überwog Skepsis.­
sehen wich diese der Begeisterung.' 
Frauenstreik wächst und wird g · · · 
Gestreikt wird am Internationalen · 
tag am 8. März 1994. Zu den zwei~­
weiten Koordinierungstrejfen wn 
streik kamen jeweils 70 Frauen aus alk,j 
Regionen der Republik, daruruer aucJi. 
Frauen aus den neuen Ländern. Das Speie. 
trum der Teilnehmerinnen war ungew{)/Jn, 
lieh breit: viele Gewerkschafterinnen, auto-, 

nome Frauengruppen, Frauenzeitungen/ 
ASTA-Frauenprojekte, Grüne, Jusos, U,ic 
abhängiger Frauenverband . . . Nur diJ 
Teilnahme aus Reihen der ASF lief) zu wün/ 
sehen übrig, obwohl einige namhafte SPD- ·· 
Frauen wie Monika Ganseforth, Marliese 
Doberthien und Hannoh Wolf den Aef,uj_ 
unterschrieben haben. 

Um so erfreulicher der Planungsstand 
der Streikvorbereitung: inzwischen haben . 
sich in den meisten größeren Stiidten Streik­
komitees zusommengefunden, von Berlin · 
bis Köln/Bonn, von Hamburg bis Hei- . 
delberg, Kiel bis Karlsruhe, Schwerin bis 
Sluttgart. Die Arbeitsgruppe Gewerkschaf­
terinnen war besonders erfinderisch. 
Schließ/ich heißt es für sie, Streikaktionen 
zu entwickeln, ohne den "richtigen" Streik- . 
begriff zu benutzen, da dieser tarifrecht/ich 
nur bei Urabstimmung Anwendung finden 
darf. Vom "Bummelstreik" über Betriebs­
oder Wahlkampfeersammlung, "lila Pau­
se" bis "Bildschinnstreik" ist hier alles 
angetlochJ- auf daß auch so alle Räder und 
Rädchen im Getriebe stillstehen. Seihst der 
DGB-Buridesvorstand hat sich kürzlich die­
serlinie angeschlossen und wn "betriebli­
chen Protesttag" aufgerufen. 

Nächste Vorbereitungsstation ist eine 
große Streikkonferenz am 13. November in 
Kassel - u.a. mit Venreterinnen der Frau­
enstreiks aus der Schweiz und Island. Der 
Streikmefruf mit seinem Themenspektnun 
von Abtreibung, Arbeitsplatzschaffung und 
Ablehnung jeder Kriegsbeteiligung bis zu 
Quotierung ist allgemein im Sinne einer 
Aufnif-Klommer gehalten. Meines Erach­
tens ist der Frauenstreik die erste gebündel­
te linke Antwort auf die Derrwntage von 
Sw.ialstaaJ, Refonnen und frauenpoliti­

. sehen Veränderungen, als lJJJjlerparlamen­
tarische Ojfemivaktion, die lwffentlich 
Schule macht! 

Oaudia Wa/Jher, spw-Redoktion 
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Hans Kalt 
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Anatomie der Krise 
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144 Seiten, DM 19,80 
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ISBN 3-89438-047-0 
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deutschen Volkes 
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Redaktion: Florence Herve, Elly 
Steinmann, Renate Wurms 
288 Seiten, DM 14,80 
ISBN 3-89438-059-4 

Caroline Thomas 
Klaus-Peter W einer (Hg,) 
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der Vereinigung 

Wir, Europa und der Rest der Welt. 
Wir sind wieder wer - was machen 
wir daraus? 
Beiträge von Frank Deppe, Lutz 
Hoffmann, Kurt Hübner, Jörg 
Huffschmid, Dieter Klein, Nicos 
Kotzias, Wolf D. Narr, Albert Statz, 
Carotine Thomas und Klaus-Peter 
Weiner. 
Paperback, 175 Seiten, DM 38,­
ISBN 3-89438-063-2 

~ Petersbergstr. 4, 50939 Köln -~ 
tr 0221/44 85 45 &:; 44 62 40 Ql-FAX 0221/44 43 05 

~ PapyRossa Verlag 



M A G A z N 

von Hans Glück 

Das ständig vom Scheitern bedrohte 
DUALE SYSTEM DEUTS_CH­
LAND (DSD) und der "GRUNE 

PUNKT", gegründet zur Rücknahme von 
Verpackungsmüll, hat der staunenden 
Öffentlichkeit nicht zuletzt die Augen dafür 
geöffnet, was für einträgliche Geschäfte 
mit Müll auf dem Rücken der Verbraucher 
gemacht werden können. 

Bereits seit längerem werden etwa 50 
Prozent aller in Deutschland anfallenden 
Abfälle (Hausmüll und hausmüllähnliche 
Abfälle) von privaten Unternehmen im 
Auftrag der entsorgungspflichtigen Kör­
perschaften eingesammelt und zu den von 
den Kommunen ganz oder überwiegend 
betriebenen Müllver-brennungsanlagen 
und Deponien gebracht. Die im Abfallrecht 
verankerte Pflicht zur Abfallverwertung, 
steigende Müllmengen und knapper Depo­
nieraum haben - wesentlich beschleunigt 
durch die Verpackungs-Verordnung (Ver­
pack-VO) - die Aufgaben wachsen lassen. 
Sortieren, Zerlegen und Allfbereiten 
heißen die neuen lukrativen Geschäfts­
felder. Ein enormes Wachstum zeichnet 
sich auf dem Entsorgungsmarkt ab. 

Der gegenwärtige Gesamtumsatz der 
Entsorgungswirtschaft liegt btmdesweit bei 
fast &'.l Mrd. DM pro Jahr. Hausmüll (ca. 
11 Mrd. DM) sowie Industrie- und 
Gewerbemüll (ca. 68 Mrd. DM) bilden 
daran den Löwenanteil. Weit abgeschla­
gen, aber dennoch profitabel, folgen 
Baustellenabfälle mit knapp 6 Mrd. DM 
und Sonderabfälle mit etwa 3 Mrd. DM. 
Nach Schätzungen einschlägiger Bran- . 
chenkenner wird der Umsatz in den 

. nächsten 10Jahrenaufl&'.l-200Mrd. DM 
amteigen. Die_ anstehenden gesetzlichen 
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Milliardengeschäfte 
mit Müll 
Rahmenbedingungen erfordern nach Aus­
kunft der Entsorgungswirtschaft allerdings 
Investitionen in Höhe von ca. 100 Mrd. 
DM. Selbst größere Unternehmen sind 
nicht mehr in der Lage, die für Planung, 
Genehmigung und Errichtung yon Anlagen 
erforderlichen Finanzmittel aus eigener 
Kraft aufzubringen. Dies wird zu einer 
Umstrukturierung des Marktes führen, auf 
dem zur Zeit etwa 2000 Unternehmen tätig 
sind. 

Monopoly in der 
Müllwirtschaft 

Der Entsorgungsmarkt ist dement­
sprechend durch ausgedehntes Wachstum 
und gleichzeitige Konzentration gekerui­
zeichnet.Längst vorbei ist die Zeit der 
Lmnpensammler aus der Nachkriegszeit. 
Kleine und mittlere Unternehmen müssen 
großen Untemehmwigen weichen. Groß­
konzerne, insbesondere aus der mit den 
Kommunen verfilzten Energiewirtschaft, 
der Baustoffindustrie und dem Hoch- und 
Tiefbau dringen mit überschüssigem Kapi­
tal in den bislang mittelständisch geprägten 
Entsorgungsbereich ein. Vor allem die auf 
dem Versorgungsmonopol beruhende Fi­
nanzkraft der Energiekonzerne spielt hier­
bei die größte Rolle. Als bedeutende Kon­
zerne im Müllgeschäft tummeln sich: 

i 
RWE AG (mit ihren Töchtern 
RWE-Entsorgung AG, R+T Um­
welt GmbH und den mitbe­
herrschten Finnen Trienekens Ents­

orgung GmbH und R + T Entsorgung 
GmbH sowie R+T Entsorgung GmbH); 
Geschäftsfelder liegen in den Bereichen 
Abfalltransporte und Containerdienste, Er­
fassung und Einsammlung von Wertstoffen 
sowie Bodensanierwig und Abwasser­
reinigun,g; .. 

i 
Ruhrkohle AG (Mehrheitseigner 
VEBA u. VEW); sie betreibt u.a. 
eine Hydrieranlage zusammen mit 
der VEBA AG in Bottrop, wo z.B. 

Plastikabfall in Öl umgewandelt werden 
kann; 

i 
i 

VEBA AG; Geschäftsfelder u.a. in 
den Bereichen Recycling von Wert­
stoffen und Müllverbrennung; 

Werbahn-Gruppe; Geschäftsfelder 
fast nur im Bereich des Baustoff­
recycling; 

i 
Umweltsen'ice Südwest Entsor­
gungsgesellschaft mbH (beherrscht 
von der Badenwerk AG, Saarberg­
werke AG und Wehrte-Werk AG) 

Allein auf diese sechs Konzerne sind 
etwa 100 Zusammenschlüsse in kurzer 
Zeit entfallen. Von strategischer Bedeu­
lWlg waren dabei der Mehrheitserwerb 
durch die Ruhrkohle AG an der auch 
überregional und z. T. grenzüber­
schreitend bedeutsamen Mittelbadischen 
Sonderabfall-Entsorgungs- und Verwer­
lWlgs'gesellscbaft MVG in Rastatt sowie 
eine Minderlleitsbeteiligung durch RWE 
an der Firma Fischer Recycling am Bo­
densee. Ein besonderes Schnäppchen ge­
lang dem Energiekonzern VEW mit dem 
Aufkauf des Inlandsgeschäfts der Edel­
boff-Gruppe, einem bedeutendem 
Entsorgungsunternehmen mit über 600 
Mio DM Jahresumsatz. Im Sommer die­
sen Jahres ist auch der Einstieg der Ener­
giewirtschaft im SPD-regierten Rhein­
land-Pralz gelungen. Unter den Gesell­
schaftern der vom Land gegründeten und 
mehrheitlich gehaltenen Sonderabfall­
Management-Oesellschaft geben sich 
auch die VEBA AG, Ruhrkohle AG und 
RWE-Entsorgung AG ein Stelldichein. 

Nach Einschätzungen der Entsor­
gungswirtschaft könnten zukünftig ledig­
lich fünf bis sieben kapitalstarke Ent­
sorgungskonzerne, darunter VEBA, 
VEW, RWE, Bayernwerk, Ruhrkohle so­
wie die Firma W aste Management den 
Entsorgungsmarkt mit einem Marktanteil 
von 30 bis 40 Prozent dominieren. Den 
restlichen Marktanteil würden sich vor al­
lem relativ umsatzstarke mittlere Unter­
nehmen und daneben (noch) übrig bleiben­
de kleine Unternehmen teilen. 

Nun ist der Entsorgungswirtschaft als 
Husarenstück auch noch der mehr oder 
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_weniger direkte Einstieg in das DSD ge­
lungen. Ihre hohen Entsorgungspreise ( es 

· steht zu vermuten, daß dies strategisch 
· angelegt war), aber auch ausbleibende Li­
zenzgebiillren des Handels durch schlam­
pige VertragsgestaltWlg seitens des DSD . 
haben für ein gewaltiges Finanzloch ge­
sorgt, das das DSD in die Knie gezwwi­
gen hat. Nach hektischen Krisensitzungen 
mit dem ramponierten BW!desumwelt­
rninister wid Vater der Verpack-VO in 
Bonn sind die ausstehenden Forderwigen 
der Entsorger von mehr als 600 Mio DM 
( !) von diesen in verzinsliche Darlehen 
umgewandelt worden. Helmut Trie­
nekens, Chef gleichnamiger Firma und 
fest im Griff von RWE, außerdem Präsi­
dent des Bwidesverbandes der Deutschen 
Entsorgungswirtschaft (BDE), im 0-
Ton: "Da wir die Passivseiten (des DSD) 
schon fast übernommen haben, gehört 
uns die Gesellschaft, ob das Bundeskar­
tellamt das llWl will oder nicht" (Frank­
furter Rwidschau vom 7 .9.93). Der Ein­
fluß der Entsorgerbranche wird bald auch 
noch auf andere Weise handfest unter­
mauert: Ihre Vertreter soUen in ·. Ge­
schäftsführung und Aufsichtsrat einzie­
hen! Eine Chance, dies zu verhindern, 
besteht noch insofern, als die Konkurs­
gefahr für das DSD trotz der Finanz­
spritze der Entsorger noch nicht endgültig 
gebannt ist. 

Trienekens und sein BDE mischen 
aber nicht nur hier, sondern auch über die 
Interseroh AG miC Sitz in Köln kräftig im 
Müllgeschäft mit_. In der lnterseroh AG 
haben sich alle im BDE organisierten 
Entsorgungsunternehmen zusammenge­
schlossen. lnterserob hat industrie­
spezifische Branchenlösungen zur Rück­
nahme und Verwertung vQn gebrauchten 
Transportverpackwigen entwickelt und 
operiert hiermit am Markt. Von 
Interseroh abge-schlossene Aufträge 
werden vorrangig unter den Mitgliedern 
verteilt (wobei es untereinander zu 
Preisabsprachen kommt). Nicht nur auf 
diese Weise werden Konkurrenten 
ausgeschlossen, sondern auch dadurch, 
daß - wie zu hören ist - für Anteils­
scheine, d.h. um dabei zu sein, glatt 
200.000 DM gezahlt werden müssen. 

DSD: Türöffner 
für Müllkonzerne 

Doch noch einmal zurück mm DSD. 
Um die Türöffnerfunktion des DSD für 
eine noch glänzendeo, Zukunft auf dem 
Müllmarkt zu verstehen, muß man sieb 
daran erinnern, daß mit der Verpack-VO 
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verlangt wurde, daß sich Her.;teller und 
Vertreiber an einem System beteiligen, daß 
flächendeckend angelegt und ver-braucher­
nab ist, regelmäßige Abholung gewährlei­
stet wid bestimmte Sammet- und Sortier­
quoten in kurzer Zeit erreicht (vom Inkraft­
treten der VO 1991 bis 1993 bzw.1995). 
Allerdings wären nach der Verpack-VO 
auch mehrere nebeneinander bestehende 
Systeme möglich gewesen. Von Industrie, 
Gewerbe und Handel wurde aber nur ~ 
zentral organisiertes System, nämlich das 
DSD mit dem "GRÜNEN PUNKT", zur 
Bewältigung der Aufgaben aus der Taufe 
gehoben. Derzeit liegt die Zahl der Gesell­
schafter bei wigefiihr 550 Unternehmen. 
Daneben bildeten sich Ge­
meinschaftsunternehmen mit der Entsor­
gungswirtschaft im Bereich des Wert­
stoffhandels und mit Her.;tellern von 
Kunststoffen, Glas, Papier/Pappe, Weiß­
blech, Aluminium und Verbundmaterialien 
für flüssige Nahrwigsmittel. Außerdem 
mußten mit etwa 13 000 Herstellern und 
Importeuren Lizenzvereinbarungen über 
die Verwendung des Grünen Pwiktes abge-

Kräftige Gewinne auf 
dem Rücken der Bürgerin­
nen, ohne daß sich die 
Leistungen bei Entsor­
gung und Verwertung 
verbessern. 

schlossen werden. Damit sind etwa &'.l Pro­
zent aller mit Verkaufsverpackwigen ver­
triebener Wan:n dem System ange­
schlossen. Zusätzlich wurden bundesweit 
flächendeckende Verträge mit entsor­
gungspflichtigen Körperschaften zur ver­
braucher- bzw. hausbaltsnaben Erfassung 
und materialspezifischen Sortierwig ge­
brauchter Verkaufsverpackwigen (Stich­
wort "gelber Sack") abgeschlossen. 

Die auf der Verpack-VO beruhende 
Monopolstellung des DSD konnte im 
übrigen nur so rasch und durchgreifend 
realisiel't - so einige Stimmen - werden, 
weil die Zielvorgaben der Verpack-VO im -
Hinblick auf Erfassungs- und Sortierquoten 
zeitlich zu kurz (s.o.) angesetzt worden 
seien. Außerdem konnte die Mono­
polstellung des DSD nach seiner Bildung 
durch staatliches Handeln im komnrunalen 
Bereich noch ausgebaut worden. Nachste­
hend dazu einige Gründe: 

1. Vor dem Hintergrund der ange­
spannten Lage im Bereich öffentlicher Kas-
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sen wurden dem DSD wsätzlicbe, bislang 
kommunal bewältigter Entsor­
gungsaufgaben übertragen. Gleichzeitig 
wurde auch noch deren Finanzierung auf 
das DSD abgewälzt. Hier hat einmal mehr 
die Einfallslosigkeit von Kommunal­
politikern gesiegt: Privatisierung von öf­
fentlichen DienstleistWlg"I). - anstatt den 
öffentlichen Sektor zu einem modernen 
und betriebswirtschaftlich-organisatorisch 
effizienteren Dienstleistungsbereich umzu­
gestalten. Auch und gerade in der gegen­
wärtigen Krise bestehen Möglichkeiten, 
den öffentlichen Sektor von bürokratisch 
er.;tarrten Strukturen zu befreien und zu 
modernisieren. 

2. Das DSD wurde offenbar bei der 
Auftragsvergabe in erheblichem Umfang 
daran gehindert, Aufträge zur 
verbrauchemahen Entsorgung gebrauchter 
Verkaufsverpackungen llUSZUSChreiben. 
Somit konnten lokale und regional 
ansässige Entsorgungsunternehmen in 
vielen Fällen ·nicht mit Aufträgen bedacht 
werden. Dies war wohl der Grwid, wannn 
beispielsweise in Berlin die Einsammlung 
allein der Firma Alba mit einer Handvoll 
Subunternehmen übertragen wurde. . . . .. .·· 

So trägt der Staat selbst zur ZerstönnJ&",il/ irf ·• 
vielfältig strukturierter lokaler iJ!llf~ri.'i": 
regionaler Märkte bei. ,:" ':"' 

3. Wegen der erforderlichen Abstim-- · 
mung mit den Kommunen richtete sich die 
Größe der Erfassungsgebiete für Ver­
kaufsverpackungen an den VerwaltWlgs­
grenzen der entsorgungspflichtigen Kör­
perschaften aus. Ein kostengünstigerer 
Zuschnitt nach wirtschaftlichen und 
logistischen Gesichtspunkten kam daher 
nicht zum Tragen. Dies hätte durch eine 
gebietsübergreifende Kooperation der 
Kommunen möglicherweise verhindert 
werden können, wurde aber in den 
abgeschlossenen Verträgen nicht be­
rücksichtigt. 

Swnma summarum: trotz Wirtschafts­
flaute und Standortdebatte glänzende Ge­
schäfte; Konzentration auf wenige kapit­
alstarke Wirtschaftsunternehmen, vor al­
lem Tochterfirmen von Energie­
konzernen; kräftige Gewinne auf dem 
Rüclren der Bürgerinnen durch schnell 
ansteigende . Entsorgungsgebühren, ohne 
daß sich die Leistungen bei Entsorgung 
und Verwertung verbessern; Kartellbil­
dung sowie monopolistische Preis- und 
Marktbeherrschung bis hin zu den Sekwi­
därrobstoffen. Und was tWl Staat und 
Bundeskartellbehörde dagegen? Wenig 
bis nichts. Sie sitzen und lauschen, wie 
die Profite am Staatssäckel vorüber­
rauscben! 
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Wir sind 

'---o---Jo..______.o 
nicht erleichtert ! 
Kritische Anmerkungen zum Wohnbauland­
und lnvestitionserleichterungsgesetz 

von Helmut Arnold* 

N ~ dem vorsichtigen Einstieg in 
eme moderne Naturschutz- und 
Umweltpolitik in den 70er 

Jahren und ersten Erfolgen wurden sehr 
rasch auch ihre prognostizierten 
Begrenzungen offenbar: Der Arten­
schwund wurde nicht gestoppt, die 
Abfallberge wuchsen weiter Luft­
Wasser- und Bodenkontamlnatione~ 
wurden kaum reduziert, sondern vielfach 
nur verlagert bzw. in ihrer Zusam­
mensetzung geändert. Das Waldsterben -
ein summarischer Indikator - be­
schlemrigte sich sogar. Vorläufige 
Verbesserungen sind - außer auf das 
Engagement der Ökologiebewegung und 
beachtenswerte technologische Innova­
tionen - insbesondere auch auf ökono­
mische und regionale Umstrukturie­
rungen, Verlagerungen "schmutziger" 
Industrien ins Ausland, Export von Abfall 
und nicht zuletzt Kaputtsanierungen in 
der ehemaligen DDR zurückzuführen. 

Es war deshalb üblich, daß zumindest 
Umweltpolitikerinnen auf die unzurei­
chende Umweltgesetzgebung und den 
~gelhaften Verwaltungsvollzug hin­
wi.esen - ohne jedoch tatsächlich Verbes­
serungen zu erreichen. So wartet z.B. das 
Burulesnaturschutzgesetz von 1976 seit 
vielen Jahren auf eine schon unendlich oft 
zugesagte gründliche Novellierung. Sie 
wird auch in dieser Legislaturperiode 
nicht erfolgen. 

Dies hat sich mittlerweile grundlegend 
geändert. Ebenso wie beim Asyl, in der 
Mililiir- und Sozialpolitik, nun auch im 
Gentechnikrecht, geht es nicht mehr dar­
um, die bestehenden gesetzlichen Bestim­
mungen zu verbessern. Diese gelten viel­
mehr als störende Vorschriften, die des­
halb abzuschwächen sind. Diese Haltung 

. hat sich llmebmend auch die sazialdemo.. 
kratisdJe Opposition zu eigen gemacht. 

• Helmut Amold, Frankfurt am Main 
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Das am 1. Mai 1993 in Kraft getretene 
Investitionserleichterungs- und Wohnbau­
landgesetz drückt diese neue Position im 
Umweltbereich deutlich aus. Mit dem 
Ziel, eine vermeintliche "ökologische 
Selbstblockade" für Bauen, Wohnen und 
Modernisierung der Wirtschaft zu beseiti­
gen, wurde mit diesem einen Gesetz das 
Bau- und Immissionsschutz- Abfall­
Naturschutz- und Raumonhmngsrecht 
"konjunkturgerecht" angepaßt. · Dabei 
können allenfalls die "städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmeri. • (Art. 1, 
Nr. 13), in deren Rahmen Spekulations­
gewinne kommunalisierbar sind, als -
wenn auch sehr bescheidenes - positives 
Signal bewertet werden. Ansonsten geht 
es darum, die Genehmigungsverfahren zu 
beschleunigen, die Öffentlichkeitsbe­
teiligung zu reduzieren und die Prüf-, und 
damit die Kontrollmöglichkeiten der Na­
tur- und Umweltbehörden insbesondere · 
im konkreten Maßnalunen- und Eingriffs­
bereich einzuschränken bzw. ganz aufzu­
heben. 

Im einzelnen sind folgende Regelun­
gen hervorzuheben: 

Immissionsschutzrecht 
und Abfallrecht 

Einführung einer Regelfrist: Geneh­
migungsverfahren mit Öffentlichkeitsbe­
teiligung müssen künftig innerhalb von 
sieben Monaten, vereinfachte Verfahren 
ohne Öffentlichkeitsbeteiligung binnen 
<!:rei Monaten durchgeführt werden. 
Uberschreitungen sind nur in besonderen 
Ausnahmefällen zulässig. 

Vereinfachte Ve,jahren bei Anlagen­
änderung: Wenn durch die wesentliche 
Änderung an einer Anlage keine nach­
teiligen Umweltauswirkungen zu be­
fürchten sind, soll künftig die zuständige 
Behörde im vereinfachten Verfahren über 
die Änderung entscheiden. 

Vorzeitige Inbetriebnahme: Anlagen­
änderungen können künftig - über ihre 
vorzeitige Errichtung hinaus - probeweise 
auch ohne endgültige Genehmigung in 
Betrieb genommen werden. 

Diese Änderungen wurden schon 
lange von der Industrie gefordert und 
selbst vom Sachverständigenrat für 
Umweltfragen 1990 in seinem Abfall­
wirtschafts-Gutachten vorgetragen. 

Da Abfallentsorgungsanlagen mit den 
genehmigungsbedürftigen Anlagen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes ver­
gleichbar sind, wird ihre Zulassung nun -
bis auf Deponien - nicht mehr in einem 
zeitaufwendigen Planfeststellungsverfah­
ren - und der damit verbundenen Plan­
rechtfertigung - sondern nach dem 
Genehmigungsverfahren des Bundes-Im­
missionsschutzgesetzes erfolgen. Da­
durch wird eine Verkürzung um rund ein 
Drittel der bisherigen Dauer bzw. eine 
"Optimierung" der Zulassungsverfahren 
erfolgen. Mit den Regelungen wird die 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen, 
daß die Errichnmg und der Betrieb der 
Abfallentsorgungsanlagen zügig geneh­
migt werden können. Dies wird zusam­
men mit dem geplanten Kreislauf­
wirtschafts- und Abfallgesetz als eine 
wesentliche Maßnahme zur Verhin­
derung des drohenden Entsorgungs­
notstandes aufgefaßt, ein Entsorgungs­
notstand, den die bisherige Umwelt- und 
Wirtschaftspolitik durch fehlende ent­
schiedene Vermeidung selbst verschuldet 
hat. Die Zulassung von Deponien wird 
weiterhin im abfallrechtlichen Planfest­
stellungsverfahren erfolgen. 

Naturschutzrecht und 
Raumordnungsverfahren 

Die Eingriffsregelung ist künftig 
gnmdsätzlich auf der Ebene der Bau­
leitplanung anzuwenden. Daraus resul-
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,'J'; tiert ihre nur ooch eingeschränkte An­
,,,, wendung beim einzelnen Baugenehmi­
i gungsverfahren. Der Bauleitplanung wer­

. \ den Vorhaben- und Erschließungspläne 
· sowie weitgehend auch Abrundungssat­
zungen gleichgestellt. Auch hierbei sind 
also die wesentlichen Elemente der Ein­
griffsregelung zu berücksichtigen. Im un­
beplanten Innenbereich ( § 34 Bau GB) soll 
die naturschutzrechtliche Eingriffsrege­
lung nicht zur Anwendung gelangen, da 
dort in der Regel Ausgleich und Ersatz 
nicht möglich sind. Damit entscheidet die 
Gemeinde grundsätzlich selbst über die 
Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege. Ein finanzieller Ausgleich, 
der aber die ökologischen Defizite nicht 
kompensieren. kann, erfolgt gegebenen­
falls über die Erschließungsgebühren. 

Im Rahmen der Beratungen des 
Deutschen Bundestages wurde das ur­
sprünglich vorgesehene fünfjährige 
Moratorium der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung in den neuen Ländern 
in eine Ermächtigung an die Länder 
umgestaltet, den Landesvollzug in einer 
fünfjährigen Übergangszeit an die 
"erhöhten" Anforderungen des Gesetzes 
heranzuführen. 

Im Hinblick darauf, daß Raum­
ordnungsverfahren nicht mehr zwingend . 
mit der Umweltverträglichkeitsprüfung 
verbunden sind, werden die Vorschriften 
im Raumordnungsgesetz über Unter­
richtung und Beteiligung der Öffent­
lichkeit gestrichen. In Bezug auf die 
Befristung des Raumordnungsverfahrens 
ist davon auszugehen, daß nach den 
bisher gemachten Erfahrungen für die 
Durchführung dieses Verfahrens eine 
Frist von sechs Monaten ausreichend ist. 
Dabei sind die gegebenen Möglichkeiten 
zur Straffung des Verfahrens sowie zur 
Konzentration der Durchführung von 
inhaltlichen Prüfungen zu nutzen. 

Verwaltungsgerichtbarkeit 
Ziel des Gesetzes zur Beschränkung 

von Rechtsmitteln in der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit ist die Vermeidung von 
Verzögerungen, die dadurch eintreten, 
daß Verfahren über die Investitions­
. entscheidung in den neuen Ländern durch 

. mehrere gerichtliche Instanzen geführt 
werden und deshalb Investitionen über 
Jahre hinweg nicht umgesetzt werden 
können. Die grundgesetzlich garantierte 
Kontrolle von Verwaltungsentscheidun­
gen durch die Gerichte (Art. 19, Abs. 4 
GG) bleibt unangetastet. Eine zweite 
Tatsacheninstanz wird jedoch nur dann 
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eröffnet, wenn dies zur Vereinheitlichung 
der Rechtsprechung oder wegen S<!ßStiger 
grundsätzlicher Bedeutung der Sache not­
wendig ist. 

· Im Rahmen der Beratungen des Deut­
schen Bundestages wurde festgelegt, daß 

· Normenkontrollklagen gegen Bebauungs­
pläne und andere städtebauliche Satzun­
gen weiterhin auch in den neuen Ländern 
zulässig sind, allerdings beschränkt auf 
die ersten drei Monate nach Inkrafttreten 
der Satzung. 

Rot-GRÜNE-Politiker, Umweltver­
bände, selbst die IG Bau-Steine-Erden 
sowie die Gewerkschaft Gartenbau-, 
Land- und Forstwirtschaft und der Bund 
Deutscher Landschaftsarchitekten oppo­
nierten heftig gegen dieses Gesetzes­
vorhaben als eine grundlegende Wende in 
der Umweltpolitik. Die vorgetragene 
Kritik war und ist mehr als berechtigt. 
Die Ursachen der Wirtschafts- und 
Wohnungsprobleme werden hier völlig 
unbegründet der bisherigen Ökologie­
politik angelastet. 

Bis heute jedoch mußte nachweislich 
nur in ganz wenigen Fällen ein Landwirt, 
Hausbauer oder Investor aus Ökologie­
gründen auf sein Vorhaben verzichten. In 
Niedersachsen z.B. wurden zwischen 
1990 und 1992 nur 0,85 % der 2462 
Bebauungspläne aus Gründen des 
Umweltschutzes nicht genehmigt. 

Bundestag und -rat bestätigen mit 
diesem Gesetz, daß aus ihrer Sicht nicht 
die massiven ökologischen Krisen und 
Probleme anzugehen und zu beseitigen 
sind, sondern die Umwelt- und Natur­
schutzbehörden selbst die eigentliche . 
Störgröße darstellen. Gewiß ein ehrliches 
Eingeständnis, denn in einer Zeit, in der 
Profite nur noch bei schnellster und 
rücksichtsloser Investition und Ver­
marktung möglich sind, stören selbst 
ordnungsgemäße und problemorientierte 
Prüfungen und Kontrollen. Da mit 
diesem Beschleunigungsgesetz die oJ>. 
jektiven ökonomischen und ökologischen 
Probleme nicht angegangen werden, wer­
den sich aller Voraussicht nach auch die 
erhofften positiven Wirkungen nicht 
einstellen. 

Außerdem werden die neuen, d.h. 
verkürzten, Fristen bei der unzureichen­
den technischen und personellen Aus­
stattung der Naturschutz- und Umwelt­
behörden diese zu nur noch ober­
flächlicher Arbeit zwingen. Insgesamt 
besteht die Gefahr, daß die umwelt- und 
naturschutzrechtlichen Verfahren zur 
Legitimationsübungen für die Investoren 
degradiert werden. 
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Ganz nebenbei wurde auch - mög­
licherweise grundgesetzwidrig - die Rah­
menkompetenz des Bundes im Natur­
schutz in Richtung ' konkurrierende 
Gesetzgebung verschoben. Hinzu 
konunt, daß sensible und inzwischen 
durch Rechtsprechung erst gefestigte 
Bereiche, wie z.B. di_e Eingriffsregelung 
oder das Erschließungsbeitragsrecht und 
Baurecht, wieder komplett neu entwickelt 
werden müssen. Das wird die Verfahren 
keineswegs verkürzen. 

Auch ist mehr als fraglich, ob dieses 
Gesetzespaket die ökonomischen und 
ökologischen Probleme in der ehemaligen 
DDR lösen hilft, oder ob es zu den 
Altlasten noch investitionserleichterte 
Neulasten hinzukommen läßt. 

Doch Verlierer ist nicht nur die Natur, 
sondern auch die Glaubwünligkeit der 
Bundesopposition aus SPD und GRÜ­
NEN, die im Bundesrat, da sie dort über 
die Mehrheit verfügt, das Gesetz hätte 
stoppen können. Sie begnügte sich 
stattdessen mit ·kosmetischen Verbes, 
serungen und lobte anschließend die 
Einigkeit der Parteien über dieses .. 
Erleichterungsgesetz. Wir allenlings sind 
nicht erleichtert. i ),: : 

So bestätigt sich die Erkenn~s. ~;;~i~{ :--: 
das Recht der Macht zumal ddl':·m1:: :• . 

' "T:i i~;;, . 

ökonomischen Macht, folgt, auch wenn ·. , · 
es auf Kosten der Umwelt und damit . · 
unserer stofflichen Lebensgrundlagen 
sowie demokratischer Beteiligungsrechte 
durchgesetzt werden muß. Die Einsicht 
schmerzt, nicht nur erfolglos opponiert zu 
haben, sondern auch noch - oft bestrittene 
- tli.eoretische Positionen bestätigt zu 
bekommen. 

Eine nicht · ganz aussichtslose Oppo­
sitionspolitik ist zumindest auf drei 
Ebenen sinnvoll und möglich: 

1. In der innerparteilichen Debatte 
verstärkt diese umweltpolitische Wende 
angehen! In einigen Bundesländern steht 
z.B. die Novellierung des Naturschutz­
rechts an. Hier bieten die Spielräume, die 
durch Bundesratsinitiativen erstritten 
wurden, zumindest partielle Chancen 

2. Ein große Verantwortung kommt 
auf die Kommunalpolitik als Trägerin der 
Bauleitplanung zu, d.h. sie entscheidet 
oft, was und wie gebaut wird, und das 
nicht nur im Wohnungsbau! 

3. Die Zusammenarbeit zwischen 
Umwelt- und Gewerkschaftsbewegung 
muß gefördert und aktiv mitgestaltet 
werden. 
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Medienkonzentration: 
eine breite Debatte ist überfällig 

Zum medienpolitischen Aktionsprogramm der SPD-Bundesmedienkommission 

von Helmut Kulme* 

M anchmal gibt es politische Ent­
wicklungen, die erst ins Be­
wußtsein treten, wenn das 

Kind in den Brunnen gefallen ist. Die 
Entwicklung auf dem Sektor der privaten 
elektronischen Medien, mit der 'sich nur 
eine kleine Gruppe von Medienpolitike­
rinnen ernsthaft beschäftigt hat, gehört 
dazu. Das gilt sowohl für die Situation in­
nerhalb als auch außerhalb der SPD. Wer 
außer den in der Medienpolitik En­
gagierten weiß z.B., daß nirgendwo in 
der Welt ein derartiger ·Konzentrations­
grad und eine derartige gegenseitige 
@urchdringung von elektronischen Me­
dien, Zeitungsverlagen und Rechteagen­
turen existiert wie in Deutschland? 

Diese Situation basiert nicht auf finste­
ren Verschwörungen. sondern sie ist 
innerhalb weniger Jahre auf der 
Grundlage der Mediengesetze ent­
·standen, die in den I .andtagen öffentlich 
debattiert und beschlossen wurden. Die 
im europäischen Vergleich hohe Zahl 
privater Fernsehanbieter in Deutschland 
läßt sich auf zwei Kapitalgruppen 
reduzieren: 
• die Gruppe um dem Filmrechte­

händler 1.ro Kirch (der auch Aktionär 
beim Axel Springer Verlag ist), der 
folgende Sender zuzuordnen sind: 
SAT J, PRO 7, Kabelkanal, Deut­
sches Sportfernsehen 

• die Gruppe um den Bertelsmann­
konzern und die luxemburgische 
CLT, der folgende Sender zuzuordnen 
sind:RTL,RTL2, VOX 
Für die Kirchgruppe arbeitet die 

Sportrechteagentur JSPR, für die andere 
Gruppe die Rechteagentur UF A ( ein 
Bertelsmannunternehmen). In Teilberei­
chen des Marktes. führen die Interessen 
beider Gruppen zu gemeinsamen Betei­
ligungen an einen Sender, in diesem Fall 
bei dem Pay-TV-Sender "Premiere". 

Historisch war die Kirchgruppe als 
erste auf dem Plan, kräftig gefördert 
durch die CDU-Politik auf Bundes- und 
Länderebene. Die Entwicklung des 
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Helmut Kuhne, Vorsitzender der mecienpoliti­
schen Kommission der der SPD Westliches 
Westfalen, Mitglied des WDR-Rundfunkrats, 
Bad Sassendorf 

Kirch-Springer-Konglomerats hat auf 
Seiten der SPD nicht zu einer breiten 
Konzentrationsdehatte geführt. Viehnehr 
haben die von der SPD bestimmten 
Staatskanzleien der, Länder - vor allem 
die nordrhein-westfälische - ohne die 
Partei damit zu behelligen im Laufe der 
Jahre eine eigene Strategie entwickelt, 
nämlich die Förderung des Aufbaus eines 
zweiten Konglomerats, unter Sozial­
demokratinnen auch "Familie B" ge­
natmt. Die Beschreitung dieses Weges 
war um so verlockender, als speziell in 
NRW die Staatskanzlei und einige aus der 
Handvoll verantwortlicher Medienpoliti­
ker der SPD-Landtagsfraktion entdeck­
ten, daß mit der Ansiedlung von privaten 
Rundfunkveranstaltern Standortpolitik 
und regionale Wirtschaftsförderung zu 
betreiben ist. Das hat dazu geführt, daß 
Mark Woessner, der Vorstandsvor­
sitzende der Bertelsmann AG, auf der 
Bilanzpressekonferenz 1992 wörtlich da­
von sprach, Bertelsmann besitze "Fre­
quenzschiirfrechte in NRW". 

Um den sogenannten "Westschienen­
veranstalter" VOX - das zunächst mit 
großen Hoffnungen gestartete, inzwi­
schen aber siechende Kind von Bertels­
mann - zu fördern, entzog eine breite 
überparteiliche Mehrheit im NRW­
Landtag auf Betreiben der Landes­
regierung dem öffentlich-rechtlichen 
WDR zwei starke' Fernsehfrequenzen. 
Diese waren dem WDR erst wenige Jahre 
zuvor zur regionalen Versorgung des 
Düsseldorfer Raumes und von Teilen des 
Ruhrgebietes gegeben worden. 

Auffällig auch der Gleichklang, mit 
dem sich in diesem Jahr der zuständige 
Landesminister Clement und der im Vor­
stand von Bertelsmann für elektronische 
Medien zuständige Manfred Lahnstein -
uoter Hehnut Schmidt sozial­
demokratischer Finanzminister - zum The­
ma Medienkonzentration äußerten. Lahn­
stein hatte nämlich unter Verweis auf die 
Weltmarktkonkurrenz offensiv dafür plä­
diert, daß ein Käufer von Film- und 
Sportrechten mehrere Abspielplätze brau­
che, um seine Kosten auch über Werbung 
wieder einspielen zu können. Deshalb sei­
en "Senderfamilien" - und Medien­
konzentration unabdiogbar. Als daraufhin 

mancher sozialdemokratische Blick vom 
Kirch-Springer-Konglomerat kritisch zur 
"Familie B" hinüberschweifte, uoter­
stützte ihn Clement am 18. März auf ei­
nem Mediensymposium in Warschau, bei 
dem die Bertelsmann AG Mitveranstalter 
war: "Ich gehe soweit zu sagen: Eine 
Konzentration von wirtschaftlicher Macht 
bei großen privaten Medienunternehmen, 
die multimedial und international wirt­
schaften, ist in einem dualen Rundfunksy­
stem nicht nur medienwirtschaftlich ge­
boten, sondern auch - innerbalb bestimmer 
Grenzen - medienpolitisch sinnvoll. Ohne 
eine Konzentration von Medienmacht sind 
große private Fernsehprojekte nicht 
finanzierbar. Und ohne finanzstarke Medi­
enkonzerne hat die europäische Medien­
wirtschaft keine Chance, im globalen 
Wettbewerb mit den weltweit operie­

. renden US-amerikanischen und japani--
schen Medienunternehmen zu bestehen•. 

Nicht dementiert wurden Berichte 
verschiedener Mediendienste und Tages­
zeitungen, wonach seinerzeit in der 
NRW-Staatskanzlei uoter Beteiliguog des 
Ministers, der SPD-Landtagsfraktion, 
des Bertelsmann-Konzerns und der Lan­
desanstalt für Ruodfunk darüber 
verhandelt wurde, ob die widerstrebende 
Landesanstalt für Rundfunk das Problem 
mit der 24,9 %igen Obergrenze für die 
Bertelsmann-Anteile bei VOX nicht auch 
etwas lässiger handhaben könne. Vorei­
nigen Monaten erhöhte Bertelsmann sei­
nen VOX-Anteil über die genannte Ober­
grenze. Der Länderausschuß der 
Landesmedienanstalten hat daraufuin die 
Auflage erteilf, daß ähnlich wie beim 
Kirch-Springer-Konglomerat bei SATI 
dieser Anteil innerhalb eines Jahres wie­
der auf maximal 24,9% zurückgefahren 
werden muß. Da Kirch und Springer in 
dieser Sache prozessieren, kann über den 
Ausgang noch nichts gesagt werden. Je­
denfalls ist die Macht der privaten Sender 
gegenüber ihren Aufsichtsorganen so 
groß, daß sie öffenlich erklären konnten, 
sie würden sich einfach nicht an die neuen 
von den Landesmedienanstalten verab­
schiedeten Netto-Zeit-Regelungen für 
Werbeeinblendungen halten. 

Nicht nur die kleine Gruppe medien-
politisch interessierter · Sozialdemo-
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kratlnnen verfolgt diese Politik auf Län­
derebene mit Unbehagen. Mitte des J ah­
res brachte die SPD-Bundestagsfraktion 
eine große Anfrage zum Thema "Kon­
zentrationserscheinuogen bei elek­
tronischen Medien" ein. Bei der Dehat\e 
über die Antwort der Bundesregierung 
führte Peter Glotz uoter anderem aus: 
"Lügen wir uns doch nichts in die Ta­
sche: Die Bundesländer betreiben 
uotereinander natürlich Standortkon­
kurenz. Deswegen wäre es nicht ganz 
ausgeschlossen, daß in einem ganz be­
stimmten Fall die bayerische Staats­
kanzlei Leo Kirch schützt und die 
nordrhein-westfälische das Haus Bertels­
mann. Gerade deswegen gibt es im 
Grundgesetz Buodeskompetenzen für das 
Recht der Wirtschaft und zur Verhütung 
des Mißbrauchs wirtschaftlicher Macht. 
Ich sage noch einmal: Ich habe 
Verständnis dafür, daß die Bundes­
regierung diese Kompetenzen nicht vor­
zeitig und unvorsichtig benutzt. Aber ich 
beschwöre die Koalition, nicht allzu 
sichtbar zu machen, daß der Buod auf 
diesem Feld ein Papiertiger bleiben wird. 
Dann passiert bei den Landesmedien­
anstalten nämlich gar nichts. Für die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
sage ich jedenfalls: Wenn die Länder 
ihren Landesmedienanstalten nicht die 
Instrumente in die Hand geben, die 
Konzentration wirksam zu bekämpfen, 
muß der Bund seine Gesetzgebungskom­
petenz nutzen!" 

Das im Sommer dieses Jahres veröf­
fentlichte Aktionsprogramm der Bundes­
medienkommission und die darin enthal­
tenen Forderungen zur Bekämpfimg der 
Konzentration müssen vor diesem Hinter­
grund gesehen werden. So findet sich in 
Punkt 5 das Postulat: "Medienverantwor­
tung darf . nicht allein den Stand­
ortinteressen der einzelnen Länder und 
Kommunen unterworfen werden." Dar­
aus werden dann aber keinerlei Konse­
quenzen gezogen. Stattdessen wird unter 
der gleichen Tel<lziffer angeregt, die 
Bundesländer sollten durch Staatsvertrag 
eine "förderative Rundfunkkoordination" 
einführen. Diese soll unter anderem die 
Rundfunkaufsicht über die privaten 
Rundfunkveranstalter koordinieren, ins­
besondere bei der Frequenzvergabe und -
verlängerimg. Solange die Koordination 
nicht verwirklicht ist, sollen solche Fra­
gen im Rahmen der Direktorenkonferenz 
der I andesmedienanstalten abgestimmt 
werden. Dies bedeutet aber nichts ande­
res, als auf. die Forderung der privaten 
Rundfunkveranstalter einzugehen, Schrit-
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te hin zu einer Bundesmedienanstalt zu 
machen und auf dem Wege dorthin die 
Kompetenzen der Landesmedienanstalten 
und ihrer Gremien auszuhöhlen. 

Die Möglichkeit einer Fusionskon­
trolle durch das Bundeskartellamt (Ziffer 
3) soll lediglich· "geprüft" werden. Auch 
der in den letzten Monaten in der medien­
politischen Diskussion stärker vorgetra­
gene Gedanke nach einem Verbot des so­
genannten "Cross-Media-Ownership", 
das heißt der Verflechtungen zwischen 
Anteilseigner von Printmedien und elek­
tronischen Medien, taucht nur in 
abgeschwächter Form auf: Derartige 
Verhältnisse sollen "nur bis zu einem für 
das Allgemeinwohl nicht abträglichen 
Grad erlaubt sein" (Punkt 2). Maßstäbe 
zur Bestimmung dieses Grades fehlen je-

. doch. Auch die in Punkt 1 erhobene For­
derung nach dem Prinzip der "absoluten" 
Transparenz der Eigentumsverhältnisse 
wird beschränkt auf die Antragsteller für 
. Sendelizenzen und nicht ausgeweitet auf 
die Gesellschaften, die diesen Rundfunk­
veranstalter tragen. 

Neben einem Verweis auf mögliche 
ergänzende Regeluogen auf EG-Ebene ist 
das schon alles, was der Bundes­
medienkommission zur Konz.entration 
eingefallen ist. Nicht thematisiert wurde 
die Frage, inwieweit bisherige Regeluo­
gen des Staatsvertrages die Konzentration 
begünstigen. So können z.B. Unter­
nehmen an einer uobegreilzten Zahl von . 
Rundfunkveranstaltern beteiligt sein, 
wenn ihr Anteil nirgendwo 24,9 % 
überschreitet. Diese Regelung hat zu 
einer Vielzahl verdeckter Allianzen, treu­
händerischem Verwalten von Anteilen 
usw. geführt. 

Angesichts des bereits vorhandenen 
Grades an horizontaler und vertikaler 
Durchdringung im Bereich der elekto­
nischen Medien läge die Forderung nach 
einer sofortigen umfassenden Entflech­
tung nahe. Ein solcher Gedanke liegt der 
Anregung einiger Direktoren von Landes­
medienanstalten zugrunde, die eine Auf­
hebung der obengenannten Regehmg des 
Staatsvertrages zu Gunsten des Prinzips 
"one man - one show" für sinnvoll 
halten. Danach sollen in Zukunft einzelne 
Unternehmen bis zu 100 % an einem 
Rundfunkveranstalter erhalten, sich dafür 
aber an keinem anderen mehr beteiligen 
dürfen. Derartige Vorstellungen sind 
jedoch ein Programm mit eingebauter 
Erfolglosigkeit. Ohne ein jahrelanges Ab­
schalten der Sender wäre eine auf diesen 
Vorstellungen basierende Entflechtung 
gar nicht möglich. Ein solches Modell 
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würde auch nicht zu einer geringeren Me­
dienkonzentration führen, sondern zu ei­
ner hohen Einflußmöglichkeit einzelner 
Anteilseigner auf jeweils eines der Voll­
oder Informationsprogramme auf dem 
deutschen Markt. 

Gefragt ist ein Programm mittlerer 
Reichweite, welches den Weg zu einer 
schrittweisen Entflechtung öffuet und den 
heimlichen und offenen Befürwortern der 
Medienkonzentration das Argument 
nimmt, der Zug sei abgefahren, man 
könne ohnehin nichts mehr machen. In 
diesem Sinne schlägt die Medien­
kommission des SPD-Bezirks Westliches 
Westfalen drei Punkte vor: 

1. Ein Veranstalter darf grundsätzlich 
an drei bundesweiten Fernsehpro­
grammen beteiligt sein, wovon aber ma­
ximal eines ein Vollprogramm oder Spar­
tenprogramm mit Schwerpunkt Informa­
tion sein darf. 

2. Für ein Vollprogramm oder Spar­
tenprogramm mit Schwerpunkt Infoima­

, tion liegt die Beteiliguogsgrenze bei 49,9 
% der Kapital- und Stimmrechtsanteile, 
bei jedem anderen Spartenprogramm ist 
eine Beteiligung bis zu 100 % der Kapi-
tal- und Stimmrechtsanteile erlaubt. .,,f .1 •, 

3. Beteiligt sich ein Veranstalter "" .. •.1 . .ii·j·>L 
nem Spartenprogramm zu 100 % der:' , }, '; 
pital- und Stimmrechtsanteile so darf iif' . 
ne Beteiliguog an einem zweiten Sparten· . 
programm . 49,9 % der Kapital- und 
Stimmrechtsanteile nicht überschreiten. , 

Vorteil der vorgeschlagenen Regelung­
ist vor allem, daß die Beteiligung eines 
Veranstalters nur auf ein Vollprogramm 
oder auf ein Spartenprogramm mit dem 
Schwerpunkt Information beschränkt 
bleibt. Eine derartige Neuregelung von 
Anteilsobergrenzen ist aber auch nach 
dem Verständnis der Medienkommission 
des Bezirks Westliches Westfalen noch 
nicht ausreichend. Weitere Überlegungen 
werden zur Zeit zum Thema Cross­
Ownership-Regelungen angestellt sowie 
zum Problem der Verflechtung von 
Rundfunkveranstaltern mit den Besitzern 
von Film, Sport uod sonstigen Rechten. 

Entscheidend ist jedoch die Frage, ob 
diese Diskussionen nur in der kleinen 
Gruppe medienpolitisch Interessierter 
geführt werden oder ob es gelingt, die 
Debatte zu politisieren. Das heißt, auch in 
den Gliederungen der SPD das 
Bewußtsein davon zu wecken. daß sich 
im Medienbereich etwas abspielt, bei 
dem man genauer hinsehen sollte - auch 
danach, was die eigenen Landes­
regierungen so treiben. 
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Katrin Fuchs, Peter von Oertzen, 
Ludger Volmer (Hrsg.), Zieht die 
Linke in den Krieg?, Beiträge zur 
Debatte um Kampfeinsälze aus rot­
grüner Sicht, spw-Verlag, 234 Sei­
ten, Köln 19')3 
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Vom Recht des Stärkeren 
zur Stärke des Rechts? 

Die Linke auf der Suche nach einer neuen Weltordnung 

von Martin Mendler* 

D er Zusammenbruch der kommu­
nistischen Parteidiktaturen in 
Osteuropa, die Herstellung der 

deutschen Einheit und das damit 
einhergehende Ende des Ost-West­
Konflikts haben die seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs herrschenden 
Strukturen des internationalen Systems 
radikal verändert. Zunächst sah es so aus, 
als könne eine tiefgreifende Zivilisierung 
der internationalen Beziehungen auf den 
Weg gebracht werden. Doch das 
Aufbrechen neuer und alter Konflikte und 
Krisen .hat die Perspektive einer gesamt-

Martin Mef'ldler •. -Politikwissenschaftler, Par­
lamentarischer Berater der SPD-Landtagsfrak­
tion, Stuttgart 

europäischen Friedensordnung wieder in 
weitere Feme rücken lassen. 

Realistisches 
Friedensprojekt der 

Linken? 
Auch von der Linken wird nicht 

ernsthaft bestritten, daß das vereinigte 
Deutschland seine Position und Ver­
antwortung unter völlig gewandelten 
weltpolitischen Vorreichen überdenken 
und neu bestimmen muß. Aber welche 
Richtung der notwendige außenpolitische 
Anpassungskurs einschlagen soll, das ist 
keineswegs geklärt. Im politischen Spek­
trum Deutschlands macht sich auch auf 
diesem Feld eine neue Unübersicht­
lichkeit breit. Kommt die Linke hierzu­
lande aus den Schützengräben ihres Ab­
wehrkampfes heraus, in die sie von der 
Offensive der konservativen "Norma­
lisierer" gedrückt wurde? Schafft sie es, 
der von den Bonner Revisionisten 
scheibchenweise betriebenen Rückkehr 
zu nationaler Machtpolitik jenseits der 
"Schatten der Vergangenheit" ein eigenes 
zukunftsweisendes und zugleich reali­
stisches Friedensprojekt entgegenzuset­
zen? Wie reagiert die Linke auf Aggres­
sion, Völkermord und Bürgerkrieg vor 
ihrer eigenen Haustür? Ringt sie sich im 
Falle eines Falles als ultima ratio zur 
Anwendung von militärischer Gegen­
gewalt im Rahmen kollektiver Sicherheit 
durch oder verharrt sie trotzig im Atten­
tismus radikalpazifistischer Bekennt­
nisse? 

Die zahlreichen Beiträge, die die 
beiden sozialdemokratischen .Politiker 
Katrin Fuchs und Peter von Oertzen und 
der Bundesvorstandssprecher von Bünd-
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nis 90/Die Grünen, Ludger Volmer, in 
ihrem Buch versammelt haben, begeben 
sich auf die Suche nach Wegen zu einer 
neuen Friedensordnung. Insoweit bietet 
der Band erfreulicherweise deutlich mehr, 
als sein etwas reißerischer, auf optimale 
Verkaufszahlen schielender Titel ankün­
digt. Den meisten Autoren geht es sogar 
ausdrücklich darum, die enge Fixierung 
der aktuellen Debatte auf die Frage von 
out of area-Einsätzen der Bundeswehr zu 
überwinden. Auf der Tagesordnung 
stehen nicht mehr und nicht weniger als 
die Eckpfeiler der künftigen deutschen 
Außenpolitik. Deren Militarisierung zu 
verhindern, ist das übereinstimmende po­
litische Anliegen der Autoren. Ansonsten 
ist ihnen bewußt, daß die Diskussion über 
die Frage, wie Deutschland seiner gestie­
genen Verantwortung in der Welt gerecht 
werden soll, auch im Rahmen eines 
wiederbelebten rotgrünen Dialogs not­
wendigerweise kontrovers verlaufen muß. 
Die Aufsätze des Sammelbandes fallen in 
ihrem analytischen und konzeptionellen 
Gehalt freilich sehr unterschiedlich aus. 
Während zahlreiche Beiträge sowohl 
durch Klarheit und Tiefe ihres Argumen­
tationsganges als auch durch bedenkens­
werte friedenspolitische Vorschläge zu 
überreugen vermögen (Heinrich, Hippler, 
Volmer/Fues, Böhlke/Grabert/Unger/ 
Wehr, Statz, Fuchs), gibt es auch einige, 
das positive Gesamtbild trübende schwar­
z.e Schafe, die weithin bekannte Einsich­
ten wiederholen (Schuster, Biermann), in 
ihrem. geschwätzigen Jargon dem Leser 
auf die Nerven fallen (Narr), allzu hastig 
herunter geschrieben wurden (Wolf) und 
überdies vor allem die eigene sauertöpfi­
sche Befindlichkeit zu kultivieren schei­
nen (Gilges, Lutz). 

Was sind nun die Themen und 
Botschaften der einzelnen Beiträge? 
Konrad Gilgei zeichnet die Etappen der 
parteiinternen Auseinandersetzungen 
über Blauhelm- und UN- Kampfeinsätze 
nach. Er regt sich vor allem darüber auf, 
daß die einmal festgezurrten Positionen 
der SPD immer wieder von prominenten 
Größen aufgeweicht wurden. Arthur 
Heinrich macht in seinem scharfsinnigen 
Text deutlich, daß die Konservativen in 
ihrem Bemühen um zusätzliche militä­
rische Optionen für Deutschland in Wirk­
lichkeit auf die Kappung der bislang auf 
Selbsteinbindung und Selbstbeschränkung 
fußenden außenpolitischen Prämissen 
abzielen. Der Kern des Diskurses um 
"Normalisierung" berührt die Definition 
und Legitimation der "nationalen Inte­
ressen" der, Deutschen nach dem Ende 
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des Ost-West-Kanflikts. Für Joachim 
Schuster stellt sich die heutige Staaten­
ordnung als eine komplexe Interdepen­
denz mit vielfältigen Hierarchien und Ab­
hängigkeitsbeziehungen dar. Der Nord­
Siid-Kooflikt, der Transformationsprozeß 
in den ehemaligen sozialistischen Staaten 
und die innerkapitalistische Konkurrenz 
zwischen den USA, Japan und West­
europa werden als die ;,entralen Konflikt­
formationen beschrieben. Jochen Hippler 
wirft einen kritischen Blick auf die 
Weltordnungspolitik der USA und auf die 
Rolle, die die UNO in Zukunft darin 
spielen könnte. Washington orientiere 
seine Politik gegenüber der UNO aus­
schließlich an instrumentellen Kosten­
Nutzen-Kalkülen. Hippler spricht sich für 
eine Reform der UNO aus, die die Do­
minanz der Großmächte bricht, einen 
Schutzmechanismus für die kleinen Staa­
ten etabliert und Ernst macht mit der V er­
rechtlichung der internationalen Be­
ziehungen 

Ludger Volmer und Thomas Fues 
entfalten in ihrem Beitrag Schlußfolge­
rungen für eine neue Außenwirtschafts­
politik Deutschlands. Dem an nationalen 
Eigeninteressen ausgerichteten Modell 
der Weltmarktdominanz setzen sie ein 
Konzept entgegen, das strengen ökolo­
gischen, menschenrechtlichen und ent­
wicklungspolitischen Kriterien gehorcht. 
Ewald Böhlke, Horst Grabert, Frank 
Unger und Andreas Wehr .umreißen in 
einer Teamarbeit "Eh:mente einer 
zweiten Ostpolitik". Sie wenden sich 
gegen eine marktwirtschaftliche Schock­
therapie und werben um Verständnis für 
eine lange Periode des staatlich 
gesteuerten Übergangs, der auf die hi­
storischen und politisch-kulturellen Aus­
gangsbedingungen stärker Rücksicht 
nimmt. Wolfgang Biermann beschreibt 
die Schwierigkeiten der UNO bei der 
Umsetzung von friedenserhaltenden 
Maßnahmen. Ein Hauptproblem bei der 
Beherrschung der zahlreichen Krisen 
sieht er schlicht in der mangelhaften 
Bereitstellung von personellen, materiel­
len und finanziellen Ressourcen für 
peacekeeping-Missionen. Horst Grabert, 
Peter Glotz und Helmut Iippeü ver­
'suchen, den Ursachen der Tragödie im 
ehemaligen Jugoslawien auf die Spur. zu 
kommen. Auch wenn ein militärisches 
Eingreifen in Bosnien-Herregowina mo-

. ralisch längst gerechtfertigt erscheinen 
mag, so stellt sich für die Autoren doch 
die Frage nach dessen Risiken und 
Folgen. Glotz bringt die Achillesferse des . 
wohlmeinenden bellizistischen Motivs 
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auf den Punkt: Was nützte der Wille zur 
gewaltsamen Beendigung von Mord und 
Totschlag, solange niemand die zündende 
Idee eines für alle Seiten annehmbaren 
politischen Friedensplans hat? 

"Weltregierung" oder 
Realpolitik? 

In den Beiträgen von Dieter S. LuJz 
und Wolf-Dieter Narr werden Argumente 
für und wider den Weltstaat erörtert. Lutz 
bleibt seinem Hang zu Katastrophen­
szenarios treu und leitet aus zahlreichen 
"Trends zum Weltuntergang" die 
Notwendigkeit einer "Weltgesellschafts­
politik" ab, Da aber eine Weltregierung 
derreit weder praktikabel noch durch­
setzbar erscheine, dränge sich die Frage 
auf, wie die weltweite Katastrophe 
überhaupt verhindert werden könne. Und 
da ist Lutz mit seinem Latein recht 
schnell am Ende, lautet die Antwort 
doch: "möglicherweise gar nicht". Den 
weiterhin souveränen Staaten bleibe nur 
der realistische Ausweg, sich· auf der 
Basis internationaler Vereinbarungen 
weiter durch die Probleme durchzu­
wursteln. Narr widerspricht der Idee 
eines Weltstaats ganz vehement. Er 
befürchtet sowohl funktionale als auch 
friedenspolitische und dernokratieprakti­
sche Defizite. Doch was die Formulie­
rung· einer Aliernative zum Weltstaat als 
Instrument der Abschaffung kriegerischer 
Gewalt anbelangt, da steht Narr der Ein­
fallslosigkeit seines Hamburger Kollegen 
in nichts nach. Er überrascht ,mit der 
konkreten Handlungsanleitung, "Politik 
und nur Politik und noch einmal Politik 
mit vollem eigenen Risiko auch in allen 
Arten von Hilfeleistungen" zu betreiben 
und auch zu ertragen. 

Ein Interview mit Egon Bahr führt 
dann wieder auf den Boden diplo­
matischer Realpolitik zurück. Uwe Stehr 
befragt den Mitbegründer der Ost- und 
Entspannungspolitik nach den Prinzipien 
einer neuen Friedensordnung in Europa. 
Bahr plädiert für vertraglich garantierte 
~echanismen der friihz.eitigen Erken­
nll\lg und Eindämmung von Konflikten. 
Wer eine internationale Ordnung her­
stellen wolle, in der der Gewaltverzicht 
auch gegenüber Rechtsbrechern durch­
gesetzt werde, müsse das Gewaltmonopol 
einer übernationalen Organisation 
übertragen und der UNO nationale 
Streitkräfte zur Verfügung stellen. Bahrs 
friedenspolitischer Ansatz will das Recht 
des Stärkeren durch die Stärke des Rechts 
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ersetzen. Albert Statz umreißt die Stra­
tegie einer grün-alternativen Außen­
politik. Frieden und Menschenrechte 
müßten durch einen Ausstieg aus natio­
naler Machtpolitik, durch eine Entmilita­
risierung der Bündnispolitik und durch 
die Stärkung ziviler Strukturen der Kon­
fliktbewältigung gewährleistet werden. 
Eine neue Außenpolitik muß nach den 
Vorstellungen von Katrin Fuchs folgende 
Grundsätze beherzigen: Bearbeitung der 
Konfliktursachen, Beachtung von Demo­
kratie und Menschenrechten und Ent­
wicklungspartnerschaft mit dem Osten 
und Süden. Frieder Otto Wolf betrachtei 
die internationale Konfliktprävention als 
eine der wichtigsten Aufgaben des neuen 
Deutschlands. 

Dei Sammelband ist alles in allem ein 
Beweis dafür, daß es in der deutschen 
Linken an Mut und Kraft zu einer 
außenpolitischen Anpassung an neue Rea­
litäten nicht mangelt. Von einer allge­
meinen Orientierungs- und Konzeptions­
losigkeit kann jedenfalls nicht die Rede 
sein. Wenn die Linke sich für friedliche 
Streitbeilegung und Konfliktintervention 
stark macht, wenn sie weiter · auf Ent> 
rnilitarisierung und Dernokratis · · '·, 

setzt und die Notwendigkeit vo;;IF' 
tutim~lle~ Verne~, V~rteil ". ,.;i 
recht1gke1t und von okon01111SChem. ~,: . 
gleich im Welbnaßstab bekräftigt, daiiii 
liegt sie nicht nur politisch auf der Höhe 
der Zeit, sondern greift auch Erkennt­
nisse der Friedensforschung auf. Eine 
Schwäche des Buches besteht darin. daß 
sich kein Beitrag so richtig auf die Frage 
legitimer Gegengewalt als ethisches und 
politisches Problem einläßt. Dieses 
Thema hätte eine grundsätzliche Dar­
stellung der kontroversen Standpunkte 
auch innerhalb des rot-grünen Spektrums 
verdient. Was die Autoren an konstruk­
tiven Vorschlägen für eine Politik der ak­
tiven Friedensgestaltung unterbreiten, 
widerlegt den an die Adresse der Linken 
gerichteten landläufigen Vorwurf des 
Realitätsverlustes und der Politikunfähig­
keit. Will die Linke jedoch den revi­
sionistischen Bestrebungen der Regierung 
nicht bloß defensiv hinterberhecheln, 
dann muß ihr zum Militär mehr einfallen 
als dessen Abschaffung. Egon Bahr gibt 
folgenden Ratschlag: "Wir können nicht 
draußen sitzen und Empfehlungen ma­
chen, wie die anderen es · alles besser 
machen sollen, wenn wir nicht bereit 
sind, unseren Teil mit zu übernehmen." 
Es bleiben Zweifel, ob die Linke schon so 
weit ist, dieser friedenspolitischen 
Marschrichtung zu folgen. 
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Illusionen 
und 
Zumutungen 
Fotos: Stephan Hoppe 

schlechten Gewissens 
als von dem Wunsch 
getrieben, den ehe­
maligen DDR-Bür­
gern etwas Gutes zu 
tun. Das daraus ent­
stehende Gemisch 
zwischen Außenan­
sichten und uber­
mäßiger Betroffen­
heit von Menschen, 
die sich als Opfer 
des DDR-Regimes 
fühlen, hat dabei 
der W ahrheitsfinchmg 

sie damit einen Zustand, den der Deut­
sche angeblich besonders liebt: Klare 
Verhältnisse. Hüben war alles gut, drü­
ben alles schlecht, und deswegen sollten 
die Ostdeutschen gefälligst dankbar sein 
für die Gnade der Wiedervereinigung. 

"Freyburg an der Unstrut· nicht gedient. 

So war die Aufarbeitung der DDR­
Vergangenheit bisher geprägt von lliusio­
nen und Zumutungen. Die größte lliusion 
ist es wohl gewesen, anzunehmen, es 
gäbe ein Verfahren, die Guten und die 
Bösen voneinander zu trennen. Zwiick­
greifen mußte man dabei auf scheinbar 
objektives Material, die Stasi-Akten: Mit 
großer krimineller Energie zusammenge­
tragenes Material, von dem jeder Histori­
ker weiß, daß man es ohne eine genaue 
Kenntnis der i.eitlichen Umstände und von Reinhard Höppner* 

D 
rei Jahre nach Ende der DDR, 
vier Jahre nach jenem aufregen­
den Herbst 1989 ist es sicherlich 

verfrüht, eine Bilanz zu ziehen über das, 
was im Blick auf die Aufarbeitung der 
Vergangenheit der DDR geleistet worden 
ist. Noch arbeiten Kommissionen, laufen 
Rehabilitierungsverfahren, und im 
Bundestag wird an einem zweiten 
Unrechtsbereinigungsgesetz gearbeitet. 

Trotzdem lohnt sich die Frage, ob der 
Wunsch, daß wir es diesmal besser ma­
chen wollten als nach 1945, wirklich in 
Erfüllung gegangen ist, ob es überhaupt 
ein berechtigter oder erfüllbarer Wunsch 
war. Bei genauer Betrachtung verbietet 
sich allerdings schon der Vergleich zwi­
schen dem Dritten Reich und dem Staat 
DDR und damit auch der Art und Weise 
des Umganges mit der Vergangenheit. 
Die Forderung, es diesmal besser machen 
zu wollen; kam vor allen Dingen aus dem 
Westen, war mehr die Stimme eines 
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Dr. Reirihiiiid Höppner, Vorsitzender der SPO­
Fraktioo im Landtag von Sachsen--Anhalt 

Fragliche Methoden der 
Vergangenheits­

bewältigung 
Ich erinnere mich an eine Situation, 

als in dem Bundesland, in dem ich lebe, 
in Sachsen-Anhalt, unter der Überschrift 
"SED-Justiz als Instrument der Herr­
schaftssicherung" eine Tagung der 
Landesi.entrale für politische Bildung ab­
gehalten wurde. Als einziger Referent 
aus den neuen Ländern war ein Opfer des 
Stalinismus eingeladen worden, um sein 
persönliches Schicksal zu Gehör zu brin­
gen. Ihm gegenüber saß eine Phalanx 
westdeutscher Professoren. Diese Aus­
gangssituation hat Symbolcharakter für 
die Methode, mit der die Aufarbeitung 
der Vergangenheit betrieben wird: Um 
ihr vorgefaßtes Urteil .über den un.sägli­
chen andel'!'n deutschen Staat bestätigt zu 
sehen, lassen sich diejenigen, -die schon 
immer um die Verderbtheit des Sozialis­
mus wußten, erschütternde persönliche 
Schicksale vorführen. Für sich schaffen 

So war die Aufarbeitung 
der DDR-Vergangenheit 
bisher geprägt von 
Illusionen und Zu-
mutungen. 
Illusion ist 

Die größte 
es wohl 

gewesen, anzunehmen, 
es gäbe ein Verfahren, 
die Guten und die Bösen 
voneinander zu trennen. 

ohne Bewertung der Absicht der V erfas­
ser überhaupt nicht verstehen kann. 
Zweifellos ist manches Schlimme aus 
DDR-Zeiten dabei zutage gefördert wor­
den. Die Engführung auf die Tätigkeit 
des Staatssicherheitsdienstes und die Su­
che nach den Informellen Mitarbeitern 
hat allerdings das Vorurteil bestätigt: Die 
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Kleinen fängt man, die Großen läßt man 
· laufen. Es ist zweifellos eine Zumutung 
für manchen kleinen IM, wenn er öffent­
lich geächtet wird, während seine 
Auftraggeber in Talk-Show.s auftreten 

. und unbehelligt Rechtfertigungsbücher 
schreiben können. 

Der Rechtsstaat wurde 
auf den Kopf gestellt 

Sehr schnell befreit worden sind wir 
auch von der lllusion, der Rechtsstaat 
könne mit juristischen Mitteln Ge­
rechtigkeit herstellen. Sicherlich war es 
richtig, die Todesschüsse an der Mauer 
durch Proi.esse juristisch aufzuarbeiten, 
so wie sich in jedem Rechtsstaat auch der 
Einsatz von Polizei nicht der juristischen 
Überprüfung entziehen darf. Trotzdem 
bleibt mehr als ein bitterer Beige­
schmack, wenn die Auftraggeber und die 
Initiatoren dieses Grenzregimes unbe­
helligt bleiben und ihre Schuld sich einer 
juristischen Wertung entzieht oder, wie 

Die These, daß Be­
troffene besonders gut 
geeignet sind, der Wahr­
heit auf den Grund zu 
gehen, hat sich auch im 
Blick auf die Bearbeitung 
der DDR-Vergangenheit 
als falsch erwiesen. 

Beschuldigter als unschuldig gilt, solange 
ihm die Schuld nicht nachgewiesen wird. 
Dieses Verfahren eignete sich allerdings 
hervorragend für den Kampf um Macht 
und Einfluß im neuen Deutschland. 

Immer wenn jemand von der poli­
tischen oder öffentlichen Bühne ver­
schwinden sollte, tauchte irgendwo eine 
Akte auf, die natürlich aus Quellen­
schutzgründen nicht näher qualifiziert 
werden mußte. Für alle, die diese Art von 
Aufklärung der DDR-Vergangenheit be­
trieben, zählten nur die vermeintlichen 
Erfolgserlebnisse. Wieviel Angst sie ver­
breiteten, wieviele Menschen, die doch 
gerne ihre Kraft für den Neuaufbau des 
Landes eingesetzt hätten, sie damit zum 
Rückzug ins Private getrieben haben, 
wird man nie ermitteln können. Leisten 
konnte man sich diese Art des Umgangs 
mit der Vergangenheit ohnehin nur, weil 
im Zweifelsfall die Führungskräfte durch 
Menschen aus dem Westen ersetzt wer­
den konnten. Dem Selbstwertgefühl der 
Menschen aus dem Osten ist dabei schwe­
rer Schaden zugefügt worden, und so ist 
die Diskussion um die Vergangenheit von 
Manfred Stolpe für viele ehemalige 
DDR-Bürger zum Testfall dafür gewor­
den, ob ein Mensch, der zu DDR-Zeiten 
sein Bestes versucht und dabei zweifels­
frei auch Fehler gemacht hat, in der neu­
en Gesellschaft überhaupt noch eine 
Chance hat .. 

Die schwierige Suche 
nach der Wahrheit 

Die Initiatoren des Tribunalgedankens 
jedenfalls haben schon bald gegen solche 

jüngst in den Proi.essen gegen den ehe- . Art von Aufarbeitung der Vergangenheit 
maligen Verteidigungsminister- Kessler protestiert und deutlich gemacht, daß es 
und seinen Stellvertreter Strelitz, zu Ur- ihnen nicht um die Verurteilung von 
teilen führt, die in keinem Verhältnis zu Menschen geht, sondern vielmehr um die 
den Urteilen gegen die Mauerschützen Frage, wie die Strukturen des DDR­
stehen. Die Unfähigkeit des Rechts- Systems tatsächlich gewirkt haben und 
staates, politisch-moralische Schuld zu was wir aus unserer Geschichte lernen 
werten, hat verschiedene Bürgerrechtler können. 
der ehemaligen DDR im Sommer 1991 Ihre Initiative führte im Frühjahr 1992 
dazu geführt, ein Tribunal zu verlangen, zur Gründung eines Vereins, der ein 
auf dem solche Schuld zur Sprache kom- Forum der Aufklärung und Erneuerung 
men und bewertet werden sollte. Das sein sollte. Die Suche nach der Wahrheit 
Stichwort hat eine heftige und kon- sollte im Mittelpunkt stehen, einer Wahr-
troverse Debatte ausgelöst. Zumal gerade heil, die sich nicht nur aus Akten 
im Herbst 1991 die Medien praktisch Tri- erschließen läßt, sondern die des offenen 
bunale veranstalteten, in denen es aus- Gespräches zwischen Tätern und Opfern, 
reichte, jemanden zu verdächtigen, um zwischen Betroffenen und Beteiligten aus 
ihn öffentlich unmöglich zu machen. Der unterschiedlichen Richtungen bedarf. Zu 
Rechtsstaat wurde auf den Kopf gestellt, den Akten, die ohnehin für sich 
in dem der Beschuldigte seine Unschuld genommen keine Beweiskraft haben, 
beweisen mußte, während sonst doch ein müssen die Biographien der Menschen 

kommen. Manch einer, der seine Opfer­
akte einsehen konnte, hat das inzwischen 
erlebt und hat in Gesprächen mit denjeni­
gen, die ilin bespitzelt haben, auch das 
Verreiben gelernt. Michael Beleites hat 
das in seinem Buch "Pechblende" ein­
drücklich beschrieben. 

Aber selbst dieser gut gemeinte An­
satz des Forums der Aufklärung und Er­
neuerung; ein Gespräch zwischen Tätern 
und Opfern zu organisieren, blieb stek­
ken, weil offenbar diejenigen, die in der 
Lage gewesen wären, solche Proi.esse in 

. Gang zu bringen, voll in Anspruch ge­
nommen wurden von anderen Aufgaben 
und Herausforderungen der Gegenwart. 

Die Menschen in Ostdeutschland ha­
ben kürzlich in einer Umfrage mehr­
heitlich zum Ausdruck gebracht, daß sie 
einen Schlußstrich unter diese Debatte, 
die ja in Wahrheit gar nicht stattfindet, 
gezogen sehen wollen. Ihre Sorge um die 
Zulrunft ist größer als die Bereitschaft zur 
Rückschau. Der tägliche Existenzkampf 
ist für sie keine abgegriffene Formel, 
sondern bedrückende Realität. Die große 
Anstrengung, sich neu im Alltagsleben 
orientieren zu müssen, versperrt vor •al-

lem die Öffnung der Köpfe u:!.:ta . 
Jen, um das eigene Selbstvers ·· : "'' '. ·, 
eigene Biographie auf den Prüfs '. .. /.,;"" 
stellen. Vielmehr herrscht ein gilillliii 
psychologischer und politischer Druck, 
sich möglichst schnell an das · neue, 

· üb\,rgestiilpte Gesellschaftssystem mit 
allen seinen Randbedingungen anzu­
passen. 

Im Westen der Republik konrentriert 
sich das Engagement auf die Fragen nach 
der neuen außen- und sicherheitspo­
litischen Rolle in der Welt, der Sicherung 
des Wirtschaftsstandortes und darauf, wie 
angesichts der finanzpolitischen Proble­
me ein erbarmungsloser Verteilungs­
kampf verhindert werden kann. Als 
könnten diese Zukunftsfragen ohne die 
Aufarbeitung der gesamtdeutschen Ver­
gangenheit jemals schlüssig beantwortet 
werden! Niemand versucht ernsthaft der 
Frage nachzugehen, warum sich in 
Ostdeutschland viel mehr Menschen als 
in Westdeutschland dagegen aussprechen, 
deutsche Soldaten in krisengeschüttelte 
Regionen ziehen zu lassen, als im 
Westen. Hängt das nicht auch ganz eng 
mit unserer Vergangenheit zusammen? 

Die These, daß Betroffene besonders 
gut geeignet sind, der Wahrheit auf den 
Grund zu gehen, hat sich auch im Blick 
auf die Bearbeitung der DDR-Ver­
gangenheit als falsch erwiesen. Der 
historischen Bewertung dessen, was die 
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DDR tatsächlich gewesen ist, was an ihr 
der berechtigte Versuch war, eine Alter­
native zum kapitalistischen Wirtschafts­
und Gesellschaftssystem zu entwickeln, 
und was moralisch verwerfliche und 
menschenrechtswidrige Machenschaften 
waren, sind wir noch nicht viel näher ge­
kommen. Geblieben sind manche 
Aufarbeitungen im Detail mit vielen 
menschlicben Enttäuschungen, aber auch 
befreienden Erkenntnissen. 

Die Hilfe für offenkundige Opfer und 
ihre . Rehabilitierung ist ein gutes Stück 
vorangekommen und muß intens.iv wei0 

terbetrieben werden. Quälend sind nach 
wie vor die Überprüfungen im öffentli­
chen Dienst, die solange dauern, daß die 
daraus erwachsenden Verunsicherungen 
oft größeren Schaden anrichten, als das 
Auffinden von Stasi-Mitarbeitern Klä­
rungen schafft. Die Hoffnung, daß man 
auf diese Weise wieder Vertrauen her­
stellen könnte, wo unter den Menschen 
Mißtrauen herrscht, hat sich ohnehin als 
lliusion erwiesen. Man brauchte ja auch 
nicht Mitarbeiter des Staatssicherheits­
dienstes zu sein, um beispielsweise als 
Lehrer seine Schüler mit ideologischem 
Druck in Angst und Schrecken zu verset' 
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zen. Zudem empfinden es viele· auch 
nicht als gerecht, daß solche Überprüfun­
gen im öffentlichen Dienst laufen, weil 
man da die juristischen Möglichkeiten 
hat, während etwa im Bereich der Wirt­
schaft die Cleveren längst wieder oben 
sind und für die Entlassung ihrer frühe­
ren unbequemen Mitarbeiter sorgen. Ge­
nauso verständlich wie unsinnig ist dar­
um der Ruf nach einer Amnestie, die 
Schuld vergibt, bevor sie überhaupt fest­
gestellt ist. Solange es im Osten noch so­
viele Menschen gibt, die sich als Ver­
lierer der Einheit fühlen, läßt sich über 
Versöhnung schlecht reden. Sie aber 
müßte das Ziel aller Vergangen­
heitsbearbeitung sein. Wir sind von die­
sem Ziel noch weit entfernt. 

Keine Atmosphäre für 
sachliche 

Diskussionen 

Die Frage beispielsweise, wie man 
mit denen umgehen kann, die ihre Schuld 
eingestanden und daraus gelernt haben, 
ist nach wie vor offen und kann in der 
heutigen Atmosphäre offenbar immer 

noch nicht sachlich 
diskutiert werden. 

Inzwischen ist 
eingetreten, was vie­
le bereits nach dem 
Zusantmenbruch der 
DDR befürchtet ha­
ben. Keiner will 

· mehr an die Vergan­
genheit erinnert wer­
den, schon gar nicht 
an die eigene. Beson­
ders drastisch ist das 
bei den früheren Mit­
gliedern der Block­
parteien, die heute 
wieder politische 
Verantwortung tra-

. gen. Das Thema 
wird an den Rand ge­
drängt. Alle die es 
doch wieder aufgrei­
fen, werden mißtrau­
isch oder feindlich 
beäugt. 
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schichte zu lernen, dann brauchen wir ei­
nen neuen Anfang. Ein Weg dazu könnte 
sein, daß wir uns ehrlich in Ost und West 
unsere eigenen Biographien erzählen, daß 
wir uns genau erinnern, wie wir diese 
Zeit erlebt haben, wo wir von Angst ge­
trieben waren und wo wir Freiräume auf­
gespürt haben, die wir ausfüllen konnten. 
Wir müssen aufhören, die 40 Jahre DDR 
als 40 verlorene Jahre zu beklagen und zu 
den Akten zu legen. Wir müssen aufhö­
ren, die Welt in Täter und Opfer einzutei­
len, und genau benennen, welche Moti­
vationen und Beweggründe uns zu dem 
einen oder anderen Schritt veranlasst ha­
ben. 

"Schkopan bei Halle an der Saale" 

Wenn wir die Be­
wertung der DDR­
Geschichte nicht den 
Historikern überlas­
sen wollen, wenn wir 
die Hoffnung nicht 
aufgegeben haben, 
aus unserer Ge-

Dies darf nicht nur eine Ange­
legenheit des Osten sein. Auch die Men­
schen im Westen der Bundesrepublik 
Deutschlands müssen sich Rechenschaft 
darüber abgeben, welches Verhältnis sie 
zur DDR hatten und wie sie durch Tun 
und Unterlassen mit zu dieser gespalte­
nen Entwicklung in Deutschland bei­
getragen haben. Wenn wir das tun, dann 
werden wir feststellen, daß die Men­
schen in Ost und West vor der Wende 
1989 nicht ehrlich genug miteinander 
umgegangen sind. Ist nicht immer wie­
der gerne die Zahl der Flüchtlinge aus 
der DDR in den westlichen Medien zi­
tiert worden, um mit Genugtuung festzu­
stellen, wieviel besser das eigene System 
gegenüber dem anderen ist? Was haben 
eigentlich die Menschen, die vom Osten 
in den Westen gegangen sind, über die 
DDR erzählt? Waren das nicht allzusehr 
negative Ausschnitte aus dem Leben in 
der DDR, die mehr der Rechtfertigung 
des Weggehens dienten und weniger der 
ehrlichen Darstellung der .Lebens­
verhältnisse im Osten Deutschlands? 
Das einzugestehen wäre auch darum be­
sonders wichtig, weil gerade die Erzäh­
lungen von Übersiedlern von Ost nach 
West das Bild der DDR im Westen we­
sentlich geprägt haben. Und selbst bei 
den Verwandtenbesuchen und viel­

. fälligen Kontakten, etwa der Kir­
chengemeinden untereinander, ist 
allzuoft die Ehrlichkeit auf der Strecke 
geblieben. Haben nicht viel zu viele ger­
ne die Rolle der hilfreichen Tante oder 
des reichen Onkels aus dem Westen ge­
spielt und ihre Lebenssituation dort bes­
ser dargestellt, als sie eigentlich war? 
Haben die DDR-Bürger nicht viel zu 
sehr gejammert, damit die West­
päckchen möglichst groß ausfallen? Das 
mag zwar simpel klingen, aber so ein­
fach müssen wir anfangen, damit wir zu 
mehr Ehrlichkeit kolill)len. 
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Viele Gespräche 
und Diskussionen sind 

.notwendig 

s 

Vielleicht sollten wir in nächster Zeit 
zunächst versuchen, die notwendigen Ge­
spräche, Diskussionen und Analysen 
nicht im Rampenlicht großer Bühnen me­
dienwirksam ablaufen zu lassen. Dies 
könnte auch die Gefahr abwenden, daß 
das große Thema "Vergangenheits­
aufarbeitung" als ein exklusives Turnmel­
feld für Prominente interpretiert wird, 
auf dem der Durchschnittsbürger seine 
Teilnahme verweigert. Nicht das große 
Forum corarn publico im Blitzlicht­
gewitter der Medien ist vonnöten, son­
dern der Versuch, in vielen kleinen Ge­
sprächsrunden Worte zu finden. 
Vielleicht könnten wir so auch lernen, 
daß die Aufarbeitung der Vergangenheit 
alle Menschen angeht und zum großen 
Teil eine sehr intime und private 
Angelegenheit ist. Sie ist nicht geeignet, 
auf dem Marktplatz erörtert zu werden, 

Wenn das Bild einseitig 
geprägt wird von der 
Vorstellung, die Men­
schen aus dem Osten 
wären durch die Wende 
einfach aus einem Ge­
fängnis in das Reich der 
Freiheit getreten, dann 
widerspricht das alltäg­
licher Erfahrung und 
fördert letzten Endes nur 
die inzwischen erschrek­
kend um sich greifende 
DDR-Nostalgie. 

wo sie schließlich von Politikern und Par­
teien, Zeitungen und Geislesgrößen je 
nach eigener Selbststilisierung instru­
mentalisiert und ideologisiert wird. Die 
heftige Auseinandersetzung um die Per­
son von Christa Wolf wurde zum 
schrecklichen Beweis für die Richtigkeit 
dieser Annahmen. Ihre zerrissene Per­
sönlichkeit wurde zum Anlaß genommen, 
ein von Arroganz, Unkenntnis und 
Selbstherrlichkeit geprägtes Schlllchtfest 
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zu veranstalten. Von 
dieser Form der 
"Vergangenheitsbe­
wältigung" kann 
man sich nur mit 
Grausen abwenden, 
und sie wird viele,· 
deren biographi­
schen Beitrag wir ei­
gentlich benötigen 
würden, für lange 
Zeit verstummen las­
sen. 

Auch bei der Be­
wertung der deut­
schen Geschichte im 
politischen . Bereich 
ist mehr. Ehrlichkeit 
erforderlich. Auch 
hier müssen wir uns 
fragen; was ei­
gentlich die Sonn­
tagsreden über die 
Wiedervereinigung 
und !1ie Zuwendung 
für die Brüder und 
Schwestern im Osten 
wert waren, wenn 
insgeheim doch die 
meisten damit rech­
neten, daß es dazu 
nie kommen werde. 

Es wird dabei nö­
tig sein, weit in die 
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Geschichte zurückzugehen. Waren nicht 
schon nach 1945 die Westzonen mehr 
daran interessiert, in den. Westen inte­
griert zu werden, als den Menschen im 
Osten die Hand zu reichen? Wie hat sich 
der Westen eigentlich 1953 verhalten?· Ich 
erinnere mich jedenfalls noch an die 
Spruchbänder in der DDR in der zweiten 
Hälfte der fünfziger Jahre, auf denen 
stand: Wiedervereinigung noch in diesem 
Jahr. Sind die Möglichkeiten damals 
wirklich ausgelotet worden? Und wie war 
es später? Was waren eigentlich die Moti­
ve für den Staatsempfang Erich Honek­
kers .1987 in Bonn, und wurde da wirk­
lich Klartext geredet? 

Die DDR nicht als 
einheitliches Ganzes 

beschreibbar 

Genaues Erinnern und große 
Ehrlichkeit sind nötig, damit wir der 
Wahrheit auf die Spur kommen. Einer 
Wahrheit, die zweifelsfrei deutlich ma­
chen würde, daß es mit einseitigen 
Schuldzuweisungen und rechthaberischen 

E N 

"Gernrode" 
Reden nicht getan ist. 

Würden wir uns genau erinnern, so 
würden wir auch feststellen, daß man die 
DDR nicht als ein einheitliches Ganzes be­
schreiben kann. Dieser Staat hatte sehr un­
terschiedliche · Entwickltmgsphasen, und 
die stalinistisch geprägten fünfziger Jahre 
unterscheiden sich zum Beispiel wesent­
lich von den viel liberaler geprägten sieb­
ziger und achtziger Jahren. 

Auch mit dem Stichwort totalitäres Re­
gime ist die DDR nur einseitig beschrieben. 
Es gab zu allen Zeiten ehrlich engagierte 
Bemühungen, einen Sozialismus mit 
menschlichem Antlitz als bessere Al­
ternative zum kapitalistischen Wirtschafts­
und Gesellschaftssystem zu erproben. Wer 
das nicht anerkennt und behauptet, daß die 
westliche Gesellschaftsordnung unzweifel­
haft die beste aller möglichen Formen des 
Zusammenlebens ist, wird der historischen 
Wahrheit nicht gerecht. Wer diese ehrlichen 
Versuche einfach als unglaubwürdig und il­
lusionär beiseite schiebt, leistet letzten En­
des einer gefiihrlichen DDR-Nostalgie Vor­
schub. Wir müssen uns die Mühe machen, 
die Geister zu unterscheiden, die gewirkt 
haben, wenn wir der Gefahr begegnen wo!-
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len, den gelernten DDR-Bürger seiner 
Vergangenheit zu berauben. Mit_ entwur­
zelten Menschen läßt sich kein neues 
Deutschland bauen. Viel zu viele Men­
schen aber haben den Eindruck, daß genan 
dies geschieht, sie ihrer eigenen Vergan­
genheit beraubt werden. Ich kenne kaum 
jemanden in der ehemaligen DDR, der in 

• Aschersleben" 

der Lage wäre zu beschreiben, was dies ei­
gentlich für ein Staat war. Vielmehr wer­
den WJS auch auf diesem Gebiet die westli­
chen Interpretatione übergestülpt, und wir 
fügen uns diesen Interpretationen aus Man­
gel an eigenen Einsichten und Übeisichten 
und manchmal auch schlicht aus dem Op­
portunismus, den Besiegte den Siegern ent­
gegenbringen. 

Selbstkritische 
Betrachtung im Westen 

notwendig 

Ohne selbstkritische Betrachtung der 
Gescbic:hte und F.ntwicklung der Bundesre­
publik Deutschland auf westlicher Seite 
aber.wird es nicht gelingen, eine ehrliche 
und kritisclui Bestandsaufnahme der Ent-

24 

T s C H T 

wicklung in der DDR zu machen. Denn 
Fehler sind auf beiden Seiten gemacht wor­
den, und es ist nicht sehr ermutigend für 
die Ostdeutschen, deren Selbstbewußtsein 
ohnehin beschädigt ist, eigene Fehler und 
Schwächen benennen zu müssen, während 
die anderen in der Haltung der Selbstge­
rechten verharren. Diese Zumutungen 

müssen wir uns ersparen, 
wenn wir bei der Bear­
beitung unserer 
Vergangenheit voran­
kommen wollen. Eine 
kritische Analyse der 
Schwächen beider Syste­
me ist auch nötig, um die 
Schwächen des. neuen 
Gesellschaftssystems, das . 
jetzt über die Menschen 
im Osten ausgebreitet 
wird und die viele haut­
nah erleben, besser ein­
ordnen zu können. Wenn 
das Bild einseitig geprägt 
wird von der Vorstel­
lung, die Menschen aus 
dem Osten wären durch 
die Wende einfach aus ei­
nem Gefängnis in das 
Reich der Freiheit getre­
ten, dann widerspricht 
das alltäglicher Frlahrung 
und fördert letzten Endes 
nur die inzwischen er­
schreckend um sich grei­
fende DDR-Nostalgie, 
die Geschichte verklärt 
und damit den Willen 
lähmt, Neues zu gestal­
ten. An dieser Stelle ist 
besonders deutlich, wie 
das Begreifen von Ver­

gangenheit sich unmittelbar auf den Gestal­
tungswillen und die Gestaltungskraft der 
Zulamft auswirkt. 

Debatte von Provinzialis­
mus geprägt 

Schließlich ist die Debatte um unsere 
Vergangenheit geprägt von Provinzialis­
mus. Auch um die zukünftige Rolle 
Deutschlands in der Welt genauer be­
schreiben zu können, müssen wir die 
deutsche Geschichte in Ost und West in 
den Zusammenhang der Nacbkriegsge­
schicbte und des Ost-West..Konfliktes 
stellen. Ich selbst und viele andere waren 
bereit, eine Trennung Deutschlands in 
Kauf zu nehmen, wenn es denn der Er­
haltung des Friedens in der Welt dient. 
Auch aus solchen Motivationen heraus 
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hat mancher im Osten Belastungen auf 
sich genommen, die sonst unerträglich 
gewesen wären. Die Stabilität in Europa 
war und ist ein hohes Gut, dem sich man­
ches andere unterordnen mußte. 

Es wäre völlig verfehli, nach dem Zu­
sammenbruch des Ostblocks und nach dem 
Wegfall der Ost-West-Konfrontation diese 
Argumente einfach beiseite zu schieben 
oder zu vergessen. Wir brauchen für die 
Aufarbeitung unserer Geschichte dringend 
unsere europäischen Nachbarn als Ge­
sprächspartner. Wenn etwa die evangeli­
schen Kirchen in der DDR in der Ökumene 
ein hohes Ansehen hatten, dann sollten un­
sere europäischen Nachbarn und 
Gesprächspartner uns doch auch ehrlich sa­
gen, wie sie uns damals empfunden haben 
und ob die Vorwürfe, die heute gegen die 
Kirche erhoben werden, ihnen als be­
rechtigt erscheinen. Wir müssen wissen, 

· ob die Worte von damals ehrlich waren 
und wie ein Außenstehender die V erände­
rungen in Deutschland erlebt hat. Die Bear­
beitung der Vergangenheit Deutschlands 
muß heraus aus dem Provinzialismus, der 
doch nur dazu verleitet, sieb gegenseitig die 
Wunden zu lecken. 

In einer besonderen Situation sind die 
Kinder und Jugendlichen, die erleben, 
wie ihre Lehrer sich gewendet haben, · 
zum Teil Parolen gegen neue Formeln 
austauschen und nicht in der Lage sind, 
mit den Schülern über ihren Wandel zu 
reden, geschweige denn ihn glaubwürdig 
zu erklären. Es kommt zu einem 
Autoritätsverfall, der noch verschärft 
wird durch Verunsicherung und Angst 
unter den Lehrern, die, wie mir immer 
wieder gesagt wird, schlimmer ist als zu 
DDR-Zeiten. Eine traurige Bilanz. 

Dies aber macht deutlich, daß wir 
inzwischen schon wieder vor einer neuen 
Aufgabe stehen. Es geht jetzt auch 
darum, die Geschichte der letzten 4 Jahre 
nach dem revolutionären Herbst 1989 zu 
begreifen und zu verstehen, was seitdem 
mit uns vorgegangen ist. Auch das ist 
eine Aufgabe, die vor den Menschen in 
Ost und West in gleicher Weise steht. 
Nicht nur die Frage, wie ich mich zu 
DDR-Zeiten verhalten habe, steht zur 
Diskussion. Inzwischen müssen wir uns 
auch die Frage stellen, wie und ob wir 
uns gewandelt haben. Wir müssen lernen, 
auch zu .unseren neuen Fehlern zu stehen, 
und es reicht nicht, einfach zu sagen: Da 
haben wir WJS geirrt. So beginnen neue 
Zumutungen. Und es entslehen neue 
lliusionen, z. B. die, daß man die eine 
Schuld, das eine Versagen gegen das 
andere aufrechnen könne. 
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Bischofferode Ein Beitrag zur Versachlichung 
der Diskussion 

von Oswaldlil1ke* 

B undesweit ins Gespräch 
gekommen ist der Fusionsvertrag 
der Kali und Salz AG (eine 

Tochter von BASF) und der Mittel­
deutschen Kali AG (MDK). Ausgangs­
punkt dieses Vertrages waren einerseits die 
Situation auf dem Kali - Weltmarkt aber 
auch die Treuhand-Politik mit ihrem omi­
nösen Auftrag der Gesamtprivatisierung 
der ostdeutschen Wirtschaft. 

Ausgangssituation 
Der Kali-Weltmarkt ist geprägt von 

e,heblichen Überkapazitäten an K,O, was 
einen harten Wettbewerb mit Dumping­
preisen, insbesondere durch Kali aus 
Kanada und Australien, zur Folge bat. 
Hatten die ostdeutschen Kali-Gruben vor 

, dem Zusammenbruch der "Sozialistischen 
Staatengemeinschaft" im Rahmen des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) noch stabile Absatzmärkte, so gab 
es Europa-weit seit I 988 einen 25 %-igen 
Absalzrückgang, ausgelöst durch das 
Wegfällen der Ostmärkte und durch die 
EG-Agrarreform. 

Die Kaliindustrie der ostdeutschen 
Länder ist wie alle anderen Branchen in der 
Ex-DDR von einem dramatischen Arbeits­
platzabbau betroffen. Bis 1989 waren in 
den ostdeutschen Kaligruben mehr als 
30.000 Arbeitnehmer beschäftigt, wobei 
die Produktion kaum höher war als im 
Westen, wo es zum gleichen Zeitpunkt nur 
noch ca. 8.000 Kali-Bergleute gab, Bei die­
sem Vergleich muß aber gesehen werden, 
daß eine Viel7.abl der ostdeutschen Kali­
Bergarbeiter in sogenannten nachge­
ordneten Bereichen tätig war, so in den 
Betriebspolikliniken, als Betriebsband­
weiker, in Betriebsverkaufsstellen, in den 
Betriebsferienheimen, in Betriebskinder­
tagesstätten etc .. Somit läßt sich dieser 
Arbeitsplatzabbau im wesentlichen auf die 
Rückführung des aufgeblähten Personal­
bestandes zurückführen. Dieser Arbeits­
platzabbau betraf aber auch ganze 
Grubenfelder wie Sollstedt, Roßleben und 
Sondershausen, so daß unter dem Stric:hbis 
Ende 1992 bereits 18.000 Arbeitsplätze in 
der Kaliiodustrie abgebaut wurden. 
Nadxlem klar war, daß die Bundesrepublik 
'• Oswald Linke, Lehfer, Erfurt 

nicht die Rolle der DDR als Eigentümer 
der MDK übernehmen wollte, war von den 
40 Interessenten einzig die Kali und Salz 
AG bereit, sich an der MDK zu beteiligen. 

Aus eigener Kraft hätten die 
Staatsbetriebe des Kalikombinates sicher- · 
lieh nicht auf dem Weltmarkt bestehen 
können, wenn man bedenkt, daß diese 
Betriebe neben ihren Lieferungen in die 
sozialistischen Länder - im Rahmen des 
einfachen Warentausches - zu Dumping­
preisen den Weltmarkt belieferten. Die 
durch die Belieferung des Weltmarktes 
eingespielten Devisen wurden diesen 
Betrieben zu Zeiten ·der DDR sofort 
entwgen, so daß sie nicht in der Lage, 
waren eigene Rücklagen zu bilden, ge'. 
schweige denn modernere Förderanlagen 
und Technik anzuschaffen. 'Auf der 
anderen Seite verfügten die westdeutschen 
Werke der Kali und Salz AG in AillJiP.stbal 
und Reitdorf über erhebliche Uber­
kapazitäten. 

Vor diesem Hintergrund erarneitete die 
Industriegewerkschaft Bergbau Energie 
(IGBE) 1991/92 ein Konz.ept, um aus ihrer 
Sicht Schadensbegrenzung im drohenden 
Kaliwettstreit innerhalb der Bundesrepu­
blik zu betreiben. Erste Überlegungen in 
Richtung Fusionskonzept bat die IGBE im 

· September 1991 auf einer gemeinsamen 
Sitzung der Vorstände und Betriebsräte der 
MDK und der Kali und Salz AG vorge­
stellt. Dieser Sitzung folgte im Januar 1992 
eine Veranstaltung der IGBE mit allen Be­
triebsräten · und Funktionären der 
Kalibetriebe Ost und West. Auf dieser 
Grundlage hat der Hauptvorstand der 
IGBE im Februar 1992 das Rahmenkon­
zept beschlossen und der Öffentlicbkeit 
vorgelegt. Der Hauptvorstand der IGBE 
wollte wohl damit Anteile am Weltmarkt 
für deutsche Unternehmen sichern und 
ausbauen helfen (momentan ca. 1/5 der 
Weltkaliproduktion) bzw. Überkapazitäten 
mit möglichst geringem Substanzverlust 
für den deutschen Kalibergbau abbauen, 
bei möglichst geringen Auswirkungen auf 
ihre Mitgliederstatistik. Dieser Hinter­
grund ist insbesondere auch dem hohen Or­
ganisationsgrad, ca. 91 % , im ostdeutschen 
Kalibergbau geschuldet. Nach Angaben 
der IGBE waren die Betriebsräte von 
Anfang an bei den Beranmgen eingebunden 
und stimmten dem Rahmenkonzept zu, 

obwohl klar war, daß einige Gruben ge­
schlossen werden mußten. Der 
stellvertretende Betriebsratsvorsitzende 
Jüttmann des Bischofferöder Werkes, 
selbst im Aufsichtsrat der Mitteldeutschen 
Kali AG vertreten, bestritt dies jedoch in 
der folgenden Auseinandersetzung. 

Parallel dazu verständigten sich im 
April 1992 die Länder Thüringen, 
Sachsen-Anhalt, Hessen und Nie­
dersachsen. Sie schlossen sich zu einer 
"Kaliinitiative" zusammen und forderten 
eine gesamtdeutsche Kalilösung. 

Nach diesem Gesamtkonzept sollen im 
Kalibergbau 7 .500 Stellen (davon 3000 im 
Osten) erhalten, d.h. 3(,()() abgebaut 
werden. Im Zeitraum zwischen 1993 !>is 
1997 sollen in Niedersachsen und Hessen 
1.744 und in Thüringen 1.884 
Arbeitsplätze abgebaut werden. Aus 
Gründen der betriebswirtscbaftlicben Opii,­
mierung konnte J'edoch keine 1•...wli • • .,..~,:Mlifö , 
bezogene Ausgewogenheit her . . . J: 
werden. So werden in Thüringen zwai_ ... :• 
drei Gruben geschlossen, während. llfii:: . 
demisierungsmaßnahmen in Sachseo,­
Anhalt durchgefülirt werden sollen. · Im 
Westen werden ausschließlich in Nieder­
sachsen Betriebsschließungen vorgenom­
men, während in Hessen modernisiert 
wird. Der Preis, den die Treuhand an Kali 
und Salz für die Beteiligung zahlte, belief 
sich auf mehr als eine Milliarde DM. Mit 
diesem Betrag sollen Produktionsverla­
gerungen von den in Niedersachsen zu 
schließenden Werken nach Sachsen-Anhalt 
(Zielitz und Bernburg) sowie die 
Integration des überlebenden Werkes in 
Thüringen (Unterbreitsbach) in den 
Verbund der Werke im hessischen 
Werratal (Wintershall und Hattdorl) 
ermöglicht werden. 

Für die entlassenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer hatte die IGBE bereits 
1990 einen Sozialplan vereinbart, der sich 
in den Abfindungssummen an Sozialplänen 
der alten Bundesländer orientierte. Damit 
erhielten dieses ArbeitnehmerinnenundAr­
beilnebmer weit mehr als Beschäftigte in 
anderen Branchen. 

Bischofferode 
In Bischofferode wird Kaliumchlorid 

produziert, ein weltweit ·gehandeltes Mas-
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senprodukt, das allerdings eine extrem 
hohe Reinheit besitzt. Da in Bischofferode 
zusätzlich eine veraltete Ausrüsrung zu ho­
hen Herstellungskosten führt und das 
hergestellte Salz ein erlösschwaches 
Standardprodukt ist, sind die Chancen, 
dieses Werk in die Gewinnzone zu 
bringen, nahezu aussichtslos. Bischof­
ferode gilt deshalb als die unrentabelste 
aller Kaligruben. Sie hatte 1991 und 1992 
einen Jahresverlust von knapp 20 bzw. 26 
Mio DM erreicht und dies bei einer Aus­
Iasrung von 61 % in 1992. 

Ein Erhalt um jeden Preis wäre 
demzufolge nur auf Kosten anderer Stand­
orte möglich, was natürlich die Fusions­
pläne gefährden würde. 

Nach Bekanntwerden der Fusionslö­
sung stellte der Fuhrunternehmer Johannes 
Peine seinen Kaufantrag für Bischbfferode. 
Sein Gebot lag beim symbolischen Preis 
von 1 DM. Ergänzt wurde dieses Angebot 
durch eine Sacheinlage von 3 Mio. DM 
sowie durch eine Bareinlage in 
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fein. Ziel Peines ist es offenbar, die 
Grubenfelder in Bischofferode zu einer 
Deponie zu machen und dabei eine lang­
fristige Perspektive für sein Fuhrunterneh­
men zu sichern. 

Das Verhalten der Politik 
Seit dem Bestehen· des DGB­

Landesbezirkes Thüringen kritisierte der 
DGB die verfehlte Wirtschafts- und 
Strukturpolitik der Landesregierung. So 
legte der DGB bereits 1991 ein wirtschafts­
und strukturpolitisches Sofortprogramm, in 
dem er unter anderem auch den Erhalt 
industrieller Kerne forderte. Diese Forde­
rungen wurden jedoch lange Zeit von der 
Thüringer Landesregierung ignoriert, sie 
setzte lieber auf die Selbstheilungskräfte 
des Marktes. 

Die zentrale Forderung des DGB 
Thüringen ist die Erhaltung des Indu­
striestandortes Thüringen. Dazu gehört, 

Höhe von 1 Mio DM. Von der 
Treuhand verlangte Peine 96 
Mio DM für unterlassene 
Investitionen. 

Thüringen 
im Überblick. 

Selbstlos vereinbarte Peine, 
offenbar in Absprache mit dem 
Betriebsrat von Bischofferode, 
einen zweijährigen Verzicht auf 
Lohnerhöhungen, Verlänge­
rung der Arbeitszeit sowie den 
Verzicht auf einen Sozialplan. 
Sprach Peine anfänglich noch 
davon zusätzliche Arbeitsplätze 
einzurichten, so revidierte er 
seine Angaben bereits etwas 
später und sprach vom Erhalt 
von ca. 300 Arbeitsplätzen. 

Das Aus für Bischofferode 

NiedBrsachsen 

E N 

sowie Freiraum für eigene Entschei­
dungen eingeräumt werden. Dabei sind 
von der Treuhand Managementhilfen 
ebenso zu gewährleisten, wie die finan­
zielle Förderung von Modernisierungs­
vorhaben und Existenzgründungen. Der 
DGB Thüringen fordert weiterhin von 
der Landesregierung und vom Bund das 
Programm • Arbeit statt Arbeitslosigkeit" 
, durch das in Thüringen in drei Jahren 
100 000 Arbeitsplätze geschaffen werden 
sollen. Aktive Arbeitsmarktpolitik bedeu­
tet auch, so der DGB, Thüringer 
Unternelunen stärker bei der Vergabe 
von Aufträgen zu berücksichtigen. Die 
vorrangige Vergabe von Aufträgen in die 
Alt-Bundesländer behindert nicht nur die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze im .Osten, 
sondern begünstigt auch die Abwan­
derung. vieler in Thüringen benötigter 
Fachkräfte. Dringend notwendig ist die 
Förderung Thüringer Produkte. Landes­
regierung und Treuhandanstalt sollen sich 

zur Gründung einer 
"Vermarktungsagentur für 

· bedeutet aber auch, daß in der 
Region Eichsfeld nahezu alle 
industriellen Arbeitsplätze der 
Region verloren sind. Insofern 
hat natürlich die Diskussion um 
den Erhalt der Grube fun-

/ .. e,a,,-_r,wo,o,,o,X~ 

Thüringer Produkte" ent­
schließen, die sowohl 
Marktanalysen und Mar­
ketingkonzepte erstellt, · 
die Vertriebsabteilungen 
der Unternehmen berät 
und weiterbildet, als auch 
einen Datenbankservice 
anbietet, .durch den An­
bieter und Nachfrager zu­
sammengebracht werden. 
Erforderlich ist weiterhin 
die Bildung eines "Lan­
desaufbauministeriums für 
Arbeit", das die bisher auf 
unterschiedliche Ministe­
rien und Bereiche ver­
teilten Kompetenzen, 
Mittel und Instrumente zu­
sammenfassen und koor­
dinieren soll. Unter Mit­
wirkung der Gewerk-

damentale Bedeurung für die 
wirtschaftliche Zukunft einer ganzen 
Region. 

Ein Gutachten der Wirtschaftspriifimgs­
gesellschaft Treuarbeit bewertete Peines 
Konzept negativ, da Peine trotz der An­
fangssubventionen in den nächsten fünf 
Jahren mit zusätzlichen Verlusten in Höhe 
von mindestens 32 Mio DM rechnen 
müßte. · 

Daß es Peine wirklich gelingen sollte, 
ausreichend Abnehmer für das Kali aus 
Bischofferode iu finden, bleibt bei der 
Situation auf dem Weltmarkt zu bezwei-
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daß die Landesregierung sich direkt für die 
Sanierung traditionell gewachsener und 
regional bedeutsamer Unternelunen und 
Industriestrukturen einzusetzen hat. Dabei 
sind insbesondere ökologische Aspekte zu 
beachten. Weiterhin nruß die Treuhand per 
Gesetz zur Sanierung verpflichtet werden, 
statt ausschließlich an der Privatisierung 
von Unternehmen festzuhalten. Die 
Bearbeitungszeiten der Unterneh­
menskonzepte sind zu beschleunigen. · 

Zugleich muß den betreffenden Unter­
nelunen eine mehrjährige Sanierungszeit 

einzurichten: 

schaften sollen außerdem 
folgende Institutionen 

• "Strukturbeiräte", die die Arbeit in den 
Regionen koordinieren 

• ein "Modernisierungsgremium", das 
auf · Landesebene die Sanierung von 
Unternehmen regelt 

• "Entwicklungs- und Dienstleistungs­
zentren", die Konzepte für die 
regionale Umsetzung neuer Pro­
duktideen erarbeiten sowie Innovatio­
nen zugunsten der regionalen 
Entwick:lung fürdern. 
Die Förderung über den Fond "Deut-
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sehe Einheit" muß nach Ansicht des DGB 
fortgeführt werden, wenn es nicht zu einem 
wirtschaftlichen und sozialen Kollaps kom­
men soll. ABM, Qualifizierung und Kwz­
arbeit sind aus Bundesmitteln weiterhin 
abzusichern, die für 1993 geplanten Ein­
sparungen bei der Arbeitsfcirderung zu­
rückzunehmen. Bundesregierung und Lan­
desregierung haben die finanziellen Vor­
aussetzungen zu schaffen, daß in den näch­
sten 10 Jahren jährlich 35000 neue Sozial­
wohnungen in Thüringen gebaut werden. 
Eine sozial gerechte Finanzierung der deut­
schen Einheit schließt, so der DGB in sei­
nem Programm, weitere Maßnahmen ein: 
• Arbeitsmarktabgabe auch für Beamte 

und Selbständige 
• Ergänzungsabgabe von den Unter­

nehmen, die ihre Gewinne nicht inve­
stieren 

• Einsparungen im Rüsrungshaushalt 
• Einsatz der Bundesbankgewinne zur 

Finanzierung der Einheit statt zur 
Tilgung der Altschulden des Bundes 

• Umschichrung der Subventionen im 
Wohnungsbau zugunsten des Sozial­
wohnungsbaus 

• Einführung der von der EG geplanten 
Energie-Steuer 

• Verzicht auf jegliche Netto-Steuer­
entlasrung der Unternehtnen. 

Der Fall Bischofferode 
Auch im konkreten Fall Bischofferode 

hat die IGBE die Thüringer Landes­
regierung mehrmals aufgefordert, nach 
alternativen Beschäftigungsmöglichkeiten 
und nach möglichen Verbesserungen der 
Wirtschaftssstruklur zu suchen. Aber auch 
in diesem Fall reagierte die 
Landesregierung abweisend. So war für 
die Thüringer Landesregierung offensicht­
lich das Problem "Kali" in Thüringen kein 
Problem mehr. In dem Faltblatt der 
Thüringer Staatskanzlei "Thüringen im 
Überblick 1992" waren die Standorte der 
Thüringer Kaliindustrie bereits durch 
weiße Hecken ersetzt. 

· Erst nachdem die Konsequenzen des 
Fusionskonzeptes für die Region um Bi­
schofferode zu Protesten geführt hatten und 
Herr Peine auf den Plan getreten war, 
sprach sich die Landesregierung aus 
populistischen Gründen gegen das plausible 
Fusionskonzept aus und favorisierte die 
fragwürdige • Peinelösung". Die Bewe­
gung um Bischofferode erreichte durch 
diesen so schnell errungenen Scheinerfolg 
einen enormen Aufschwung. 

Da parallel zu Bischofferode weitere 
Regionen durch anstehende Betriebs-
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schließungen, wie die der Thüringer Faser 
AG Schwana, des Jagdwaffenwerkes Suhl 
u.a., zu veröden drohten, gründeten am 
13. Juli Thüringer Betriebsräte mit Vertre­
tern der DGB-Gewerkschaften das "Thü­
ringer Aktionsbündnis". Dieses Bündnis 
verstand sich im Gegensatz zur ostdeut­
schen Betriebsräteinitiative von Anfang an 
als ein Bündnis von Gewerkschaftern. 

Der durch dieses Bündnis unter dem 
Motto: "Thüringen brennt - Arbeitsplätze 
für alle - Bischofferode ist überall" orga­
nisierte öffentliche Druck - Aktionstage in 
Bischofferode und Zella Mehlis, lan­
desweite Aktionen an jedem Dienstag 5 vor 
12 mit mehreren Tausend Teilnehmern, 
sorgte dafür, daß die Landesregierung 
nicht nur den Kalikumpeln aus Bi­
schofferode Ersatzarbeitsplätze anbot, 
sondern auch . die wirtschafts- und 
strukturpolitischen Forderungen des DGB 
aufgegriffen und als die eigenen postuliert 
wurden. Somit tnig dieses Bündnis zu einer 
politischen Stärkung des DGB in 
Thüringen bei. Der Ministerpräsident 
Vogel ist jedoch permanent bestrebt den 
SO, kurz vor den Wahlen, aufgebauten 
Druck von der Landesregierung zu 
nelunen. So lud er am 16.08.1993 das 
Aktionsbündnis zu einem Gespräch, in 
dem er klar versuchte, die Probleme als 
Einzelprobleme darzustrellen und deshalb 
das Gespräch über grundsätzliche Fragen 
ablehnte. So sollten die Betriebsräte 
befriedet und den beteiligten DGB Ge­
werkschaften die Basis entzogen werden. 
Letztendlich änderte die Thüringer Staats­
kanzlei ihre Ausgabe "Unser Land im 
Überblick 1993" dahingehend, daß die 
_Kali-Standorte wieder eingezeichnet 
wurden. 

Eine Lösung für 
Bischofferode? 

Eine Lösung für Bischofferode durch 
Ersatzarbeitsplätze würde bedeuten; daß 
notwendige Fördermittel für andere 
Maßnahmen, u.a. für die bereits entlasse­
nen 18.00J Kalikumpel gebunden werden. 
Eine Lösung für Bischofferode, die auf 
Kosten anderer geht, wird von den 
Kumpels zurecht entschieden abgelehnt. 
Entscheidend ist auch, daß bisher keine 
Konkretisierung für die angebotenen 
Arbeitsplätze vorliegt. Dennoch droht der 
Kampf um den Erhalt von Bischofferode 
zu einer Ein-Ziel-Bewegung zu werden, 
d.h. Erhalt der Kaliarbeitsplätze und sonst 
nichts. Eine solche Entwicklung wäre fatal, 
drehte sie doch die Verhältnisse von den 
Füßen auf den Kopf. 

T E N 

Nicht zuletzt fühlen sich von solchen 
Bestrebungen gerade die Gruppierungen 
bestärkt, die eine DDR-Nostalgie an den 
Tag legen und nach wie vor ihrem eigenen 
Unvermögen in der Zeit der Wende hinter­
her trauern. So war der letzte Aktionstag in 
Bischofferode weniger ein Tag des 
Arbeitskampfes als ein Freundschafts- und 
Selbstbestärkungstreffen von DKP, KPD, 
KPD-ML, LL-PDS, MLPD etc. 

Besondere Brisanz gewinnt die 
Situation, wenn man die politischen 
Mehrheitsverhältnisse im Eichsfeld 
betrachtet. Mit 84 % Stimmenanteil ging 
die CDU aus den letzten Wahlen heraus. 
Trotz diesem Wahlergebnis isi für die 
Bischofferoder Gregor Gysi so etwas wie 
ein Volksheld, klagte er doch zwei Kwnpel 
frei, die bei einer Kundgebung vor der 
Berliner Treuhand - Anstalt verhaftet 
wurden. Nach all diesen Entwicklungen 
scheint sich im Eichsfeld eine weit­
reichende Verschiebung der Stimmen­
anteile anzudeuten, die allerdings in weiten 
Zügen an der SPD vorbeilaufen wird. 

Die Thüringer SPD, innerlich bereits 
überzeugt vom Regierungswechsel, hat es 
bisher nicht geschafft, ein überzeugendes 

Alternativko t zur wst nzep ·i·1,- ,, ' 

Strukturpolitik in Thüringen v ....... , .. ·.· · ,·: ...• • 
Vielmehr versucht sie sich durch · '' S' · 
sehe Maßnahmen, die weniger zur '· ·· .... ,, 
als vielmehr zur Emotionalisierung Jir 
Probleme beitragen, in diesen Pro7.dl 
einzubringen. Gefragt ist in diesem 
Zusammenhang eben konkrete Politik und 
nicht leere Postulate. 

Das Kalikonzept ist sicherlich. der 
einzige Weg unter den gegebenen Bedin­
gungen, allerdings fehlen im Umgang mit 
ihm die notwendige Transparenz und die 
flankierenden Maßnahmen der betroffenen 
Landesregierungen. 

Bleibt auch die Zielrichtung der Bi­
schofferoder Kalikumpel anzuzweifeln, so 
ist doch das daraus entstandene Aktions­
bündnis ein Signal nicht länger dem Ster­
ben der Industriestruktur ruhig zuzusehen 
und erstmals in Thüringen branchenüber­
greifend eine Wende in der Politik einzu­
fordern, ein wichtiges Ergebnis. Gerade 
deshalb ist es für die Gewerkschaften 
wichtig, in diesem Bündnis mitzuarbeiten, 
den Widerstand zu organisieren und in 
andere Bereiche hinüber zu tragen. Die 
Chance für den DGB als Zusammenschluß 
von 16 Gewerkschaften liegt dabei in der 
Bündelung der Interessen und der Be­
endigung von internen Grabenkämpfen. 
Der Gegner sollte wieder an der richtigen 
Stelle und nicht im eigenen Laden gesucht 
werden. 
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Industrielle Kerne und Strukturpolitik 
Resultate des Transformationsprozesses 

am Beispiel der Metall- und Elektroindustrie in Ost-Berlin 

· von Helga Karl * 

1 . Die ordnungspolitische 
Entscheidung · 

B ei de~. historischen Vorgang der 
Rück-Uberfübrung der Planwirt­
schaft in die Privatwirtschaft 

wird die Bewertung dieses historischen 
Transformationsprozesses je nach Stand­
punkt und Zielsetzung unterschiedlich 
bleiben. Blickt man heute zurück, sind 
zwei · Resultate eindeutig: 1. Die 
ordnungspoütische Grundfrage ist durch 
die uneingeschränkte Durchsetzung· der 
Marktwirtschaft entschieden. 2. Ein um­
fassender Transformationsprozeß der 
Wirtschaftsstruktur hat insofern statt­
gefunden, als die Zerlegung der Kom­
binate, die Überführung in privat­
rechtliche Unternehmensformen und der 
Übergang von der Dominanz von Groß­
betrieben zu einer gegliederten Struktur 
von Unternehmensgrößen gelungen ist. 

Nicht gelungen ist bisher nach dem 
Zusammenbruch vor allem der Industrie 
der DDR ihr Wiederaufbau. Die Wirt­
schaft der Neuen Bundesländer ist derzeit 
noch weit von einer sich selbst tragenden 
Dynamik des Aufschwungs entfernt. 
Nicht nur die Neuen Bundesländer allge­
mein als Regionen, auch ihre Wirtschaft 
ist weitgehend von Transferzahlungen ab­
hängig. Der Wiederaufbau der Wirtschaft 
ist in starkem Maße von der Wirtschafts­
lage im Westen beeinflußt, deren Rezes­
sion wirkt sich auf vielen· Ebenen hem­
mend auf den Aufschung-Ost aus. In der 
von mir untersuchten Metall- und 
Elektroindustrie Ostberlins sind 20%-
25 % der Zahl der Arbeitsplätze von 1989 
übrig geblieben. Der Wiederaufbau der 
Wirtschaft wird ein jahrzehntelanger Pro­
zeß sein. 

Hier werden nur einige Resultate des 
Urnstrukturierungsprozesses dargestellt. 
Soweit nicht anders vermerkt, basieren 
die folgenden Aussagen auf eigenen em-

28 

Hetga Karl, wiss. Mitarbeiterin, arbeitet seit 
1988 im Produktionstechnischen Zentrum in 
Berlin 

piriscben Untersuchungen des Umstruk­
turierungsprozesses der Metall- und Elek­
troindustrie Ost-Ber1ins1 , umfangreichen 
Arbeitskontakten zu Betriebsräten wie 
Geschäftsführern, zur Treuhand, ABM­
Projekten, zur JG Metall und auch zu Ar­
beitgeber- und Fachverbänden, Landes­
und Bezirkspolitik und auch Mitarbeit in­
nerhalb der SPD. 

Ein kurzer Blick zurück: 1989 und 
auch noch 1990 gab es viele Diskussionen 
in den Ost-Betrieben, wie man den eige­
nen Betrieb gegen Übernahme aus dem 
Westen "schützen" kann. Viele glaubten 
noch an die Überlebenschance ihrer Be­
triebe und wollten darum kämpfen. Die 
historisch ersten MBOs (Mangement Buy 
Out) waren teilweise Privatisierungen an 
Geschäftsführer und größere Teile. der 
Belegschaft, später nur mehr an Ge­
schäftsführer. Während in der letzten 
Phase der DDR z.B. die (schon inuner) 
parteilose stellvertretende FDGB-Vorsit­
zende Karin Scbießl den Parteien noch 
Zugeständnisse für das neue Gewerk­
schaftsgesetz und die Absicherung von 
Frauenförderung abzuringen suchte, ein 
größerer Prozentsatz führender 
Gewerkschaftsfunktionäre damals in die 
CDU eintrat, glaubten viele neugewählte 
betriebliche Belegschaftsvertreter blind, 
das Betriebsverfassungsgesetz der 
Bundesrepublik räume ihnen mehr juristi-

sehe Rechte ein als die DDR-Gesetze. 
Die Euphorie, die Aufbruchstinunung 
war ebenso verbreitet wie Naivität. 

Nicht wenige Geschäftsführer, die die 
wirtschaftliche Zukunft der Betriebe eher 
realistisch einschätzten, erwarteten eine 
Chance für eine zeitlich längere Über­
gangsphase in Staatsbesitz, eine Struktur 
wie Industriebetriebe in ÖSterreich, wie 
Staatsbetriebe der BRD in der Nach­
kriegszeit. 

Der Bundeskanzler und Führer. von 
Industrieverbänden waren sieb bei ihren 
Spitzengesprächen vor Einführung der 
DM der Gefahren, die durch die abrupte 
Einführung der westlichen DM-Währung 
vor allem für die Industrie der DDR be­
standen, sehr wohl bewußt. Umso mehr 
erstaunt die geringe Vorsorge in Form 
von Planungen für präventive Maß­
nahmen, um den Zusammenbruch der In­
dustrie aufzufangen. Das Ende der opera­
tiven Arbeit der Treubandanslalt, der zen­
tralen ordungspolitischen Trans­
formationsinstimtion, war dagegen genau 
geplant, für Ende 1993, also vor der fol­
genden Bundestagswahl. Zumindest die­
ses Ziel, die THA (Treuhandanstalt) als 
nur transitorische Instimtion, ist voll er­
reicht worden. Die Privatisierung einer 
ganzen Volkswirtschaft sollte innerbalb 
einer Legislaturperiode erfolgt sein, inso­
fern sollte der nächsten Regierung kein 

industrielle Metall- und Elektrobetriebe in Ost-Berlin 
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größerer Wirtschaftsbe­
reich in staatlichem Besitz 
überlassen werden. 

Entwicklung der Beschafllgtenzahlen Verarbeitendes Gewerbe. Berlin-Ost. Hauptgruppe 1 
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Auf politischer Ebene, 
beim Wähler, war der 
Kanzler bekanntlich erfolg­
reich mit seiner Strategie, 
blühende Landschaften zu 
versprechen und die Ge­
fahren zu wnscbweigen. 
Bei der Privat-Wirtschaft, 
die er zu großen Investitio­
nen in den neuen Bundes­
ländern aufgefordert hatte, 
gab es durchaus eine teil­
weise Aufbruchstimmung, 
obgleich anders als bei den 
Menschen in den NBL 
(Neue Bundesländer). Die 
ersten joint-ventures ost­
berliner Betriebe kamen 
durch Kontaktaufnahme 
der Ost-Geschäftsführer 
mit West-Konzernen - Sie­
mens und SEL - zustande. 

Jan 91 Apr 91 Jul91 Ok191 Jah 92 Apr92 Jul92 Okt92 Jan 93 

H.Karl: Daten aus den Monatsberichten "Veratbeitandss Ge'M,rt,,," des Stat. Landesamtes Berlin (vorläufige Zahlen) 
o : Anges1e11re 

• :Arbeiter 

Zwischen diesen Betrieben hatten scbon Betriebe entschieden, die Weichen wur­
zur DDR-Zeit Kontakte bestanden. Es gab den durch die Zeit-Vorgaben für die Be­
"Goldgräberstirnmung", die Euphorie je- endigung der operativen Arbeit der Treu­
ner, die sieb ZUII! Rarnscbpreis Fabriken band und durch das Maßnahmenbiindel 

-Wld Gnmdstücke aneignen wollten. Es gab mit dem Ziel der Einhaltung dieses Ter­
lliusionen und ideologisch verursachte Ver- mins gestellt. Als reale Alternative zu 
kennungen (Vertrauen auf die Selbsthei~ dieser Politik der schnellen Privatisierung 
lungskräfte des Marktes) der zu erwarten- stand kein sozialistischer Dritter Weg zur 
den wirtscbaftlichen Probleme der Ost-Be- Wabl, von dem zur Wendezeit etliche 
triebe. Aber am Ende blieb _ der Linke träumten, keine betrieblichen 
Kapitaltransfer der privaten Wirtschaft Selbstverwaltungskonzepte wie die Über­
weit hinter den Erwartungen zurück. nabme von Betrieben durch die gesamte 

Ordnungspolitische Gienzziebungen Belegschaft, kein Aufbau eines Genos­
spielten auch bei Treuhandmitarbeitern senscbaftssektors. Strittig war, ob die· 
eine Rolle, von denen icb an einigen be- nicht schnell privatisierbaren, jedoch 
obachten konnte, wie sie sieb zeitweise sanierungsfähigen Betriebe für eine /iin­
in eine Art Macbtrauscb gegenüber gere Übergangszeit zur Sanierung der Be­
Betrieben und Geschäftsführern hinein- triebe im Staatsbesitz bleiben, ähnlich wie 
steigerten. Eine andere Einzel- VW, Salzgitter und andere. Industriehol­
beobacbtung, Mitte 1992 bei einer dings forderte nicht nur die IG Metall. 
Fachtagung über die Umstrukturierung Auch in der SPD-Spitze und sogar in der 
der Wirtschaft, als die Massenkurzarbeit CDU in Berlin gab es angesichts des 
bereits in die Massenentlassungen Zusammenbruches der Industrie vor al­
überfübrt wurde, sollte zwar nicht in lern 1992 Überlegungen, wie man Betrie­
falscher Weise verallgemeinert werden, be sinnvoll zu Sanierungsholdings zusam­
aber sie ist doch bezeichnend: damals _ menfassen "'önnte. - Durch die Resultate 
diskutierte ein eifriger junger Mitarbeiter der beschleunigten Privatisierung wie 
eines Bonner Ministeriums, ob man in auch Abwicklung von Betrieben durch 
dem von ibm konstruierten (leider nicht die THA sind zumindest in Berlin nach 
eimnal realitätsbaltigen) Fall einer Werk- 1992 kaum noch Treuhandbetriebe ge-
zeugmascbinenfabrik im Treuhandbesitz, blieben, so daß sieb für Berlin die Not-
die bereits Gewinn mache, diese scblie- wendigkeit einer Landes-Sanierungsbol­
ßen müsse, wenn sich für sie kein Käufer ding nicbt mehr stellt. 
fände. Es sollte kein Unternehrnen in "Die THA bat die Strukturanpassung 
Staatsbesitz bleiben. der Wirtschaft an die Erfordernisse des 

Diese ordnungspolitische Frage wurde Marktes zu fördern, ·in4em sie ins­
praktisch durch den schnellen Verlwuf der besonders Oll/ die Entwiddung· sa- . 

nierungsftihiger Betriebe zu wett­
bewerbsftihigen Untemelunen und de~ 
Privatisierung Einfluß nimmt." <Trtll1c: 
handgesetz §3; Hervorhebung H.K.) ;;,;/t·, 

}l!~:!~~F,: 
2. Die Treuhandanstalff(! 
und Phasen ihrer Arb~i{ 

In der Strategie der Treuhandanstah do-
minierte gegenüber den als sanierungstlihig 
eingestuften Betrieben die Privatisierung 
der Sanierung, d.h. die Aufschiebung grö­
ßerer Investitionen bis zum ZeilpUDkt nach 
der Privatisierung. In der jeweiligen 
Organisationsstruktur der THA mate­
rialisier(t)en sich neben inhaltlichen 
Schwerpunkten der THA-Aufgaben die 
spezifischen dominanten Strategien, die 
letztlich durch Vorgaben der Bundesregie­
rung festgelegt werden. Die Organisations­
struktur der THA, die in der kurzen Zeit bis 
Ende 1992 mehrfach modifiziert bzw. 
weiterentwickelt worden ist, war auf die 
schnelle Privatisierung ausgelegt und kaum 
auf die Begleinmg einer eigenständigen Sa­
nierungsphase von Betrieben in Treuhand­
Besitz. Eine spezielle Sanierungsabteilung 
der Trenbandanslalt gab es nicht. - Es gab 
bis Mitte 1992 zur parlamentariscben Kon­
trolle auch keinen Treuhandausschuß im 
Bundestag, sondern lediglich einen Unter­
aussc/uefJ zum Hausha/Jsausschuß. Es ist zu 
vermuten, daß die Bundesregierung Stö­
rungen des Privatisierungsgeschäftes des 
THA durch kritische Parlamentarier be­
fürchtete. 
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Als Versuch der Privatisiemng des Verträge geschlossen. Die Initiative ging 
Managements der. Saniemng der 111-Be- manchmal auch von Westbetrieben aus. 
triebe, eine der Formen zur Schließung Die wenigen Privatisierungen an Teile 
der Managementlücke, sind die Mitte der Belegschaft, also nicht nur einen oder 
1992 von der TIIA eingerichteten einz.elne Geschäftsführer, stammen aus 
Management-KGs zu sehen. Sie beziehen dieser Zeit. 1n dieser Zeitspanne fand die 
aber nur wenige von Tausenden von organisatorische Zerlegung der Kom­
THA-Betrieben ein, sind darum ein Pilot- binate, die Umwandlung in privat-
vorhaben und ohne schnelle Ver- rechtliche Unternehmensformen und 
allgemeinerung keine Lösung für die innerbetrieblich Produktbewertungen und 
Masse der Betriebe. erste Produktionseinstellungen statt. 

Die TIIA-intemen Richtlinien für die Die zweite Phase umfaßt den Zeitraum 
Privatisiernng von Betrieben vom Mitte 1991 bis Mitte 1992. Die THA baute 
November 1990 operationalisieren die ihre eigenen Strukturen für die Privatisie-
durch das 111-Gesetz gestellten Auf- rung und vor allem die Außenaktivitäten , 
gaben: (Messen, Werbung, Büros in anderen Län-
• schnelle Entflechtung und dem) aus und ging zu einer Politik des ge-

Privatisierung; zielten Marketings und der angebotsorien-
• Priorisierung der Privatisierung vor fierten Privatisierung über. Damit ist ge-

der Sanierung; meint, daß die THA Betriebe bzw. Unter-
• Privatisierung der Sanierung; nehmensteile znsammenfaßte und diese 
• Stillegung nicht sanierungsfähiger über eig\'"" Ausschreibungen und Beauf-

Untemehmen; tragungen Dritter (Investmentbanken) sy-
• Schaffung von Wettbewerb bei der stematisch weltweit angeboten hat und 

Privatisierung (mehrere Anbieter); noch anbietet. 1n den Betrieben wurde ver-
• keine Beteiligungen der THA an (teil-) sucht, durch Produktentwicklung und 

privatisierten Unternehmen. Produktkonversion sowie Massen-
Gerade die Strategie der schnellen · entlassungen über die Zwischenstufe Kurz­

Privatisierung der Betriebe wird entschei- aibeit Voraussetzungen für zukunftsbero­
dend durch den gesetzlichen Vorrang der gene Untemehmenskonz.epte zu schaffen. 
Rückgabe vor Entschädigung · be- Die vorherigen Märkte waren überwie-
einträchtigt, wenn Alt-Eigentümer gend zusammengebrochen. Die THA si-
Restitutionsansprüche (Betriebe oder cherte das unmittelbare Überleben der Be­
Grundstücke) erheben. Die THA selbst triebe durch Liquiditätskredite. Erst Ende 
hat bereits im Januar 1991 den Gesetz- 1992 waren durch die THA die meisten 
geber darauf hingewiesen, daß sie ihrem betrieblichen Untemehmenskonz.epte und 
Auftrag nur nachkommen kann, wenn sie die DM-Eröffnungsbilanzen bewertet und 
über "eigentumsrechtliche gesicherte Po- die Betriebe nach Sanierungsfähigkeit ein-
sitionen verfügt und rechtlich wirksame, gestuft. Der unternehmerische Hand-
ungefährdeten Bestand genießende lungsspielraum der Betriebe blieb trotzdem 
Privatisierungsmaßnalnnen durchführen überwiegend eng, geprägt durch die THA­
kann" (THA, Memorandum der TIIA zu Strategie der Privatisiernng der Saniemng. 
aktuellen vermögensrechtlichen Fragen Ab 1992 hat die THA Maßnalunen in 
bei der Durchführung des Privatisie- Richtung einer Mittelstandsfördemng ver-
rungsauftrages). Das Gesell. zur Besei- stärkt, zum Teil explizit in Form beschlos­
tigung von Hemmnissen bei der Privati- sener Mittelstandsrichtlinien, oder implizit 
siemng von Un!ernehmen und zur Förde- in Form faktischer Konditionenänderung. 
mng von Investitionen vom 13.3.1991 Z.B. ist die Treuhand-Niederlassung Ber-
(BGBI. 1991 !, 766) eröffnete zumindest lin seit 1992 zu einer Privatisierungspolitik 
die Möglichkeit eines alternativen Vorge- der Trennung von Grundstücken (die in 
hens, d.h. juristisch abgesicherte Privati- Berlin im Rahmen eines MBO in der Regel 
sierungen an andere als Alt-Eigentümer. nicht bez.ahlbar sind) und Betrieb überge-

ln der ersten Phase der Privatisierung gangen und hat damit etliche Privati­
(1990, Anfang 1991) standen im Metall- sierungen durch MBO erst ermöglicht. 
und Elektrobereich Ostberlins jene Be- Denn zugleich hat sie, anders als die Treu­
triebe zur Privatisierung an, deren Ge- band-Zentrale, die untersagt hatte, die 
schäftsleitungen (und teilweise BGL- und freie Verwertung von Objekten durch län-
dann BR-Vorsitzendefaus eigener Initia- gere Mietverträge einzuschränken, teil-
tive frühzeitig Westpartner als Interessen- weise durch langfristige und faktisch sul>-
ten gesucht und gefunden hatten. Mit Sie- ventionierte Mietverträge und Bürgschaf-
mens und SEL wurden ooch in der Zeit ten für Betriebsmittelkredite gute Bedin­
des Bestehens der DDR joint-venture- gungen für die Weiterexistenz der Betriebe 
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geschaffen. Die Geschäftsführer konnten 
und mußten sich auf das operative Ge­
schäft konuntrieren. 

Bis Ende 1992 wurden in Ostberlin 
fast alle früheren Großbetriebe entweder · 
privatisiert oder abgewickelt. 

Eine dritte Phase der Privatisierung ab 
1993 betrifft jene Betriebe, die sanie­
rungsfähig sind, wegen der Größe oder 
Branchenstruktur jedoch nicht durch 
MBO privatisierbar sind und für die noch 
kein externer Käufer zur Weiterführung 
des Unternehmens gefimdeh worden ist. 
Darunter sind von Ost-Exporten abhängi­
ge, mit Gewinn arbeitende Unternehmen 
wie DW A, weitgehend wettbewerbsfähi­
ge Betriebe wie Kühlautomat, aber auch 
Betriebe mit schwieriger Marktlage, die 
jedoch aus strukturpolitischen Gründen 
erhalten werden sollten wie die 
Schleifmaschinenfabriken. 

1n der vierten Phase (1994) soll die 
Treuhand ihr operatives Geschäft been­
den. Dieses Ende war ursprünglich für 
Ende 1993 geplant gewesen und ist im 
Zusammenhang mit Maßnalnnen zum 
Solidarpakt bis 1994 verschoben worden. 
Das THA-Controlling hat danach ooch 
die Einhaltung der eingegangenen Verträ­
ge zu überwachen und die 1992 gegrün­
dete TLG Treuhandsliegenschaftsgesell­
schaft wird die weitere Verwertung der 
Grundstücke managen. 

3. Länderspezifische 
Privatisierungsresultate 

und Landespolitik 

Hier können nur Resultate, nicht die 
Verkaufsstrategien selbst dargestellt wer­
den. Beim Ländervergleich liegen die 
Privatisierungsergebnisse für Ost-Berlin 
erheblich über dem 8%-Anteil an den Er­
werbstätigen, bei den Privatisierungs­
erlösen jedoch erheblich stärker als bei 
den lokal wirksam werdenden Investi­
tions- und Beschäftigungszusagen. Dies 
hängt sowohl mit dem hohen Wert der 
Grnndstücke in Berlin wie auch mit der 
besseren Substam. der verlwuften Betriebe 
zusammen. 1n Berlin waren in der zentra­
listischen DDR die Forschungs- bzw. In­
dustrieforschungspotentiale und die 
Kombinatsleitungen konzentriert gewe 0 

sen. Zwar hat insofern eine deutliche 
strukturelle Verschlechterung stattge­
fimden, also viele der jetzt privatisierten 
Betriebe abhängige Firmen eines Kon­
zerns mit Hauptsitz außerhalb Berlins 
sind. Aber diese Konzentration von For­
schungs- und teilweise auch sehr gutem 
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Managementpotential in den Berliner 
Kombinaten war ein wichtiger positiver 
Falctor im Transformationsprozeß. 

1n den Großstädten der Neuen Bwi­
desländer und vor allem Ost-Berlin gab 
und gibt es einen Mangel an Grundstük­
ken für Industrie- und Gewerbeansied­
lwig. Eine zentrale strukturpolitische 
Maßnalnnen ist die plmumgsrechtliche Si­
chemng von Industriegelände gegen Um­
nutzungen und explodierende Bodenprei­
se durch den Senator für Wirtschaft und 
Technologie im Jahr"l992 und der jüngst 
vereinbarte Ankauf von 32()()(X) qm dieser 
lndustriefliichen von der Treulwnd zum 
Preis von (nur) 230,-DM/qm durch das 
Land Berlin. Die Arbeit der THA hat 
große strukturpolitische Auswirkungen, 
wie Frau Breuel in Diskussionen immer 
offen zugestand. Die THA hat jedoch kei­
nen strukturpolitischen Aeftrag, dies sei 
Sache der Politik und hier der Länder. 
Die THA diskutiert öffentlich nicht über 
Strukturpolitik. 

Bezogen auf die Verwertung der von 
den Betrieben abgetrennten, sog. nicht­
betriebsnotwendigen Grundstücke domi­
nierte eine TIIA-Politik der Erlösmaxi­
mierung. Erst durch lange Verhandlun­
gen und v.a. durch Einsatz des wirk­
samsten Hebels von Bezirken und Land 
Berlin, die planwigsrechtliche Festlegung 
als Gewerbe- bzw. Industriegebiet, ist der 
Ankauf von Flächen unter den von der 
TIIA geforderten hohen Preisen gelun­
gen. Der Ankauf und clie Entwicklung 
des Geländes zu Grundstücken für 
Industrieansiedlungen mit Hilfe von För­
dermitteln für kommunale Infrastruktur 
und der spätere ~tige Verkauf an Inve­
storen des produzierenden Gewerbes hat 
nachhaltige preissenkende Auswirkungen 
am Berliner Grundstücksmarkt . und 
schafft erst die Voraussetzungen für ein 
Vorhaben mit Pilotcharakter, für die inJe­
grierte Standortentwicklung eines frühe­
ren großen Industriegebietes. 

4. Was bleibt von der 
Metall- und Elektro­

industrie? 

Statistische Zahlen über die Struktur 
der Industrie in den neuen Bundesländern 
geben meist ooch immer ein verzerrtes 
Bild wieder, da durch die hohen Trans­
ferleistungen die erreichte Branchen­
struktur und die entsprechenden Kennzif­
fern nur begrenzte Indikatoren für er­
reichte Wettbewerbsfähigkeit sind. Ich 
beziehe mich hier nur auf eine Region, 
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Ost-Berlin, kann aber durch die jeweilige 
Kenntnis fast aller größeren Betriebe 
Aussagen über den erreichten Stand der 
Wettbewerbsfähigkeit machen. 

Ende 1992 hatten die noch bestehenden 
Betriebe - privatisierte, THA und Ausgrün­
dungen - noch höchstens 25% der Beschäf­
tigtenzahl von 1989, 1993 war der Beschäf­
tigungsabbau in der Industrie noch nicht 
gestoppt. Die Produktivität betrug im Jaltr 

· 1991 in Ost-Berlin ca. 1/3 der von West­
Berlin, gemessen am Indikator Jahreswn­
satz pro Arbeiterstunde (also unter Heraus­
rechtumg von Kurzaibeit). Sie hat sich 
1992 bereits erheblich verbessert. Der zu 
erwartende weitere Produktivitiitsanstieg 
durch weiter reduzierte Belegschaft, Still­
legungen besonders unrentabler Produk­
tionen, Investitionen und verbesserter 
Marktintegration wird sich allerdings nur 
in einz.elnen Betriebe und sehr langsam 
wieder in steigenden Beschäftigtenzahlen 
niederschlagen. Die Umsätze im Verarbei­
tenden Gewerbe sind - auf Basis eines sehr 
niedrigen Niveaus - leicht steigend. 

Ost-Berlin war durch keine Mono­
struktur geprägt, ein großer Vorteil. Die 
Großbetriebe hatten Beschäftigtenzahlen 
zwischen 2000 und 9000. Die Kombinats­
betriebe waren in der Regd Monopolisten 
innerhalb der DDR gewesen und teilwei' 
se zentraler Zulieferer für das Gebiet des 
RGW. Die Elektrotechnik hat in Berlin 
eine alte Tradition. 1n Ost-Berlin gab es 
große Unternehmen im Hoch­
spannungsbereich (TRO), Niederspan­
nungsbereich (EA W), der Kabelindustrie 
(drei Kabelwerke - KWO, KWK und As­
lid), der Konsumgüterherstellung wie 
Lampenherstellung (Narva), Werk für 
Fernsehelektronik (WF), Stern-Radio, 
außerdem Haushalts- und Gerätebatterien 
(BAE), Nachrichtentechnik im Funkwerk 
Köpenick und bei RFf und weitere Be­
triebe. 

Der Maschinenbau ist durch die bei­
den (früher) großen Werkzeug­
maschinenhersteller NILES und BWF re­
präsentiert und im sonstigen Maschi­
nenbau durch Mittelbetriebe und durch 
"versteckte" Maschinenbaubetriebe in 
der Form von Betriebsmittelabteilungen 
in verschiedenen Unternehmen. 

im Fahn.eugbau ist die Deutsche 
Waggonbau-AG als Holding in Berlin an­
sassig, der DW A-Produktionsbetrieb 
Fahrzeugausrüstungen, das Berliner 
Bremsenwerk, die Berliner Vergaser­
und Filterwerke, im Schiffsbau die 
Yachtwerft und weitere Betriebe. 

Der Anlagenbau für unterschiedliche 
Bereiche war in Ost-Berlin konzentriert: 
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der Kemkraftwerksbereich bei K.A.B., 
der Kraftwerksbereich bei K.A.B. und 
Elpro (Automatisierungs- und Elektro­
technik), außerdem Dampferzeugerbau, 
Verkehrstechnische Anlagen bei WSSB 
und Luft- und Klimatechnik bei BELAG. 

Erhalten geliehen sind Kerne der frü­
heren industriellen Produktion, d.h. eine 
größere Anzahl privatisierter früherer 
Großbetriebe, die jetzt zu Mittelbetrieben 
geworden sind und in quantitativ klei­
nerem Ausmaß frühere Mittelbetrieben 
( eine Reihe MBO Management Boy Out) 
und Ausgründungen aus Großbetrieben. 
Aus den ABM-Projekten heraus erfolgen 
ebenfalls kleinere Ausgründungen. Die 
der folgenden Grafik zugrunde liegenden 
Daten über die Beschäftigtenentwicklung 
von früheren Großbetrieben, die im Sep­
tember 1992 entweder privatisiert, noch 
in Treuhand-Besitz oder in der Abwick­
lung sind, sind repräsenJativ für die 
Gesamtentwicklung der untersuchten Me­
tall- und Elektrobranchen. Ausgrün­
dungen sind hier als Beschäftigungsabban 
erfaßt. Jedoch machen Ausgründungen 
bei Weiterführung der Produktion unter 
5% des Ausgangswertes Dezember 1911?, 
aus (Basis: die eigene . :ll-~i 
nehmensbetragung Ende 1991 und.siililL· 
~gen auf Basis von weiteren mte4;1:: 
für 1992). ,, <:· 

Der Ost-Markt, noch 1991 und .teil> 
weise 1992 auf niedrigerem Niveau vor­
handen, wird weiter schrumpfen, da von: 
wenigen Ausnalnnen abgesehen der· Anf0 

bau beidseitiger Handelsbeziehungen 
nicht gelungen ist. Davon sind besonders 
die lnvestionsgüter-Hersteller betroffen. 

Betriebe mit techno/ogieorientierten 
Produkten und hohen Stückzahlen 
konnten sich nicht durch eigene Kraft am 
Markt behaupten. Die Konkurrenten die­
ser Betriebe waren meist Konzerne, die 
international global agierten. Diese Be­
triebe wurden entweder früh ljquidert wie 
zuerst stern-Radio, nach langen Kämpfen 
abgewickelt wie der Lichtproduzent 
NARV A oder vor der drohenden Ab­
wicklung von einem Brancheninvestor 
übernommen wie die Bild­
röhrenproduktion des Werkes für Fern­
sehelektronik durch den koreanischen 
Konzern Samsung, bei Übernahme von 
10% der Beschäftigten von 1989. 

Von EAW, Elektroapparate-Werke, 
die früher mit 8000 Beschäftigten Elek­
tronikkomponenten, Relais, Steuerungen, 
auch "Konsumgüter" wie qualitativ 
schlechte und sehr teure Kas­
settenrecorder herstellten, ist nach der 
Privatisierung in mehrere kleine Ein-
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_______________ heiten _keine _n,levante Kernproduktion 
mehr elhalten. 

Betriebe mit einem Marl<I, der durch 
staatliche InfrastrukJurinvestitionen und 
damit durch Transferleistungen geprägt 
ist, -hatten zumindest Chancen. Diese 
Märkte sind außerdem national zumindest 
teilweise abgeschottet. Dies gilt ebenso 
für kleill,:,re Betriebe, die für den lokalen 
Markt produzieren und Zulieferer von 
Produkten und Dienstleistungen für einen 
weiteren Marl<I mit Sonderkonjunktur, 
nämlich der Baubranche. 

III Berlin betraf das den Bereich 
Kraftwerke, Energie- und Ablwasser­
versorgung (Firmen Dampferzeugerbau, 
ABB-Bergmann-Borsig, TRO Transfor­
matoren, Elpro), die (Tele)Kommu­
nikation (RFf-SEL, KWK Kabel, FWK 
schnurlose Telefone), Verkehr (WSSB) 
und im Btiuhereich ELPRO (Elektro­
technik Gebäude, TGA, BLAG 
Lufttechnische Anlagen). Diese Betriebe 
wurden alle bis 1992 privatisiert. Von 
den meisten dieser Unternehmen kann an­
genommen werden, daß sie die 
Weiterentwicklung zu voller Marl<l­
ftihi.gkeit schaffen, wobei weitere Pro­
dukteinstellungen und -urnstrukturierun­
gen stattfinden werden, z.B. bei Abhän­

-gigkeit von GUS-Aufträgen. 
Sehr schwierig ist die -Marktsituation 

filr Industriebetriebe, die in einer Bran­
che mit hohem Exportanteil In­
vestitionsgüter herstellen, die also inter­
nationalem Wettbewerb in besonderem 
Maße ausgesetzt sind. Im 
Unterschied zur Elektrotech­

T s C H T 

teil Westexport, inzwischen von einem 
Brancheninvestor gekauft. Die Werk­
zeugmaschinenfabrik BWF, die neben. 
vielen anderen Anbietern Schleifmaschi­
nen herstellt, ist noch in Treuhandbesitz. 
Eine Sanierung ist langwierig und der Er­
folg ungewiß. 

Weitere Wirtschaftspotentiale liegen 
in Ausgründungen und (wenigen) 
Neugründungen. Im Jahr 1992 wurde die 
Forschungs- und Entwicklungsabteilung 
des Werkes für Fernsehelektronik WF 
mit ursprünglich ca. 2000 Beschäftigten 
auf Initiative der Geschäftsführung bzw. 
der Leitung der F&E-Abteilung weit­
gehend aufgelöst und Teile in Ausgriin­
dungen (13 Privatfinnen) überführt, 
nachdem eine Weiterführung innerhalb 
des Unternehmens WF aussichtslos war. 
Ein weiterer Teil der F&E-Beschäftigten 
befindet sich 1992 und 1993 in ABM­
Projekten mit der Planung, weitere Klein­
Firmen zu gründen, also Ausgriindungen 
aus ABM-Projekten. Nur wenige Betrie­
be sind im Herbst 1993 noch in Treu­
handbesitz, darunter mit Kühlautomat ein 
Betrieb, der aus eigener Kraft schon seit 
1992 eine weitgehende Wettbewerbsfä­
higkeit erreicht hat und troizdem, entge­
gen aller Zusagen der THA, kein,:, "nor­
male" unternehmerische Handlungsfrei­
heit erhält, z.B. für Eigenentscheidungen 
über Investitionen. 

Der wirtschaftliche Wiederaufbau, 
d.q. die Stabilisierung noch vorhandener 
idR. privatisierter Betriebe und Neu-
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gründung von Betrieben wird sicher auch 
bei bester integrierter Landespolitik und 
auch bei verbesserter Konjunktur im We­
sten länger als 10 Jahre dauern. Gemes­
sen an der Situation anderer Regionep ist 
die Situation in Ost-Berlin trotz Mas­
senarbeitslosigkeit im V er gleich eher 
günstig, es wurden zumindest "industriel­
le Kerne" erhalten. Oboe die hauptstadt­
spezifische Baukonjunktur wäre aber 
Berlin in einer sehr schlechten wirtschaft­
lichen Situation. Denn die West-Betriebe 
müssen den raschen Abbau der Berlinför­
derung kostenmäßig auffangen. Schaffen 
sie dieses nicht, wird die wirtschaftliche 
Gesamtsituation in der Region ebenso 
nachhaltig negativ beeinflußt wie auf glo­
baler volkswirtschaftlicher Ebene die 
wirtschaftliche Lage der neuen Bundes­
länder durch jede Reression in den alten 
Bundesländern. -

1 Gutachten für den Senator für WirtsChaft und 
Technologie des Landes Berlin; dabEli habe ich 
durch schriftliche Befragung der ME-Betriebe 
und Untersuchungen in 26 UnterneJ,men mit 
oft mehreren Betriebsstätten fast die gesamte 
Metall- und Elektroindustrie Ost-Berlins .ken­
nengelernt. In der Treuhand interviewte ich 
Sachbearbeiter bis Direktoren für verschiedene 
Branchen. Die Leitung der Treuhand-Niederlas­
sung ermöglichte mir, am Bankengespräch teil­
zunehmen, bei dem MBO-Vorhaben (Manage­
ment Buy Out) jeweils einer großen Runde von 
Vertretern der Banken vorgestellt wurden. Vgl_. 
Helga Karl, Bemente des Transformationspro­
zesses der Betriebe. In: IWF, Bereich Montage­
technik (Hrsg.): Problemlagen ostberliner Be­
triebe im Metall- und Elektrobereich. Berlin 
1992 

nischen Industrie gehört 
Westdeutschland in der Ma­
schinenbaubranche und dar-

Entwicklung des Umsatzes 1m Verarbeitenden Gewerbe Berlin Ost Hauptgruppe 1 

unter auch der Werla.eug­
maschinenindustrie - durch-
gehend zu den technologisch 
und im Exportvolumen füh-
renden drei Nationen. Die 
DDR-Maschinenbauindustrie 
hatte auch im Westen ein er­
hebliches Anssehen gehabt, 
allerdings fast ausschließlich -
nach Osten exportiert. - Die 
Maschinenbauindustrie - al­
lerdings nicht in Berlin, son­
dern am stärksten in Sachsen 
konzentriert - hat einen er­
sc/lreckenden Z-eifall erlebt 
und gehört zu jenen Branchen 
mit der geringsten Privatisie-
rungsquote. III Ostberlin 
wurde Nil~. ein Nischenpro-
dU7.ent mit einem auch zur 
DDR-Zeit beträchtlichen An-
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Franz Walter, Tobias Dü", Klaus 
Schmidtke: Die SPD in Sachsen 
und Thüringen zwischen 
Hocnburg und Diaspora, Verlag 
J.H. W. Dietz Naclif. Bonn, 492 
Seiten, DM 98, 00 

Von der Hochburg 
zur Diaspora 

von Josef Didier* 

U
m es vorweg zu sagen, dies ist ein 
gelungener Versuch unge-
schönter Zeitgeschichtsschrei-

bung und -aufarbeitung zugleich. Vor al­
lem sollte er von westdeutschen Sozialde­
mokraten zur Kenntnis genommen wer­
den. Was man bisher nur kopfschüttelnd 
hinter vorgebaltener Hand am Rande dis­
kutierte, haben wir jetzt schwarz auf weiß 
vor uns. Die Untersuchungen berichten 
von Entwicklungen, mehr aber noch von 
Fehlentwicklungen ostdeutscher Sozi­
aldemokratie. Dies ist ein couragiertes 
Unterfangen der Autoren, das auch mich 
zu offenen Worten ermutigt. Es war trotz 
der erkennbaren Spuren der Eile wichtig, 
daß eine solche Untersuchung noch vor 
cti,m Wiesbadener Parteitag der SPD er­
schien. llir improvisierter Charakter wird 
verständlich, wenn wir von dem engen 
Zeit- und Finanzrahmen des Projekts er­
fahren (S. 23). Die festzustellenden Män­
gel bei der Beurteilung sozialdemokrati­
scher Geschichte und Gegenwart mögen 
teilweise ebenfalls darauf zurückzuführen 
sein. So wäre z.B. beim Durchstreifen 
der Prähistorie sächsischer Sozialde­
mokratie etwas mehr pfeifeschmau­
chende Bedachtsamkeit geschichtlichen 
Abstands angereigt gewesen. Selt 1989 
Mitglied der SPD in Sachsen muß ich 
mich auf Franz Walters sächsischen Teil 
der Untersuchung beschränken, weil mir 
aktuell spezifische Kenntoisse der neuen 
thüringischen SPD fehlen. 

Für den frühen Aufstieg Sachsens zur 
Hochburg der deutschen Arbeiterbewe­
gung stellt Franz Walter zutreffend die 
Spitzenstellung Sachsens bei der Früh­
industrialisierung in der ersten Hälfte des 
vorigen Jahrtrunderts heraus. "Ent-

Josef Didier, Fraktionsvorsitzender der SPO in 
Schwarzenberg (Sachsen} 

scheidend- für das rasche Wachstum der 
Sozialdemokratie aber war die spezifi­
sche Industriekultur in Sachsen und Thü­
ringen, die sich von der industriellen 
Struktur insbesondere des rheinisch-west­
fälischen Reviers charakteristisch unter­
schied" (S. 15). Eines der wichtigsten 
Elemente dieser Kultur mag diese Fest­
stellung untermauern: Die sächsische 
Bourgeoisie und ihr Bildungsbürgertum 
(E.A. Roßmäßler z.B.) taten durch 
Gründung und Förderung säkularer 
Bildungsvereine ein übriges, damit der 
Arbeiter "anstellig sei", wie Karl Marx 
einmal bemerkte. Was sich allerdings als 
zweischneidig erwies, denn folgerichtig 
begann sich die Arbeiterklasse 1863 in 
Sachsen zu emanzipieren. Als wohltuend · 
empfand ich, daß Ferdinand Lassalle bei 
dieser Gelegenheit zwar genannt, aber 
nicht hochgejubelt wird. 

Früher Aufstieg 
der sächsischen SPD 

Franz Walter skizziert mit lesens­
wertem statistischen Material unterfüttert 
die weitere Entwicklung. So übertraf die 
sächsische SPD mit 60, 1 % bei den 
Wahlen zur Nationalversammlung 1919 
ihre Reichsrekordergebnisse der Kaiser­
reit; allerdings als getrennte Linke mit 
der USPD. Die neugegründete KPD 
spielte Anfang 1919 noch keine Rolle im 
parlamentarischen Bereich. "Danach 
ging es mit den Sozialdemokraten im 
Land ... markant bergab" (S. 12ff.). Die 
Ursache wird nicht weiter erwähnt, 
dürfte sekundär aber die auf Gründung 
der KPD, primär auf die Burgfriedens­
politik, die verfehlte Novemberrevolution 
und das Ereignis Noske zurückzuführen 
sein. "In einigen Industrieregionen und 
jahrzehntelangen Hochburgen der SPD 
brachen der Partei in Sachsen und Thü-

ringen seit der Inflationskrise die Fun­
damente weg. Die Wähler liefen den 
Sozialdemokraten in Scharen davon und 
kehrten nicht zurück" (S. 16). So entsteht 
der Eindruck, als sei die Inflation 
ursächlich dafür gewesen. Ich kann hier 
nur reitlichen, aber keinen kausalen 
Zusammenhang erkennen. Die Zer­
reißprobe "Sachsenkonflikt* " wird als 
Ursache nicht einmal genannt, dürfte 
aber noch nicht aus dem Gedächtnisdeut­
scher Sozialdemokratie getilgt sein. 

Enttäuschung über die 
SPD-Politik im Reich 

Bei der weiteren Lektüre erhärtet sich 
der Verdacht, daß Franz Walter Rück­
sicht auf die Befindlichkeiten heutiger 
sozialdemokratischer Exegeten in Sach­
sen nehmen will. III deren Deutungs­
muster sozialdemokratischer Vergan­
genheit und geschichtsklitternde Suche 
nach legitimierender Tradition paßt der 
Höhepunkt sächsischer Sozialdemokratie 
mit ihren linken bzw. marxistischen 
Regierungen zu Beginn der zwanziger 
Jahre ganz und gar nicht. Anders ist mir 
schwer verständlich, warum er ~: 

::::~:~~r0~~ts~:,a:: 
"Die politische und soziale Dauer~:ji · 
Beginn der zwanziger Jahre, vielleidii 
auch die rigoros antikirchliche Politik der 
linken Landesregierungen in Sachsen und 
Thüringen dezimierten die sozialdemo­
kratischen Stellungen beträchtlich" 
(S.18). Sollte damals tatsächlich -
provoziert von der SPD- in Sachsen 
unterschwellig eine Damaskuspsychose 
die sozialdemokratischen Wähler zu 
Kirchgängern gewandelt haben? 

Wie fragwürdig seine Vermutung ist, 
erweist sich auf der nächsten Seite, wo 
zwar eine Verschiebung zwischen den 
Landesteilen festgestellt wird, doch 
spricht er hier nicht zu unrecht vom so­
zialistischen Lager, das in vielen Städten 
hinzugewonnen hatte. Sicher ungewollt 
führt er seine zuvor geäußerte Vermutung 
dann ad absurdum: "Was die Sozial­
demokraten in dieser Zeit verloren, 
wurde gewissermaßen durch die (rigoros 
pro kirchlichen???, J. D.) Kommunisten 
arithmetisch wieder kompensiert" (S. 

dabei ging es um die Auseinandersetzung zwi­
schen Reichsregierung und Reichstag ein­
schließlich der Mehrheit der SPD-Fraktion und 
den SPD-KPD-Koalitionsregierungen in Sach­
sen und Thüringen im Jahre 1923, die in deren 
Absetzung auf Grundlage einer Anordnung des 
SPD~Reichsprlsidenten Ebert mit Hilfe der 
Reichswehr endete, Anm. der Red. 
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19). Herbe Enttäuschungen, wie die Eli­
minierung der sozialdemokratischen 
Linksregierung unter E. Zeigrier durch 
den sozialdemokratischen Reichspräsi­
denten Ebert, radikalisierten jedoch 
Mitglieder wie Wähler und ließen sie zur 
KPD überlaufen. Ähnliches dürfte für das 
Abbröckeln des Wähleranteils nach 1929, 
dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise, 
gelten. Denn zeitgleich -Höhepunkt des 
Koalitionsspagats- erlebten Mitglieder 
und Wähler die Panzerkreuzergroteske, 
danach noch obendrein die Tolerierung 
der Notverordnungen durch die SPD. 
Auf diese gravierenden Vorgänge wird 
auf S. 49 nur ganz knapp angespielt. 
Auch bemerke ich für eine Reihe anderer 
Faktoren keine richige Einordnung in 
Zusammenhänge, Nichtunterscheidung 
von Wesen und Erscheinung, sowie die 
unbedachte Herstellung von Kausalität, 
wo nut bloßes zeitliches Neben- oder 
Nacheinander zu erkennen ist. 

Bei der Behandlung der Fallstudie 
"Freital" würdigt Franz Walter die Be­
deutung der kultursozialistischen Elite im 
proletarischen Milieu (S. 67-76). Den­
noch kommt ihr tatsächlicher Stellenwert 
für den Aufstieg Freitals zum "Roten 
Wien Sachsens" meiner Meinung nach zu 
kurz. In ihrem Wirken sehe ich die 
wichtigste Ursache nicht nur dafür, daß 

· die Arbeiterschaft der Stadt, trotz Ent­
täuschung durch die sozialdemokratische 
Reichspolitik, nicht für nazistische 
Parolen anfällig, sondern nach dem Krieg 
sofort politisch reaktivierbar war. Man 
sollte daran denken, daß selbst die 
Bourgeoisie in ihrer frühen Manchester­
phase . keine nennenswerte Bildungs­
bürgerschicht hervorbrachte. Kritik­
würdig scheint mir auch, . daß als 

. begünstigender Faktor beim Aufstieg 
Freitals kein Zusammenhang zur 
unmittelbaren Nähe der Landeshaupt­
und Kulturstadt Dresden gesehen wird, 
wo just in dieser Phase die links­
sozialdemokratischen Regierungen resi­
dierten. 

Wenige Helden, noch 
weniger Märtyrer 

Schicksal und Verhalten von Sozialde­
mokraten in der braunen Zeit , un­
terschieden sich in Sachsen nicht wesent­
lich vom übrigen Reich. Verhaftungen 
von Kommunisten und Sozialdemokraten 
setzten gleich nach der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten ein. Während dies 

. für die Kommunisten zum Dauerzustand 
wurde -die Gründe benennt Franz Walter 
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ganz richtig- kamen die meisten Sozialde­
mokraten, wenn auch z. T. schwer miß­
handelt, wieder frei und überwinterten in 
beruflichen und sozialen Nischen. Was 
Franz Walter für die Zeit nach· 1945 
anführt, daß wenige Helden und noch 
weniger Märtyrer zu entdecken waren (S. 
159), gilt auch für die Nazizeit. Für 
Freital spitzt er dies mit der rhetorisch­
provokanten Frage zu: "Wer war schon 
von den Sozialdemokraten aus Freital im 
Konzentrationslager?" (S. 119). Dennoch 
erwies sich dies -wenn auch unbe­
absicbtigi- pragmatisch als opportun. · 
Sozialdemokraten waren bei Kriegsende 
in den meisten sächsischen Kommunen 
eher und zahlreicher zur Stelle als die hart 
dezimierten Kommunisten. Das könnte 
auch ursächlich für den höheren 
Mitgliederstand bei der "Zwangs­
vereinigigung" gewesen sein. 

SPD, SED und SDP 
Der gängige Begriff der Zwangsverei­

nigung wird von Franz Walter unter der 
Überschrift "Halb trieb es sie, halb 
sanken sie hin" weitgehend relativiert. Zu 
jener Zeit noch · relativ jung, 
nichtsdestotrotz aber altmodisch klas­
senbewußt sensibilisiert, kann ich ver­
sichern, daß die der Vereinigung vor­
ausgehe(!(le Kampagne mit dieser Anleihe 
bei Goethe treffend beschrieben ist. Zu 
dem" Apostel der Einheit" (S. 28ff.) darf 
ich eine Kleinigkeit beisteuern. Der 
Sozialdemokrat Otto Buchwitz wurde von 
seinen sächsischen Mitarbeitern wegen 
seines Eifers für die Einheit desavouiert; 
als Schlesier hatte er ohnehin mit den 
Sachsen Verständigungsschwierigkeiten, 
außerdem war er schon merklich senil. 
Die SED verwendete in der Folge den 
vom Marasmus gezeichneten bei Jubel­
und Trauerfeten als Traditionsversatz­
stück. Auch im Abschnitt "Widerstand, 
Flucht, Verhaftung und . Anpassung" 
relativiert Franz Walter, ebenfalls am 
Beispiel Freitals, manche maßlosen 
Übertreibungen (wenige Helden, noch 
weniger Märtyrer). Die Anpassung über­
wog. 

Leider geht Franz Walter auf den von 
den Sozialdemokraten iniierten schwie­
rigen Dialog mit der SED, dessen Hö­
hepunkt das Streitpapier war, nicht ein. 
Denkbar, daß er auch hier Rücksicht auf 
heikle östliche Befindlichkeiten nimmt. 
Seit dem Tod Willy Brandts, so will mir 
scheinen, nimmt östliche auf westliche 
Befindlichkeit zum Thema Dialog keine 
Rücksicht mehr. Von den neosozial-

demokratischen Rohrspatzen, die sich im 
Osten neuerdings schimpfierend darüber · 
auslassen, werde ich den Eindruck nicht 
los, als hätten sie erst jetzt, im Nach­
hinein, davon erfahren. Durch diesen 
Dialog, vor allem nach dem Streitpapier, 
wurde es möglich, Tabuthemen mit 
weniger verbohrten örtlichen Funk­
tionären zu berühren. Vorsichtig dosiert 
konnte man sogar im Neuen Deutschland 
ein leidlich objektives Bild von 
geschmähten alten Reformisten wie E. 
Bernstein oder Tb. Leipart gewinnen. 
Karsten Voigt ist voll zuzustimmen, 
wenn er schreibt: "Dieser Dialog hat über 
Jahre hinweg zur Zivilisierung der 
Macht- und Systemkonflikte und zur 
Gewaltfreiheit der Wende beigetragen" 
(SPW 73, S. 44). 

Nach der Gründung der SDP wurden 
deren Geburtsfehler schnell sichtbar, 
nicht nur zum Verdruß der Parteilinken 
im Westen. Doch habe sich inzwischen 
die Abwehrhaltung gegen jedwedes So­
zialismusmodell bei der neuen SPD 
gelockert, findet Franz Walter (S. 35). 
Das habe gewiß mit ersten Annäherungen 
an die bis dato unbekannte Geschichte der. · 
eigenen Partei zu tun, meint er leichthin. 
Aber nicht nur Franz Walter ist so 
blauäugig, zu übersehen, daß diese 
"Allianz von Physikern und Meta­
physikern" (S. 34) sich einfach dumm 
stellt Schon in der POS, der EOS, erst 
recht aber beim Fach- und Hoch­
schulstudium hatte sie -wenn auch unter 
anderen Vorzeichen- soviel von deutscher 
Arbeiterbewegung erfahren, daß mich die 
beim Stoßen · und Treten um vordere 
Plätze der Hackordnung oft bis zur 
Hysterie gesteigerten Ausfälle der an­
gehenden Parteiprominenz gegen Pro­
grammatik, Tradition und Farbe der 
Partei in Wende- und 'Nachwendezeit 
mehr als befremdeten. Dieses Verhalten 
wirkte so . übertrieben affektiert, ihre 
reaktionären Antisprüche so uniform 
aufgemotzt, dabei sich aber gegenseitig 
befehdend und übertrumpfend, daß ich 
mich zur Jahreswende 1989-90 schon 
fragte, ob es sich hier um einen gesteu­
erten modus operandi handelte. 

Individualisten in der 
Diaspora 

In ihrer Abwehrhaltung gegen eine 
nach Meinung von Franz Walter abge­
schlossene Ära der Arbeiterbewegung 
seien die ostdeutschen Sozialdemokraten 
schon 1990 _einen Schritt weiter gewesen 
als ihre westdeutschen Parteifreunde 
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(S. 35). Das waren sie in der Tat! Mit ihrer 
Prinzipien- und Ziellosigkeit starteten sie 
damals schon -quasi unbewußt- in die Zu­
kunft postmoderner Beliebigkeit. In den 
Abschnitten des Buchs zur Nachwendezeit 
offenbart sich die ganze gegenwärtige Tra­
gik der sächsischen SPD, demonstriert am 
Beispiel Freital. Deprimierend auch für 
den Leser die scheinbar erfolglose Suche 
nach sozialdemokratischer Tradition in 
Freitaler Stadtteilen, ebenso die Angst vor 
Auskünften, worauf schon auf S. 37 
hingewiesen wird. Verheerend auch der 
Umgang örtlicher Parteifreunde mit 
hilfsbereiten Westgenossen. Aus eigener 
Erfahrung kann ich hinzufügen, daß 
vielfach nur Interesse 
an DM-Spenden, Ko­
pierern und stattlichen 
Autos bestand. Wehe 
die Genossen karrten 
sozialistisches Bil­
dungsmaterial, wo­
möglich noch mit ro­
tem Layout, heran! 
Vielfach zogen sie mit 
Hinterlassung teuren 
Schreibgeräts konster­
niert wieder ab. 

Dazu kann ich verallgemeinernd er­
gänzen: Auch nach den nicht realisier­
baren Ambitionen lokaler Matadoren und 
Profilneurotiker, mit kaum verhüllten 
egoistischen Interessen an Mandaten, 
Karrieren, Führungspositionen usw. 
Franz Walter fährt dazu fort: "In der 
SPD haben sich eben die Außenseiter der 
DDR-Gesellschaft zusammengefunden, 
die diese Rolle damals nur durchhalten 
konnten, weil sie eigenwillige, vielfach 
eigenbrötlerische Charaktere waren ... 
und so hat die Sozialdemokratische Partei 
in Freital etliche Probleme" (S. I80ff.). 
Die hat sie auch im übrigen Sachsen und -
wie der Eklat vom Juni ·93 offenbarte-

Ich sehe keinen . Grund, warum das 
MfS die skizzierte Strategie nicht entwik­
kelt und umgesetzt haben soll ( das Pro- · 
blem war mit dem "modus operandi" be­
reits angedeutet). Auch die von Franz 
Walter genannten Querelen in Freital 
entsprechen dem in der Skizze vorge­
gebenen Muster. Ob es sich nun so 
verhält oder nicht, das Ziel' könnte auch 
ohne beabsichtigte Strategie bald erreicht 
sein: Die PDS als einzige Alternative für 
das linke Wählerpotential! 

Während der Arbeitskämpfe des er­
sten Halbjahrs '93 in Sachsen oder auch 
um das Edelstahlwerk Freital mischte 
sich die sächsische SPD nicht hör- oder 

sichtbar ein. Das über­
ließ sie ihrem Landes­
vater Biedenkopf, der 
sich bei solchen Gele­
genheiten medienwirk­
sam darzustellen ver­
steht. Nkbt nur die Ba­
sis, sondern erst recht 
die Parteidominanz ist 
im politisch Grund­
sätzlichen artikula­
tionsscbwach bis ,lll!-, _ 
faltig. Das Volcab!!Wi 
der Ause~· .~,,,.,~.; .. 11 .• (, 
Zllllgen zwischen ' """ 11!:: 
tal und Arbeit s '-'' ' .,," 

Im Abschnitt "In­
dividualisten in der 
Diaspora" kommt 
Franz Walter auf die 
Phobie der Freitaler 
Neusozialdemokra­
ten gegen die ehe­
maligen SED-Mit-

"Erzgebirgische Weihnacht nach der Wende", BHd: Ursula Didier 

ihr · auch gar nicht 
mehr zu Gesicht, 
nachdem sie es seit der . 

· Metamorphose vom 

glieder zu sprechen. Obwohl letztere häu­
fig kompetent, einsatzfreudig, belastbar 
und diszipliniert sind, werden sie von den 
Gründern abgelehnt. Wo ehemalige 
SED-Leute selbst Gründer waren, wur­
den sie von den ihnen Zugelaufenen bald 
diffamiert, mit Ruftnord demontiert und 
entweder rausgeekelt oder -geworfen, 
"oft aus biographisch gewiß ver­
ständlichen Gründen" (S. 180). Einer der 
verständlichen Gründe dürfte wohl im zu 
erwartenden dejit-vu-Effekt bestehen, 
welcher den "Niüe in einer Partei Gewe­
senen" sehr fatal sein mußte. " ... die neue 
F"sitaler SPD (ist) eine Partei ohne Orga­
nisation und ohne Mitglieder. Sie ist eine 
Kleingruppe von 21 Individualisten, von 
denen jeder seinen eigenen Kopf, seine 
eigene Weltanschauung hat. Streit und 
Spannung sind im Ortsverein chronisch, 
Absprachen werden oft nicht eingehalten. 
Die Dissonanzen sortieren sieb nicht nach 
politischen Flügeln oder innerparteilichen 
Richtungen, sondern meist nach 
individuellen Neigungen und Launen." 

ganz besonders in der Landesspitze. Das 
auf S. 34 vorgestellte Triumvirat der­
selben ist im Ergebnis dieses Haus­
krakeels inzwischen nicht mehr komplett. 

Komatöser Zustand der 
Sachsen-SPD 

Das Stasisyndrom -eines der wichtig­
sten Politikersatzthemen der sächsischen 
SPD in der Vergangenheit- vermißt man 
in der Untersuchung Franz Walters 
völlig, In ihrem Selbstverständnis siebt 
sich Sachsens SPD stasirein, was 
naturgemäß nicht zu beweisen ist. Das 
jahrelange Rätselraten, die psychologi­
schen Spekulationen um die Merk­
würdigkeiten der Entwicklung ostdeut­
scher Sozialdemokratie fänden eine ganz 
banale Erklärung im Eindringen der Stasi 
auf allen Ebenen der damaligen SDP. So 
sah es die Strategieskizze eines Berliner 
Stasioffiziers vom 20.10.89 im Zusam­
menhang mit dem operativen Vorgang 
"Hysterie" (Gründung der SDP) vor. 

'89 selbst am schärf-
sten verfemt, sich selbst mystifiziert und 
damit die "Marneschlacht" (R. Hilfer­
eling) der sächsischen SPD eingeleitet hat. 
Deren komatöser Zusatnd ist weder durch 
den Vitalisierungsversuch mit dem 
westlichen Finanztropf zu beheben noch 
mit der kulanten Gastfreundschaft, aber 
sterilen Bildungsarbeit der Friedrich­
Ebert-Stiftung, 'oder gar mit dem 
Muntermacher namens "Vorwärts". So 
schließt Franz Walter denn auch den 
sächsischen Part der Untersuchung mit 
der Feststellung: "Ein Zurück zur großen 
sozialdemokratischen Vergangenheit der 
Stadt gibt es nicht. Die Zukunft sieht dü­
ster aus für die SPD in Freital und wohl 
auch überall (Hervorhebung J.D.) im 
ehemals roten Sachsen". Doch Lande­
schef Kunckel sieht das nicht so tragisch; 
er tröstet sich bisweilen damit, daß bei ei­
ner Fortsetzung der jeweiligen Trends die 
SPD zum Jahrtausendende 7000 Mit­
glieder haben wird, die CDU aber keine 
mehr (FAZ 13.07.93). Dem ist nichts 
hinzuzufügen. 
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11Euer Herbst 
unser Frühjahr1

' 

von Kai Olaf Lang* 

E in ~umphales come-back scheint 
den Ex-Kommunisten in Polen 
gelungen zu sein. Gut vier Jahre 

nachdem die Polnische Vereinigte AI­
beiterpartei (PZPR) abtreten mußte, 
haben Polens Wählerinnen und Wähler 
dem postkommunistischen Lager auf dem 
Wege freier Wahlen eine satte parla­
mentarische Mehrheit beschert - die Al­
lianz der Demokratischen Linken (SLD), 
ein Bündnis um die PZPR - Nach­
folgepartei SdRP (Sozialdemokratie der 
Polnischen Republik), verfügt zusammen 
mit der Bauernpartei (PSL) über 303 der 
460 Sitze im neuen Sejm, der ersten 
Kammer des Parlamentes. Das sind vier 
Mandate mehr als sich 1989 die damalige 
Regierungsseite, bestehend aus der PZPR 
sowie deren Verbündeten, der Vereinig­
ten Bauernpartei ZSL, Vorgängerin der 
PSL) und drei kleineren "staatschrist­
lichen "Gruppierungen, hatte vertraglich 
zusichern lassen. Der bisherigen 
konservativ-liberalen Regierungskoalition 
wurde demgegenüber eine schallende 
Ohrfeige erteilt - von den acht Parteien, 
die das Kabinett von Premierministerin 
Suchocka stützten, wird allein die 
moderate Demokratische Union im neuen 
Parlament vertreten sein. Sowohl der 
business-orientierte Libera-Demokrati­
sche Kongreß des fiiiheren 
Regierungschefs Bielicki als auch die 
konservativ-katholische Vaterland­
Koalition um die bislang so ·mächtige 
ChristlichsNationale Vereinigung wurden 
zum Opfer der Wahlordnung, die eine 
5 % Hürde für Parteien bzw. eine 8 % 
Hürde für Wahlbündnisse vorsieht. 

Vom allgemeinen Linksdruck pro­
fitierte dagegen die erst 1992 gegründete 
Aibeitsunion UP, die sich als Alternative 
zur post-kommunistischen SdRP sieht. 
Mit über 7 % der Stimmen gehört sie 
zweifelsohne zu den Siegern des Urnen­
gangs vom September. 

Die Gründe für die Niederlage der seit 
vier Jahren die Geschicke des Landes Jen-

Kai Olaf Lllng, Student der Verwaltungs­
wissenschaft ITT Konstanz, z.Zt. Warschau 

kenden 
post-op­
positionel­
Jen Parteien sind 
schnell genannt: 
• Die wirtschaftliche Malaise und eine 

neo-liberale Reformpolitik ließen die 
Begeisterung der meisten Wähler für 
den freien Markt schnell schwinden. 
Obwohl die wichtigsten volkswirt­
schaftlichen Indikatoren seit einiger 
Zeit (angeblich) wieder nach oben 
deuten, sind die · Folgen der 
ökonomischen Restrukturierung nicht 
nur für die 2,8 Mio Aibeitslosen 
deutlich weniger positiv. 

• Formen und Felder des politischen 
Konfliktaustrages, die von Teilen der 
neuen Eliten seit 1989 lanciert 
wurden, drohten die polnische Gesell­
schaft aufs Neue zu polarisieren. Der 
Offensive der national-katholischen 
Intregisten und der 'radikalen De­
Kommunisierer wurde nun erst 
einmal. Einhalt geboten. 

• Das in der PQlnischen Gesellschaft 
besonders signifikant ausgeprägte 
Bedürfnis nach Harmonie und Ein­
tracht, nach Gerechtigkeit und Ehr­
lichkeit wirkte sich für das Lager der 
Solidamose besonders nachteilig aus. 
Die frühere Opposition, die sich so 
unverhofft wie plötzlich im Zentrum 
der politischen Macht fand; hat sich 
durch internen Zwist, Machthunger 
und Unlauterkeit in kuner Zeit derart 
kompromittiert, daß über vier 
Jahnehnte Monozentrismus und 
Gängelung schnell in Vergessenheit 
gerieten. · 

Sicherlich: Der elektorale Linksschwenk 
war weniger ein Ja zu einer solidarisch­
egalitären Programmatik: als vielmehr ein 
deutliches Nein zu einer intransigenten 
und allzu marktoptimistischen sozial­
ökonomischen Transformationsstrategie. 
Und bei näherem Hinsehen ist selbst 
dieses Nein nicht mehr so klar - nur 10% 
aller Wahlberechtigten stimmten für die 
SLD, während weiter über die Hälfte der 

Nach dem 
Linksruck bei den 

polnischen Wahlen 

Wähler Parteien unterstützte, die 
aus der Solidarnosc hervorgingen. 

Nicht zuletzt dem Wahlgesetz 
verdankt die Linke ihre haushohe 

Mehrheit an Mandaten - über ein 
Drittel aller abgegebenen Stimmen ging 
an Parteien, die nicht im Parlament 
vertreten sein werden. Hätten sich die 
zerstrittenen Gruppierungen der Rechten 
über persönlich Animositäten 
hinweggesetzt und sich auf gemeinsame 
Kandidaturen geeinigt, so wäre die· 
po[itische Topographie im · neuen Sejm 
eine völlig andere. Trotz der 
parlamentarischen Überrepräsentation ist 
die Position der Linken auch 
Manifestation einer echten Verlagerung 
des gesellschaflichen und politischen 
Gravitationszentrums nach links. Die 
Verschiebung der elektoralen Präferen­
zen war schon lange spürbar - spätestens 
seit dem Frühjahr war insbesondere die 
postkommunistische Linke in den Mei­
nungsumfragen .auf dem Vormarsch. 
Dessen eingedenk schrieb keine der 
größeren Parteien die bedingungslose 
Fortführung des bisherigen wirtschaftli­
chen Reformkurses auf ihre Falmen. 
Selbst die bis dato kompromißlosesten 
Verfechter der freien Marktwirtschaft, 
die Liberalen vom . KLO, wollten das 
Image der Laissez-fair-Kapitalisten los 
werden und traten im Wahlkampf n:tit 
ganz und gar nicht liberalen Parolen auf, 
indem sie "Eine Million neuer 
Arbeitsplätze" in Aussicht stellten und 
Polens Konsumenten zum Kauf ein­
heimischer Produkte aufriefen. Am Ende 
beschuldigten sich Liberale und Post­
Kommunisten sogar gegenseitig von­
einander das Wirtschaftsprogramm 
abgeschrieben zu haben. 

In Anbeiracht des elektoralen Ver­
diktes gegenüber der Rechten und der mit 
dieser hineingesetzten neo-liberalen 
Wirtschaftsreform stellt sich unweiger­
lich die Frage nach den längerfristigen 
Konsequenzen. Das heißt zum einen: 
Welche Alternativkonzepte zur Konstruk­
tion des neuen volkswirtschaftlichen 
Paradigmas kann die Linke unter den 
Bedingungen einer sich peripherisieren-

36 ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HEFT 74, 1993 

N T E R N A T ONALES 

den post-real-sozialistischen Transfor­
mationsökonomie bieten? Zum anderen: 
Welche Gestalt soll dem sich rekon­
stituierenden "Gemeinwesen" gegeben 
werden? 

Zwei Dinge sind zu beachten, will 
man diesen Fragen nachgehen. Erstens: 
Was will eine Regierung der Linken? 
Zweitens: Was kann sie? 

Zu Eins: Die Säulen der vor­
aussichtlichen Regierungskoalition sind 
die post-kommunistische Allianz SLD 
und die Bauernpartei PSL. SLD hat ein 
heterogenes Bündnis, bestehend aus 
ungefähr 30 Gruppierungen. Darunter 
sind traditionelle parteikommunistische 
Organisationen, Gruppierungen die einst 
in der Opposition waren ( etwa die · 
Polnische Sozialistische Partei) und 
mehrere Dutzend Personen starke linke 
Diskussionsklubs. Tragende Elemente 
der Allianz sind die aus der PZPR 
aervorgegangene SdRP und die 1984 
gegründete Gewerkschaftsfürderation 
OPZZ. Schon unmittelbar nach den 
Wahlen ·deuteten sich nicht unerhebliche 
Meinungsverschiedenheit zwischen ein-

PROKLA 

zeinen Tendenzen innerhalb von SLD an. 
Die OPZZ Vorsitzende Spychalska hat 
deutlich zu verstehen gegeben, daß die 
etwa 60 Gewerkschafter, die der Par­
lamentsfraktion von SLD angehören, in 
erster Linie die Interessen ihres Klientels 
vertreten werden. informell war zu ver~ 
nehmen, daß sogar die Gründung einer 
eigenen Gewerkschafts-Fraktion nicht 
ausgeschlossen wird. Potentielle Ver­
bündete der OPZZ stelle die schon 
genaru1ten kleineren sozialistischen und 
kommunistischen Gruppierungen in SLD 
dar. Vor allem wird man aber auf die 
Zusammenarbeit mit dem orthodoxen 
Flügel in der SdRP um den fiiiheren 
Generalsekretär der Partei Miller hoffen. 
Ihr gemeinsamer Gegl)Cr ist die Gruppe 
pragmatischer Reformer um SdRP Chef 
K wasniewslq, der die Partei seit ihrer 
Gründung Anfang 1990 dominiert. Sie 
kann sich auf dies pro-reformatorische 
Wählerschaft der SLD stützen - Fach­
arbeiter, wissenschaftlich-technische Ka­
der und sogar Unternehmer. Immer 
stärker in den Vordergrund setzte sich 
nach den Wahlen eine Reihe . von 

Kwasniewski nahestehenden liberalen 
Wirtschaftsexperten in SdRP - etwa der 
Chef-Ökonom der Partei Borowski oder 
der einstige Funktionär der PZPR nahen 
Studentenvereinigung ZSP und jetzige 
Bankdirektor Kazcmanek. Die "Libera­
len" fordern die Wahrung der Haus­
haltsdisziplin, sind gegen eine allzu laxe 
Geldpolitik und für die Realisierung des 
im Frühjahr verabschiedeten Privati­
sierungsprogrammes. 

Gibt es schon innerhalb des 
Linksbündnisses Querelen, fallen die 
programmatischen Differenzen etwa zur 
Bauernpartei erst recht ins Gewicht. Als 
politische Vertretung der polnischen 
Bauern fährt die PSL eine geradlinige 
Interessenpolitik. Abgesehen von Mei­
nungsverschiedenheiten im "weltan­
schaulichen• Bereich, ( die natürlicher­
weise konservative PSL hat beispiels­
weise klar andere Standpunkte bezüglich 
des Verhältnisses zur Kirche als SLD) 
liegen auch die wirtschaftspolitischen 
Konzeptionen deutlich auseinander. Die 
PSL steht hier deutlich links von SLD, 
indem sie für protektionistische Maß-
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nahmen nicht nur zum Schutz der 
Landwirtschaft, für Staatsintervention 
und eine Modifikation der Privatisierung 
eintritt. Sollte die Arbeitsunion UP, die 
aus dem sozialdemokratischen Flügel der 
Solidamosc und Reformern aus der 
PZPR hervorgegangen ist, der Regie­
rungskoalition beitreten, wird die 
Position der PSL unzweifelhaft gestärkt 
werden. 

Zu zwei: Wenn schon nicht sicher ist, 
ob selbst Kurskorrekturen wie sie PSL 
oder OPZZ fordern, innerhalb des 
Regierungslagers mehrheitsfähig sind, so 
konunt dazu, daß sämtliche Schritte der 
neuen Koalition mehreren äußeren 
Einschränkungen unterliegen werden. 
Die Vereinbarungen mit der Weltbank 
und dem Währungsfonds sind eine der 
wesentlichen Restriktionen, denen die 
Wirtschaftspolitik der neuen Regierung 
unterliegen wird. Als man aus SLD 
Reihen den Ruf einer moderaten 1 % igen 
Erhöhung des Haushaltsdefizites hörte, 
war denn auch IWF Generaldirektor 
Camdessus gleich zur Stelle • Ich sehe 
immer Probleme voraus, wenn ich höre, 
daß das Defizit in die Höhe gehen soll". 
Dazu konunt das SLD und PSL 
innenpolitisch an mehreren Fronten 
gleichzeitig· zu kämpfen haben werden. 

. • Die Gewerkschaft Solidarität hat den 
"Konununisten •. einen unnach­
giebigen Kampf - wenn auch im 
Rahmen der Gesetze - angekündigt. 

• Die Anti-Konununisten aus der 
Zentrumsverständigung und um den 
früheren Premierminister Olszewski 
hat schon während des letzten Jahres 
lautstarke Demonstrationen in der 
Hauptstadt abgehalten. Wenn dies 
auch keine Massenkundgebungen 
waren - einige Tausend Aktivisten in 
Warschau können - eventuell im 
Verein mit Solidarnose erheblich zlir 
Destabilisierung im Land beitragen. 

• Im Gegensatz zu den Regierungen der 
Solidarnose wird die neue Admini­
stration nicht die Unterstützung der 
katholischen Kirche haben. Wenn sich 
das Episkopat auch im Zuge der 
Wahlkampagne zurückgehalten hat, 
so heißt dies noch lange nicht, daß die 
Kirche in der ansteheoden · Aus­
einandersetzung um ihre Rolle in der 
Gesellschaft stillhalten wird. 

• Schließlich besteht in Form des 
Präsidenten eine Institution, der Lin­
ken das· Leben schwer machen kann. 

. Umsomehr als W alesa in Anbetracht 
der' .. schwachen parlamentarischen 
Repräsentanz der post-Solidarnose-

E R N A T 0 N A 

Gruppierungen nun zu einem Fokus 
der Opposition werden könnte und als 
der Held des anti-kommunistischen 
Widerstandes im AIISiand beachtliches 
Prestige hat. 
Wirft man in Anbetracht dessen einen 

Blick auf die Möglichkeiten, die sich der 
Linken nach den Wahlen bieten, so muß 
eingeschränkt und differenziert werden. 

Relativ gering sind die Spielräume auf 
dem Gebiet der Wirtschaftspolitik. 
Exogene Verpflichtungen und Rücksicht 
auf potentielle in - wie ausländische In­
vestoren lassen keine allzu marktfeind­
Iichen Operationen zu. Variationen 
können am ehesten noch auf dem Gebiet 
der Geldpolitik und bei der Privatisierung 
vorgenommen werden. 

Nicht viel mehr Freiheiten bestehen, 
was die Außenpolitik anbelangt. Auch 
SLD strebt zwar den EG Beitritt an, aber 
wie bekannt ist man in Brüssel und 
anderswo nicht besonders geneigt, die 
Gemeinschaft nach Osten zu erweitern. 
Die von der Linken 31'8estrebte In­
tensivierung der regionalen Kooperation 
mit anderen osteuropäischen Staaten wird 
sich auch nicht besonders vom bisherigen 
Zustand unterscheiden - die wirtschaftlich 
stabileren Länder des Wiszegrad0 Vier­
ecks setzen auf forcierte Zusammenarbeit 
mit dem Westen und ob der Handel mit 
den UdSSR Nachfolgestaaten besonders 
gewinnträchtig sei wird, kann bezweifelt 
werden. Auch sicherheitspolitisch sind 
keine einschneidenden Änderungen zu 
erwarten. Ohne russisches Einverständnis 
geht ohnehin nichts. Daß man sich in 
Moskau erst unlängst wieder zurück­
haltend gegenüber einem Nato-Beitritt 
·der ost-mitteleuropäischen Staaten 
geäußert hat, kommt zumindest SLD gut 
zu pass - das Linksbündnis ist nämlich 
gegen eine Mitgliedschaft Polens in der 
NATO, wenigstens in der gegenwärtigen 
Form des Paktes. 

Die großen Konflikte werden auf dem 
Feld der Innenpolitik zu erwarten sein. 
Hier sind Grundsatzentscheidungen zu 
treffen, die den Charakter der polnischen 
Gesellschaft für lange Zeit prägen 
werden. In die Legislaturperiode des 
neuen Parlamentes wird voraussichtlich 
die Verabschiedung einer neuen 
Verfassung fallen, die das gegenwärtige 
Provisorium, die sogenannte kleine 
Verfassung, ersetzen wird. Während 
W alesa ein semi-präsidentielles Modell 
vorschwebt, projektieren SLD wie auch 
PSL und UP in ihren Entwürfen ein 
parlamentarisches System. SLD strebt 
darüberhinaus die kolistiiutionelle Ver-

L E S 

ankerung einer Sozial- und Wirt­
schaftscharta mit weitgehenden indivi­
duellen und kollektiven sozialen Grund­
rechten an. 

Schon vor der Debatte iiber die 
künftige Verfassung wird das Problem 
der Ausgestaltung der Beziehungen von 
Kirche und Staat auf die politisch 
Traktandenliste zurückkehren. Zunächst 
wird es um die Ratifizierung des noch 
von der Regierung Suchocka mit dem 
Vatikan abgeschlossenen Konkordates 
gehen. SLD und UP wollen sich zuerst 
mit der Verfassung beschäftigen - was de 
facto noch Jahre dauern kann. Als 
wichtigstes Thema nach der Wirtschaft 
bezeichnen Politiker der Linksallianz die 
Revision der Abtreibungsregelung. SLD. 
fordert die Zulässigkeit der Abtreibung 
aus "sozialen Gründen". Ähnliches will 
UP, die weiterhin ein Referendum 
bezüglich dieser Materie einleiten will. 

Sicher wesentlich ruhiger wird man 
die Frage der De-Konununisierung 
angehen. Hier geht es vorrangig um die 
sogenannten Lustrierung, also die Durch­
leuchtung von Inhabern öffentlicher 
Ämter bezüglich etwaiger Mitarbeit für 
den früheren Sicherheitsdienst SB. SLD 
Pressesprecher Siemiatkowski dazu: 
• Die Archive sollte man versiegeln und 
nicht mehr hineeinschauen. Sonst droht 
uns Durcheinander und · Kompro­
mittierung eines Teil der kirchlichen 
Hierarchie." 

Es wird also auch nach dem Wahlsieg 
der Linken allem Anschein nach nicht zu 
tiefgreifenden Strukturbrüchen im wirt­
schaftlichen Reformprozeß kommen. 
Wenn die neue Regierung angesichts der 
Realitäten der post-sozialistischen Trans­
itionsökonomik jedoch wieder auf die 
Linie ihrer Vorgänger einschwenkt oder 
gar nicht erst davon abrückt, wird sich 
das Elektorat der Unzufriedenen und der 
Transforrnationsverlierer wieder schnell 
umorientieren. Ein Szenario würde dann 
in der Hinwendung dieses Klientels zur 
radikalen Opposition führen. Um die 
Solidarnose und die Parteien der Rechten 
könnte ·· sich so eine starke von der 
l\atholischen Kirche mehr oder minder 
offen unterstütze. außerparlamentarisch­
populistische Bewegung formieren. In 
diesem Fall könnte die Progriose des 
Funktionärs der konservativen Koalition 
für die Republik KdR durchaus zutreffen, 
der der Linken voraussagt • Euer Herbst, 
unser Frühjahr". 
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von Ewa/d Kandziora• · E ine Ortsbestinunung der 
augenblicklichen Lage der 
Linken in Italien setzt zunächst 

einmal eine Klärung der Frage voraus, 
welche politische Formationen überhaupt 
unter das Etikett "links" fallen. In einem 
nächsten Schritt ist zu untersuchen, wie 
es um den inneren Zustand und die Kom­
position der italienischen Linkskräfte in 
der gegenwärtigen politischen und 
(sozial)ökonomischen Umbruchsphase 
bestellt ist. Daran anschließend ist vom 
Standpunkt der einzelnen Linksparteien 
als auch der Linken in ihrer Gesamtheit 
der Frage nachzugehen, welche Formie­
rungsprozesse und Strategien·zum Zwek­
ke der Herstellung gesellschaftlicher 
Hegemoniefähigkeit sich im linken Lager 
abzeichnen und wie diese mit den Verän­
derungen an der gesellscllaftlichen Basis 
vermittelt sind. Viertens schließlich ist zu 
überlegen, welche Hindernisse auf natio- · 
naler und intemationer Ebene der italieni­
schen Linken bei ihrem Versuch der Er­
ringung einer politischen Vormacht­
stellung im Wege stehen, welche Mittel 
sie zur Verfügung hat, um diese Hinder­
nisse beiseite zu r3.wnen, und inwieweit 
sie von diesen Mitteln Gebrauch macht 
bzw. was sie davon abhält, davon im nö­
tigen Umfang Gebrauch zu machen. · 

Was ist "links"? 
Wer in Italien unter die linken politi­

schen Gruppierungen einzureihen ist, 
hängt entscheidend von der Begriffs­
definition "links" ab. Versteht man dar­
unter nicht einfach die Modernisierung 
und Verbesserung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse innerhalb der gegebenen 
Rahmenbedingungen, sondern den An-
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Zur Situation 
der Linken 

in Italien 
spruch auf deren 

Überwindung von ei­
ner antikapitalistischen 

Perspektive aus, dann re­
duziert sich in Italien die Lin­

ke auf Teile der kommunisti­
schen Neugründung "Rifondazone 

Comuirista" und der Grünen (bzw. 
ihren fundamentalistischen Flügel). Au­
ßerdem zählt hierzu - mit Einschränkun­
gen - das über eine bloße Wahlallianz hin­
ausreichende Bündnis, das der aus der 
Partei der Linksdemokraten (PDS) ausge­
tretene Pietro Ingrao aus "Rifondazione 
Comunista", einem.Teil der Grünen, Tei­
len der RETE sowie der PDS zu schmie­
den sucht'. 

Setzt man als Maßstab linker Politik 
hingegen ein gesellschaftliches Moderni­
sierungsprojekt, das · nicht einfach die 
jeweilige nationale Konkurrenzposition 
innerhalb der Triadisierung der Welt­
wirtschaft als entscheidende Bezugsgröße 
politischen Handelns ansieht, sondern 
entgegen der von der zunehmenden 
Regionalisierung der Weltwirtschaft be­
wirkten Zwangsabkoppelung vieler 
Regionen von den industriellen Moderni­
sierungsprozessen' am Ziel der Verein­
heitlichung der Lebensverhältnisse auf 
nationaler · und internationaler Ebene 
festhält und die Tendenz zur Aus­
grenzung und Marginalisierung immer 
größerer Bevölkerungskreise zu konter­
karieren versucht, dann erweitert sich der 
Kreis der italienischen Linkskräfte um die 
PDS und die RETE. Beide sehen ebenso 
wie "Rifondazione Comunista" und die 
Grünen - im Unterschied zu den Re­
gierungsparteien - den italienischen 
Süden nicht als wirtschaftliches Not­
standsgebiet, dem aus Gründen der 
Konsensbeschaffung ein gewisses 
ökonomisches Interesse entgegen-
zubringen sei, obwohl dies bei 
Zugrundelegung der Rentabilitätskalküle 
der Weltmarktkonkurrenz eigentlich nicht 
zu rechtfertigen sei. Vielmehr treten sie 
für eine aktive, innovative Industrie­
politik ein, die in weit stärkerem Ausmaß 
als bisher die brachliegenden humanen 

und materiellen Ressourcen des Südens 
nutzen soll, um diesen als Industrie, 
standort gerade auch für private Investo­
ren attraktiver zu machen, seinen 
Exportanteil am italienischen Gesamt­
export (der z.Zt. gerade 6% beträgt) 
spürbar zu erhöhen, und insgesamt seine 
Einbindung in die von den Zentren der 
Weltwirtschaft organisierte regionale 
Integration zu stärken. 

Eine weitere Gemeinsamkeit der 
unserem Definitionsanspruch genügenden 
Linkskräfte besteht in deren V er­
weigerung, die von der klientelaristischen 
Politik der Regierungsparteien (Stich­
wort: "tangentopoli") und der kredit­
finanzierten Scheinblüte der 80er Jahre 
erzeugten Modernisierungsrüc 
sowie die verheerenden ökono · · 
Auswirkungen· der überbor 
Staatsverschuldung einseitig auf K _ 
der Lohnabhängigen und sozial 
schwächeren Bevölkerungsgruppen zu 
korrigieren. 

Indirekt ist damit zugleich ausgesagt, 
wer nicht der · italienischen Linken 
zuzurechnen ist: All jene politischen 
Formationen nämlich, die sich wie die 
Linke zwar der politischen und 
institutionellen Erneuerung, insbesondere 
der Demolition der Parteienherrschaft 
("partitocrazia ") verschrieben haben, de­
ren ökonomische Reformvorschläge sich 
jedoch mehr oder weniger bruchlos in die 
triadisierungsorientierte Stabilitäts- und 
Modernisierungspolitik einfügen: Oder 
die - wie es der Grünen-Abgeordnete Edi 
Ronchi ausdrückte - eine "Politik der 
zwei Zeiten" verfolgen: "Heute die 
Rechtschaffenen und die Erneuerung des 
politischen Personals; morgen, nach der 
Revolutioo der Ehrlichkeit, dann alle 
anderen Probleme"'. Hierunter füJJt z.B. 
die Demokratische Allianz (" Alleanza 
Democratica") unter Führung von Mario 
Segni - eine • ... Vereinigung von links­
liberalen Persönlichkeiten, Zirkeln und 
Gruppierungen - einerseits Segnis • Popo­
lari per la riforma", die Republikaner und 
die Nichtcra'xianer der PSI und anderer­
seits Teile der Grünen, die RETE und die 
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Linksdemokraten ( oder Teile davon)', die 
die jeweiligen Gruppierungen in eine ·die 
jeweilige Identität wahrende, lockere po­
litische Formation einzubinden sucht. Al­
lein mit dem Thema "neu" und "Sauber" 
anzutreten, gleichzeitig aber. ein Wirt­
schaftsprogramm zu vertreten, das stark 
neoliberalistische Züge trägt, zeugt nicht 
gerade von einem ausgeprägten linken 
Problembewußtsein. Selbst Exponenten 
von AD gestehen mittlerweile ein, daß 
man sich die Wählergunst nicht mit Leer­
formeln über das "süße Nichtstun" und 
"Privatisieruogen" erwerben kapn'. 

Nicht viel besser ist es um die PSI be­
stellt. Sie hat einen großen Teil der Nicht­
Craxianer verloren; der erste Amtsnach­
folger Craxis, Giorgio Benvenuto, hat in­
zwischen die Gruppe "Sozialistische 
Wiedergeburt" gegründet, und sein ehe­
maliger Vize und jetzige Umweltminister 
V aldo Spini die "Sozialistischen Zirkel" . 
Der unauJbaltsame Niedergang der PSI 
hat tiefere Wurzeln als nur die Schmier­
geldaffäre "tangentopoli". War es doch 
die PSI, die sich seit Ende der 70er Jahre 
am aggressivsten an die Spitze der kapita­
listischen Modernisierung und des Libe~ 
ralismus setzte' - in der Hoffnung, mit 
der Revitalisierung des Marktes und der 
Zurückdrängung des Einflusses opposi­
tioneller Gegenkräfte ließen sich gleicb­
zeitig die Strukturprobleme spätkapitali­
stischer Gesellschaften überwinden. Die­
se Hoffnungen sind mittlerweile verflo­
gen. Die Konsequenz daraus, nämlich 
eine politische und ökonomische . Positi­
onsbestimmung jenseits der Rationalität 
der TriadenJX>litik, mochte man daraus 
im PSI bisher jedoch nicht ziehen. 

Sogar die RETE - hauptsächlich Anti­
Mafia- und Anti- "partitocrazia" -
Gruppierungen um den ehemaligen und 
wohl künftigen Bürgermeister von Pa­
lermo Leoluca Orlando - läßt sich unserer 
Definition zufolge nicht umstandslos der 
italienischen Linken zuordnen. Von 
ihrem Gründer bezeichnenderweise 
weder als rechts noch links, sondern als 
"transversale Bewegung" definiert, die 
alle verfügbaren politischen Kräfte zum 
Zwecke der moralischen Erneueruog des 
Landes um sich vereint, hat sich die 
RETE zwar im Kampf gegen Korruption 
und Vetternwirtschaft hervorgetan und 
damit in ganz Italien beachtliche Stimm­
erfolge erzielt. Auf wirtschaftlichem 
Gebiet mangelt es ihr jedoch an 
vergleichbarer Ideenvielfalt und Koh­
ärenz. Vorschläge wie eine (im übrigen 

· inpraktikable) Erhöhung der Steuern auf 
die· Staatstitel, Stop •von "Pira-
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ten"untemehmen wie ENI, oder die Um­
leiiung von Unternehmensprofiten vom 
Finanz- in den produktiven Sektor' mö­
gen zwar von guter Absicht getragen 
sein. Mit Moralin ist dem krankenden 
italienischen Kapitalismus jedoch nicht 
auf die Beine zu helfen. 

Nach den Wahlen 
Analysiert man die Ergebnisse der · 

Kommunalwahlen vom 6./20.Juni 1993, 
bei denen ca. ein Drittel der Wählerschaft 
zu den Urnen ging, aus der Perspektive 
der einzelnen Linksparteien (unter Ein­
schluß des PSI), so ergibt sich für die 
Sozialistische Partei ein ernüchterndes 
Bild: Sie ist von der politischen Bildfläche 
so gut wie verschwunden. In nur zwei 
von 144 Kommunen hat sie ihren eigenen 
Kandidaten durchgebracht. Wie weit es 
mit der PSI gekommen ist, kann man 
auch daran ablesen, daß dort, wo die 
Lega gewonnen hat, ihr neben den 

· Stimmen der Neofaschisten und des 
rechten Flügels der DC die "Craxianer~ 
zum Sieg verholfen haben. Die PDS 
hingegen war neben der Lega der 
eigentliche Gewinner der Kommunal­
wahlen. In 73 Kommunen (von 144) 
wurden in der Stichwahl vom 20. Juni 
Bürgermeister gewählt, hinter denen die 
Linksdemokraten standen. 

Die Partei Occhettos orientierte sich 
dabei an einer Strategie der an Program­
men ausgerichteten lockeren Wahlbünd­
nisse, die je nach den unterschiedlichen 
politischen Verhältnissen zwischen Nord, 
Zentrum und Süd neben den eigenen 
Kandidaten die jeweils aussichtsreichsten 
des Mitte-Links-Zentrums bzw. eines 
"reinen" Linksbündnisses unterstützte. 
Diese Wahlstrategie ging auf: In 25 
Kommunen siegten Bürgenneisterkandi­
daten, hinter denen die PDS allein stand, 
in 26 Konlmunen von vereinigten linken 
Listen aus PDS, Rifondazione, PSI, 
RETE und Grünen unterstützte Kan­
didaten, und in 22 Kommunen Kandi­
daten des Mitte-Links- Zentrums aus 
PDS und AD (Republikaner, Segni­
Katholiken). So erfolgreich das Ab­
schneiden der PDS bei den Kommu­
nalwahlen auch war, so schwierige 
Probleme wirft dieser Erfolg in Bezug 
auf die künftige strategische Orientieruog 
der Linksdemokraten nicht zuletzt im 
Hinblick auf die bevorstehenden Parla­
mentswahlen (voraussichtlich im 
Frühjahr '94) auf. 

Auch Rifondazione Comunista konnte 
bei den Kommunalwahlen Zugewinne 

verbuchen. In den beiden nord­
italienischen Metropolen Mailand und 
Turin überholten die Neokommunisten 
die PDS in der Wählergunst und rückten 
hinter der Lega zur zweitstärksten Partei 
auf. Insbesondere das Turiner Ergebnis 
(14,6% gegenüber 9,5% der Linksdemo­
kraten) deutet auf eine Schwächung der 
POS in ihren traditionellen sozialen 
Segmenten zugunsten von Rifondazione 
Comunista hin. Die RETE ging ebenfalls 
als Gewinner aus dem Urnengang vom 
6./20. Juni hervor. Sie brachte ihren 
Kandidaten in immerhin sieben Kom­
munen (und damit nur in zwei weniger 
als die DC!) durch. In Mailand, Turin 
und Catania gelangte der von ihr favo­
risierte Listenkandidat in die Stichwahl, 
und in weiteren 26 Kommunen regiert sie 
zusammen mit einem Linksbündnis 
(s.o.). Besonders vorteilhaft wirkte sich 
dabei für die Partei Leoluca Orlandos die 
enge Zusammenarbeit mit Rifondazione 
Comunista aus, die in den Monaten vor 
den Kommunalwahlen von beiden Seiten 
intensiviert worden war. 

Etwas anders stellt sich die Lage der 
Grünen dar. Im Gegensatz zur RETE 
unterstützten sie in Abhängigkeit von den 
lokalen politischen Verhältnissen nicht 
nur die Kandidaten der vereinigten linken 
Listen, sondern auch des Mitte-Links­
Zentrums. Ihr leichter Stimmenzuwachs -
einen eigenen Kandidaten brachten die 
Grünen nicht durch - basierte daher auf 
den Erfolgen der Bürgermeisterkan­
didaten sowohl der vereinigten linken 
Listen als auch - wie z.B. in Turin und 
Catania - denjenigen des Mitte-Links­
Zentrums. 

Vom Standpunkt der Gesamtheit der 
italienischen Linkskräfte aus betrachtet 
besteht das bedeutendste Ergebnis der 
Kommunalwahlen vom Frühsommer 
darin, daß sicp. das Bild der Dreiteilung 
des Landes - im Norden die Lega, im 
Zentrum die Linke, und im Süden die 
unterschiedlichsten, meist konservati­
ven Wahllisten mit einer mühsam stand­
haltenden DC im Mittelpunkt - in dieser 
simplifizierten Form nicht bestätigt hat. 
Im Norden war die PDS die einzige 
Kraft, die der Lega (trotz ihre 
eindeutigen Sieges) vor allem in den 
Regionen außerhalb der Lombardei Pa­
roli bieten konnte. Wo der Lega kein 
"reines" Linksbündnis, sondern ein 
linkes Zentrum (wie z.B. in Belluno) 
gegenüberstand, konnte die Partei 
Bossis keine Mehrheit erringen. Im 
Zentrum Italiens baute die PDS ihren 
Primat weiter aus, insgesamt war dort 
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ein leichter Zugewinn der linken und 
l?_rogressiven Kräfte zu verbuchen. Die 
Uberraschung der Wahlen aber kam aus 
dem Süden: Der · scheinbar un­
auJbaltsame Stimmenrückgang der lin­
ken Opposition hatte ein Ende, und 
erstmals seit langer Zeit konnte sie 
wieder leichte Stimmenzuwächse 
verzeichnen. Wo sich die PDS an die 
Spitze einer Mitte-Links-Allianz setzte, 
konnte sie selbst in traditionellen DC­
Hochburgen wie Catania oder Torre de! 
Greco ihre konservativen Gegner aus 
dem Feld schlagen. Occhettos Cha­
rakterisierung . der PDS als "einziger 
nationaler Kraft" und die Rücker­
innerung an die Zeit der "roten 
Kommunen" in den siebziger Jahren 
scheinen vor diesem Hintergrund nicht 
übertrieben. 

Dies will allerdings nicht heißen, daß 
damit ein Wahlsieg der linken Opposition 
bei den Parlamentswahlen vorpro­
grammiert wäre. Modellrechnungen 
zufolge, welche die Sitzverteilung im 
Parlament entsprechend dem Ergebnis 
der Kommunalwahlen vom Juni und 
unter Zugrundelegung des neuen 
Wahlrechts (70% der Sitze in einem 
e1DZ1gen Wahlgang nach dem 
Mehrheitswahlrecht, 25 % der Sitze 
proportional) hochrechnen, käme die DC 
(nunmehr: "Partito Popolare") auf 28%, 
die Lega auf 29 % und die PDS auf 22 % 
der Stimmen. Ein Erfolg der Linken 
hinge in diesem Falle. also in ent­
scheidendem Maße von der Allianzpolitik 
der PDS ab. Hier zeichnen sich jedoch 
noch keine klaren Konturen ab. Genauso, 
wie nicht gesagt ist, daß der alten 
"partitocrazia" ein- für allemal der 
Garaus gemacht wäre. Auf die Frage, ob 
die Lega und die PDS bei den 
Kommunalwahlen einen zu leichten 
Erfolg errungen hätten, antwortete der 
Historiker Emesto Galli Della Loggia: 
"Zwischen diesen beiden Gewinnern gab 
es nichts. Die Sozialisten waren praktisch 
verschwunden, die Christdemokraten 
schwer angeschlagen. Doch bis zu den 
Parlamentswahlen werden in der Mitte 
neue · politische Kräfte entstehen; 
vielleicht kommen auch die alten in ver­
wandelter Gestalt wieder zurück"'. 

Zerfall des traditionellen 
politischen Zentrums: 
Chance für die Linke? 

Die PDS - als stärkste Kraft der italie­
nischen Linken - ist der Dreh- und Angel-

punkt, an dem sich deren künftiges 
Schicksal entscheiden wird. Von ihrer 
Bündnispolitik wird abhängen, ob eine 
linke Regierungsaltemative Aussicht auf 
Erfolg haben wird. Das grundsätzliche 
Problem, vor dem die Linksdemokraten 
dabei stehen, ist das gleiche, das Enrico 
Berlinguer schon in den 70er Jahren am 
Vorabend des "Historischen 
Kompromisses" formuliert hat. Seine 
Diagnose lautete, daß die Linke nur dann 
regierungsfähig sei, wenn es ihr gelänge, 
neben den kommunistischen · und 
sozialistischen Kräften jene 
Bevölkerungsgruppen katholischer und 
laizistischer Prägung an sich zu binden, 
die das Zentrum des politischen Systems 
konstituierten. 

Der entscheidende Unterschied 
zwischen der augenblicklichen Situation 
und den siebziger Jahren besteht 
allerdings darin, daß sich die politische 
Organisation des Zentrums, das um die 
DC zentrierte Parteiengefüge, inzwischen 
in Auflösung befindet. Hieraus ergeben 
sich für die Linke Chancen, aber auch 
Risiken. Hinsichtlich der Bewertung 
diese Chanoen und Risiken unterscheiden 
sich PDS und Rifondazione Comunista -
ungeachtet der programmatischen 
Differenzen z.B. im Bezug auf die insti-· 
tutionellen Reformen und die 
"Zentralität" der sozialen Frage - am 
meisten voneinander. Für Rifondazione 
hat die Herstellung der Einheit aller 
Linkskräfte Priorität. Erst von der Basis 
einer gestärkten und kohärenten 
Opposition aus sei ein Übergang ins 
Regierungslager möglich. Initiativen wie 
die der PDS aliläßlich der Kommu­
nalwahlen liefen auf einen Auto­
nomieverzicht der Linken und eine 
Aufweichung ihrer sozialen und 
politischen Positionen hinaus, was 
letztlich ihre Regierungschancen mindere 
und den Rechtskräften in die Hände 
spiele. 

Aus der Sicht der PDS führt eine 
solche Strategie die Linke in die Isolation. 
Gerade angesichts des Zerfalls des alten 
politischen Zentrums komme es darauf 
an, einen Pakt zwischen den Linkskräften 
im engeren .Sinne und jenen Kräften 
(Katholiken, Laizisten liberalderno­
kratischer Präfung) zu schließen, die sich 
an einem gemäßigten Reformismus 
orientieren und den Progressisten zuzu­
ordnen sind. Das Ziel kann gemäß der 
PDS nicht sein, "sich für weitere 100 
Jahre in der Opposition zu verbunkern" 
(Piero Fassino), sondern eine Re­
gieruogskultur ("cultura di governo") 

auszubilden', die auch nichttraditionelle 
Wählerschichten an die. Linke heranführt 
und so eine Regierungsmehrheit erst 
ermöglicht. Von einem . theoretischen 
Standpunkt aus ist .der PDS an diesem 
Punkt Recht zu geben. Wie John Kenneth 
Galbraith am Beispiel der USA 
eindrucksvoll nachgewiesen hat10, ent­
scheiden heutzutage in den entwickelten 
kapitalistischen Industrieländern nicht die 
politischen Extremisinen, sondern die 
"zufriedene Mehrheit" über den Wahl­
ausgang. Dies trifft auch für Italien trotz 
des Erstarkens der Lega und des 
Schiupfens eben dieser "zufriedenen 
Mehrheit" zu. Wer die Regieruogsmacht 
erobern will, muß daher zumindest einen 
Teil der "zufriedenen Mehrheit" für sich 

· gewinnen. Ob Kremer's Behauptung, 
manche Vorgänge in Italien deuteten auf 
einen möglichen neuen "Block" hin, der 
sich vor allem aus der "Demokratischen 
Allianz" um Mario Segni und der 
"mittlerweile moderaten" PDS bilde und 
auch die Unterstützung der laizistisch­
liberalen Fraktion der herrschenden 
Klasse finde11 , darf dennoch bezweifelt 
werden. Die PDS sieht sich (neben der 
"Demokratischen Allianz") nämlich nidit 
nur als Pro .. tagonist der Konstimic1·.;.: 1, 
eines Sammelbeckens aller progre ,.. . 'i',: 

-,"·illi'"i'·, 
gesellschaftlichen Kräfte, sondern' ätiii!t' 
weiterhin als Bezugspunkt und treibeoiie 
Kraft der Einheit der Linken. 

Im Sinne der Galbraithschen Voraus­
setzungen für die Eroberung der Macht 
ist diese Strategie folgerichtig - garana 
tieren doch nur Teile des Mitte-Links­
Zentrums im Verbund mit dem linken 
Wählerpotential eine mögliche Regie­
rungsmehrheit. Aus diesem Grunde ist 
auch der ·widerstand der PDS erklärlich, 
sich fest in ein Bündnis mit • Alleanza 
Democratica" integrieren zu lassen. 
Entsprechend allergisch reagierten die 
Linksdemokraten auf die Versuche 
Segnis, die PDS von den übrigen 
Linkskräften zu isolieren. Nicht zufällig 
intensivierte die Partei Occhettos ihre 
Kontakte zu Rifondazione Comunista just 
zu dem Zeitpunkt, als sich Segni -
aufgebracht über den Widerwillen der 
Linksdemokraten, sich in einen linken 
Sektarismus treiben zu lassen, der Partito 
Popolare Martinazzolis, Nachfolgerin der 
DC, annäherte und sich gleichzeitig als 

' Ministerpräsident ins Spiel brachte. In 
der Tat käme eine "Alleanza De­
mocratica", die sich als eine Art 
"Wiederaufbereitungszentrum" für aus­
gelaugte DC- und PSI-Kräfte verstünde 
und der PDS wie in den siebziger Jahren 
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in der Regierung der "nationalen Einheit" 
eine subalterne Position zu dem alleinigen 
Zweck zuwiese, den sozialen Massen­
protest im Sinne der herrschenden Klasse 
zu kanalisieren, für Occhetto als Bünd­
nispartner schwerlich in Frage. 

Zugleich verweist der Konflikt zwi­
schen AD und PDS auf ein tiefergehendes 
Dilemma der Linksdemokraten: Kommt 
die PDS der Forderung von AD nach, sich 
auf zwiehmend moderate Positionen vor 
allem auch in der Wirtschafts- und Sozial­
politik zu verständigen, so riskiert sie, sich 
von Teilen ihrer traditionellen Wähleibasis 
und den übrigen Linkskräften zu entfrem­
den, deren Unterstützung für den Wechsel 
ins Regierungslager unerläßlich ist. Be­
harrt sie hingegen auf ihrem Kurs der 
"Versöhnung" von Teilen des Mitte­
Links-Zentrunis mit den Linkskräften, so 
läuft sie das Risiko, aus dem Zentrum 
nicht soviel Zulauf zu erhalten, um regie­
rungsfiillig zu sein. Ob die Partei Occhet­
tos dieses Dilemma . überwinden kann, 
hängt wesentlich von den weiteren For­
mierungsprozessen innerbalb des PDS und 
"Alleanza Democratica" ab. Es ist deshalb 
auch verfrüht, wie Kremer mit Bezug auf 
Italien von einer sich abzeichnenden Auf­
spaltung des linken politischen Spektrums 
in eine politische Strömung (Gruppierung) 
mit "starken Elementen einer Demo­
kratischen Partei" nach UScamerikani­
schem Voibild und einer politisch vernetz­
ten, auf vielfältigen unterschiedlichen 
Identitäten aufruhenden Formation radikal­
demokratisch- linkssozialistischen Charak­
ters zu sprechen. Diese Perspektive wäre 
nur dann wahrscbeinlich, wenn innerbalb 
der PDS eine deutliche Rechtsverschie­
bung stattfände. Gesamtgesellschaftlich 
bedeutete eine solche Entwicklung, . daß 
sich nicht mehr ein konservatives und pro­
gressives politisches Lager die Repräsent­
anz des berrschen<\en Klasse streitig ma-, 
eben, sondern ein rechtes reaktionäres (um 
die Lega herum), und ein zentristisch-mo­
derates (um die Achse AD-PDS herurn)1'. 
In diesem Falle würden die subalternen 
Bevölkenmgsschichten und die Linkskräf­
te, die sie repriisentiereh, immer mehr 
marginalisiert. 

Hält die PDS dagegen an ihrem An­
spruch der Vereinheitlichung der Links­
kräfte fest, ebenso wie AD an der Idee 
der Konstituierung eines eigenständigen 
. Zentrums, so wird sich die politische Zu­
kunft des Landc:s danach richten, ob unter 
diesen Bedingungen die laizistisch-libera­
Ie Fraktion der herrschenden Klasse AD 
die Gefolgschaft versagt und sich stattdes­
sen dem rechten reaktionären Lager unter 
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Führung der Lega zuwendet oder nicht. 
Im ersten Szenario wäre die unmittelbar­
ste Folge eine zwiehrnende politische 
Fragmentierung und Unregierbarkeit des 
italienischen Staatsgebildes. Die häufig 
beschworene Gefahr einer Spaltung 
Italiens zwischen Nord und Süd, die in 
einer solchen Konstellation durch das 
neue Wahlrecht begünstigt würde, nähme 
konkrete Züge an. Die Gefahr einer 
zwiehrnenden politischen Fragmen­
tierung und Unregierbarkeit des Landes 
·existiert auch im zweiten Szenario - und 
zwar als Folge einer ausgeprägten 
Rechts-Links-Polarisierung der politi­
schen Spektrums. Jedoch könnte die PDS 
im Vemund mit den übrigen Linkskräften 
dieser Polarisierung auf nationaler Ebene 
entgegensteuem, wenn es ihr gelänge, 
breite Wählerschichten im Süden 
dauerhaft für sich zu erobern (die 
jüngsten Kommunalwahlen waren in 
dieser Hinsicht eine erstes, ermutigendes 
Anzeichen, auch wenn die meisten 
Erfolge dem Mitte-Links-Zentrum zu 
verdanken waren). Ein linker Block, der 
sich hauptsächlich aus Anhängern des 
Zentrums und des Südens rekrutiert, 
könnte unter diesen Umständen einem 
Mitte-Rechts- Block unter Führung der 
Lega, die den Süden ohnehin nur als 
abzuwerfenden Ballast betrachtet, 
möglicherweise die Stirn bieten. 

Die Linke im Strudel 
zentrifugaler Kräfte: 

Die Süd-F~age 
Was die Zukunftsperspektive der 

Linken in Italien betrifft, so ist es nicht 
übertrieben zu behaupten, daß sich diese 
wesentlich über die "Südfrage" ent­
scheiden wird. Der flächendeckende 
Deindustrialisierungsprozeß, der im 
Süden derzeit um sich greift, .und dessen 
verheerende soziale Konsequenzen in den 
jüngsten Aibeiterunruhen von Crotone in 
erste gewaltsame Eruptionen mündete, ist 
nicht nur Ausdruck einer verfehlten 
Industriepolitik der Regierungsparteien 
("Katbedralen in der Wüste"). Er ist 
darüberhinaus eine Konsequenz der Tat­
sache, daß sich im Zuge des weltweiten 
Übergangs vom Wachstums- zum Ver­
drängungswettbewem (K.G. Zinn) die 
Standortkonkurrenz enorm verschärft 
hat1' und die süditalienischen Regionen 
unter diesen veränderten Bedingungen 
von einer Semipherie Europas zu einer 
Peripherie abzurutschen droben. Jetzt 
rächt sich im nachhinein, daß es in Italien 

und besonders im Süden ganze Industrie­
zweige gar nicht gegeben hätte, wären sie 
nicht staatlich aufgezogen oder wären 
nicht in der Konkurrenz unterlegene 
Betriebe· vom Staat auf Kosten des 
Staatskredits übernommen worden1'. Der 
Süden hat nun die Zeche dafür zu 
bezahlen, daß dem italienischen Staat 
beute diese Freiheit bestritten wird und 
mit dem Privatisierungsprojekt öffentlich 
Bilanz gezogen wird. 

Eine industrielle Aufrüstung von Rom 
abwärts, die mit den assistenzialistisch­
klientelaristischen Praktiken der Vergan­
genheit bräche. und sich an den Kon­
kurrenzbedingungen des Weltmarkts ori­
entierte, stößt aber an dieselben Grenzen 
. wie die angestrebte Wiederkunft der key­
nesianisch flankierten Nach­
kriegsökonomie insgesamt: "Weiteihin, 
wie schon im monetaristischen 
Scheinboom, dient der Staatskredit als 
ultima ratio. Der einzige Unterschied be­
steht darin, daß er nur mehr bedingt zur 
Verfügung steht... Als Ausgeburt von 
wirtschaftlichen Einbrüchen und unauf­
haltsamem Staatsbankrott erblickt der 
Neokeynesianismus folglich als ein 
paradoxes Mittelding zwischen aus­
ufernder Defizitpolitik und verzweifelter 
Kreditsubstitution durch Steuerefhö. 
hungen und. Streichungen im sozialen 
Netz das Licht der Welt"1'. 

Wie die italienische Linke unter 
diesen Umständen eine industrielle 
Renaissance des Südens herbeiführen 
will, ist - jedenfalls im Augenblick -
unerfindlich. Fest steht einzig, daß bei 
einem Mißerfolg der von der PDS 
konstatierte Trend - Flucht des Nordens 
zur Lega und des Südens zur Linken -
sehr schnell eine andere Wendung 
nehmen könnte. Denn eine großzügige 
monetäre Alimentierung des Südens zum . 
Aufbau· "gesunder" Industriestrukturen 
könnte genau diejenigen zentrifugalen 
Kräfte des Nordens stärken, um deren 
Eindämmung willen auch eine linke 
Regierung gezwungen sein könnte, von 
ihren ehrgeizigen Vorhaben im Süden 
Abstriche zu machen. Hierdurch wüchse 
die Gefahr des Auftriebs rechtspopu­
listischer Kräfte im Süden - und als Re­
aktion darauf wiederum im Norden. Die 
Linke würde in einer solchen Situation 
sich wechselseitig hochschaukelnder 
reaktionärer Kräfte in Nord und Süd 
buchstäblich zermalmt werden. 

Ähnliche weitreichende Probleme wie 
die "Südfrage" wirft die Staatsver­
schuldung auf. Einerseits läßt sich die 
Zinslast auf die Staatstitel - von Orlando 
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treffend als "legale Steuerhinterziehung 
von hunderten Milliarden von Lire" be­
zeichnet16 - wegen der Konkurrenz auf 
den internationalen Kapitalmärkten nicht 
einfach durch Steuererhöhungen auf die 
Staatstitel verringern. Andererseits un­
tergräbt das zinstragende Kapital immer 
stärker die Realökonomie - eine Ent­
wicklung, die durch die Regierungspolitik 
der letzten Jahre, den Anstieg der 
Staatsverschuldung durch Abbau des 
Primärdefizits ( = Haushaltsdefizit ohne 
Zinszahlungen) auszugleichen, nur weiter 
beschleunigt worden ist. Ob der 
Vorschlag des PDS-Wirtschaftsexperten 
Alfredo Reichlin, die Staatsschuld durch 
eine Effektivierung der Realökonomie, 
insbesondere des öffentlichen Sektors, zu 
reduzieren1', Aussicht auf Erfolg hätte, 
ist mehr als fraglich. Denn das Risiko 
dabei ist, daß die positiven Effektive auf 
den Staatskredit (z.B. durch Vemilligung 
der öffentlichen Auftragsvergabe) durch 
potentielle negative Effekte (z.B. infolge 
des Beschäftigungsabbaus im öffentlichen 
Dienst und der dabei anfallenden 
Mehrausgaben für Frübverrentung, cassa 
integrazione etc.) ganz oder teilweise 
neutralisiert werden. 

Auch in Bezug auf die Staatsverschul­
dung kommt-die italienische Linke also 
um eine Grundsatzentscheidung kaum 
herum. Diese hat sich unvermeidlich mit 
der Möglichkeit einer großangelegten 
Staatsentschuldungsaktion auf Kosten der 
Besitzer der Staatstitel • zu befassen. 
Hiervon ist aber (wenn auch in relativ 
geringem Ausmaß) ein Teil der 
traditionellen linken Klientel betroffen. 
Ein schlüssiges Konzept, wie den 
dadurch entstehenden sozialen Friktionen 
vorzubeugen sei, hat die italienische 
Linke nicht zuletzt aus diesem Grunde 
bisher nicht vorgelegt. Dasselbe gilt für 
die Bewahrung sozialstaatlicher Errun­
genschaften und die Beseitigung der hi­
storisch einmaligen Dimensionen der 
Massenarbeitslosigkeit, die nicht nur dem 
Rationalisierungsschub seit Beginn der 
80er Jahre und den Wirkungen der 
Weltmarktrezession seit 1991/92 geschul­
det ist, sondern zuerst und vor allem einer 
Neuverortung der Konkurrenzposition 
der italienischen Ökonomie in der inter­
nationalen (kapitalistischen) Arbeitstei­
lung. Ohne eine Überwindung ihrer 
Strukturschwächen, die vor allem in der 
mangelnden Wettbewerbsfähigkeit bei 
technologieintensiven Erzeugnissen18 

sowie - bei den traditionellen Exportgü­
tern - einem zunehmenden Konkurrenz­
druck der fernöstlichen und osteuro-

päischen Billiganbieter zum Ausdruck 
kommen, kann sich das Blatt hierhei nur 
zum Schlechteren wenden. Zu diesem 
Zweck aber sind öffentliche Gelder 
vonnöten - für Forschungs-und Technolo­
giepolitik, Bildungs-, Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik, deren Bereitstellung in 
dem hierfür benötigten Umfang mit dem 
Ziel der Verringerung der Staats­
verschuldung kollidiert. Dies ist zugleich 
ein anschauliches Beispiel dafür, wie eng 
die Lösungen der Themenkomplexe Sü­
den/Staatsverschuldung/Beschäftigungs­
und Sozialpolitik miteinander verflochten 
sind. Die Linke hat in Italien langfristig 
nur dann eine Chance, wenn sie diesen 
gordischen Knoten zu durchhauen 
imstande is\. Weil es sich dabei aber ganz 
überwiegend um Probleme von euro­
päischer, wenn nicht gar globaler 
Reichweite handelt, wird sie hierbei nur 
erfolgreich · sein, wenn sie ihr dies­
bezügliches Vorgehen stärker als bisher 
mit den anderen europäischen Linkskräf­
ten abstimmt. Auch in dieser Hinsicht hat 
die italienische Linke noch einen langen 
Weg vor sich. 

Anmerkungen 

1 Vgl. hierzu und zur Neuformierung der Partei­
enlandschaft in Italien im allgemeinen Uessler, 
Rolf, Italiens Parteienland- schaft im Umbruch, 
in: Bl.f .dt.undint.Politik 8/93, S.909- 912 

2 Vgl. dazu Sonder, Michael/Röttger, Bernd, 
Triaden-Politik oder gesellschafts- und struk­
turpotitische Neuordnung Europas], in: spw-
69 {Januar/Februar 1993), S. 22-27 

3 Ronchi, Dei, Verdi allo specchio della Con\len­
zione, in: ·11 Manifeste· v. 7.12.1993, S.16 

4 Uessler,Rolf, a.a.O.,S.912 
5 So der vormalige Umweltminister Giorgio 

Ruffolo in: L'Unita v. 11.9.1993, S.5 
6 Vgl. Kremer, Uwe, Kurzum, in: spw 71 (Mai/ 

Juni 19931, S.4 
7 So Leoluca Orlando auf der Festa Nazionale 

Dell' Unita am 15.11.1993 
8 in: Der Spiegel, 29/1993, S. 110 
9 Vgl. ·ta Republicca· v. 25.6.1993, S. 5 
10 Vgl. Galbraith, K.-J., Die Herrschaft der 

Bankrotteure, Hamburg 1992 
11 Vgl. Kremer, Uwe, Sozialdemokratie: weltweit 

in der Krise, in: 81.f .dt.und int.Politik 9/93, 
S.1040 

12 Vgl. dazu den ausgezeichneten Kommentar 
von Luigi Pintor in: ·11 Manisfesto· v. 
22.6.1993,S.1 

13 Vgl. ·sonder/Röttger, a.a.O.,S.23 
14 Vgl. ·Gegenstandpunkt• 4/92, S. 161 
15 Lohoff, Ernst, Dämokratisches Erwachen. 

Vom r8chten Ende der Politik, in: edition krisis 
(Hg.), Rosemaries Babies. Die Demokratie und 
ihre Rechtsradikalen, Unkel/Rh. 1993, S.112 

16 Vgl. •11 Manifesto• v. 16.9.1993, S.8 
17 Vgl. dazu den Vortrag von Reichlin im Rahmen 

der ·consulta Nazionale Dell' lmPJesa• der 
PDS am 8.5.1993 in Bologna (unv. 
Manuskript) ' . 

18 Vgl. Graziano, Auguste, L'economia italiana e 
l'Europa, in: Critica Marxista 1/92-sowie ders., 
L'ltalia nella Crisi Eco- nomica lntemazionale, 
in: Critica Marxista 6/93 

Sozialismus 

Die Monatszeitschrift Sozialismus 
liefert Informationen und Hinter· 
grundmaterial zu folgenden 
Bereichen: 

o Diskussionen im Forum Gewerk­
schaften (es schreiben: Detlef Hen· 
sehe, Lorenz Schwegler, Frank 
Deppe, Heinz Bierbaum, Otto 
König, Theo Steegmann, Sybille 
Stamm) 

);,!t"iif: :,, 

o ökonomische Analysen nationat~jf i · 
und international (es schreiben: i \'.,,:!} 
Joachim Bischof!, Jörg Huffschmidt;F . · 
Rudolf Hickel, Karl-Georg Zinn) · ' · 

o aktuellen politischen Diskussio; 
nen der Linken ( es schreiben: Egon 
Bahr, Eric Hobsbawm, Sabine 

. Kebir, Peter von Oertzen, Wolfgang 
Thierse) 

Einzelheft: DM 7,50 
Jahresabo: DM 75,- (incl. Porto) 

Bestellcoupon: 
Hiermit bestelle ich ein kostenloses 
Probeheft 

Name: 

Straße: 

PLZ, Ort: 

Zu schicken an: 
VSA-Verlag 
Postfach 50 15 71 
W·2000 Hamburg 50 

43 

1 



NTERNAT ONALES 

Revolutionsfeiertag am 19. Ju6i 1993 in Managua 
Fotos: P. Frantzioch 

von Me/s Annen / sprochenene Land haben weder die 
und Petra Frantzioch, Hamburg entwaffneten Contras noch die aus der 

Armee entlassenen Sandinisten gesehen. 
Seit 1990 ist Leon!Mcaragua Hamburgs Daß die Regierung stolz verkündet, die 
Partnerstadt. Seit 1991 organisieren Ham- Inflation gestoppt zu haben, hilft den 
burger Jugendliche im Rahmen der verarmten Bauern und Soldaten wenig. Sie 
Arbeitsgemeinsch41 freier Jugendverbände wollen das versprochenen Land und 
(AGfJ) einen Austausch mit Leoner Jugend- Arbeit. In diesem Konflikt liegt letztlich die 
liehen. Auch 1993 besuchten wieder Ursache für die Wiederbewaffnung von 
15 Hamburger Jugendliche Leon. Im Contras und sandinistischen Kämpfern. 
Anschb4J folgt ein Reisebericht und eine Chamorros neobberale Deregulienmgs­
politische Einschötvmg zweier Teilneh- politik hat verheerenden Folge. Der Staat 
merllUli!ri. vergibt keine Kredite mehr, Subventionen 

1. Zur inneren Situation 

N 
icaragua ist wieder in den Schlag­
zeilen. Überllille, politische 
Wirren und Geiselnahmen von 

wiederbewaffneten Bürgerlcriegskämpfern 
haben die Aufmerksamkeit der Weltpresse 
auf den kleinen, bettelarmen Staat in 
Mittelamerika gelenkt. Seit dem 
sensationellen Wahlerfolg der rechten 
Parteienkoalition UNO unter Führung der 
betuchten Verlegerwitwe Violeta Barrios 
de Chamorro hat das Land eine tief­
greifende Krise erfaßt. Die UNO hatte die 
Beendigung des Krieges und die 
Abschaffung des in der Bevölkerung 
verhaßten Kriegsdienstes versprochen. 
Entwaffnete Kämpfer beider Seiten sollten 
in die Gesellschaft integriert werden. D32ll 
versprach die Regierung Land, Arbeit und 
wirtschaftliche AuJiachwung. 

Heute, drei Jahre nach den Wahlen, 
steht das Land vor dem Abgrund. Die 
Wlltschaft ist am Boden, das Gesundheits 
und Bikhmgssystem sind ruiniert. Das ver-

werden gestrichen, staatlich garantierte 
Mindestpreise z.B. für Baumwolle, regelt 
jetzt der "freie" Markt. Um den Haushalt 
zu konsolidieren wurden auch die letzten 
Investitionsvorhaben auf Eis gelegt. Die 
Arbeitslosigkeit liegt bei über 60%. Der 
totale Wegfall von staatlichen Subven­
tionen hat auch die Grundnahrungsmittel 
Reis, Bohnen und Zucker drastisch 
verteuert, so daß Mangelernährung und 
Hunger in Nicaragua zum Alltag gehören. 

Die UNO-Koalition, die einzig die Ab­
lehnung des Sandinismus einte, hat sich 
quasi aufgelöst. Damit ist eingetreten, was 
viele Beobachter bereits· kurz nach der 
Wahl prognostiziert hatten. In der UNO 
sind 16 völlig verschiedene Parteien 
vertreten. Das Spektrum reicht von 
rechtsradikalen Somozisten wie dem 
Bürgermeistern von Managua, Aleman, 
über die Liberalen von Vizepräsident 
Godoy und Parlamentschef Cesar bis hin 
zu den "Sozialisten" und "Kommunisten", 
die in Nicaragua traditionell mit den 
Sandinisten überkreuz liegen. Ein weiterer 
Unsicherheitsfaktor ist die Tatsache, daß 

Nicaragua -
Land 
zwischen. 
Revolution 
.und Ruin 

Präsidentin Chamorro über keine eigene 
Partei oder sonstige politische Kraft 
verfügt, die sie unterstützt. Ihr politisches 
Überleben war von Anfang an von der 
Unterstützung anderer, mächtiger 
Gruppierungen abhängig. So ist auch zu 
erklären, waruni "Dona Vilota" nach · 
ihrem triumphalen Sieg den Schulterschluß 
mit den Sandinisten suchte und den ehema­
lige Verteidigungsminister Humberto 
Ortega als Armeechef zunächst im Amt 
beließ. 

Dabei hat die Regierung Chamorra in 
drei Jahren bereits einen Großteil der re­
volutionären Errungenschaften zerstört. So 
spaltet das Landreformgesetz die Be­
völkerung in zwei unversöhnliche Hälften. 
Die Regierung gibt eheQla!igen So­
mozisten, die nach der Revolution das 
Land verlassen und ihre Besitzrumer brach­
liegen ließen, ihr altes Land zurück. Die 
Bauern, die das Land nach der Revolution 
bebaut und bewohnt haben, werden 
vertrieben. Diese fatale Politik führt d32ll, 
daß viele Bauern von einem Tag auf den 
anderen Fremde auf ihrem eigenen Land 
wurden. Landbesetzungen und Zwangs­
räumungen mit bewaffneten Auseinander­
setzungen sind nicht selten die Folge. 
Dabei erweist sich die Armee Humberto 
Ortegas zunehmend als "gesetzestreuer" 
Vollzugsgehilfe der Reaktion. 

Die Folge der inneren Streitigkeiten der 
UNO war eine Staatskrise, während der 
sich die Regienmgskoalition zur Oppositi­
on erklärte und sich von einer kleinen 
Gruppe von Zentrumsabgeordneten trenn­
te, die fortan mit den Sandinisten eine 
Mehrheit im Parlament bildeten. Die Füh-
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rung der UNO erklärte· fortan mit· Unter- Reforrnprozeß haben wird, ist noch nicht 
stützung der USA die Absetzung des ver- abzusehen. Ob Daniel Ortega derjenige 
haßten Armeechefs Humberto Ortega zum sein kann, der eine reformierte FSLN in 
Hauptziel ihrer Politik. Die Präsidentin ge- den nächsten Wahlkampf führt, scheint 
riet immer mehr unter Druck. Das wiede- zumindest ungewiß. Trotz der Kritik in den 
rum führte zu einer inneren Zerreißprobe eigenen Reihen ist die Popularität des 
der FSLN. Während die Nationale LeituDg Generalsekretärs der FSLN, den in 
in Mauagua mit der Regierung kungelte, Nicaragua alle "Comandante Daniel" 
spürte die Basis und vor allem die tradi- . nennen, ungebrochen. 
tionelle Anhängerschaft der f'SLN in den Die weitere Entwicklung Nicaraguas 
Armenvierteln der Städte das ganze Aus- wird in wesentlichen Punkten von der 
maß der . neoliberalen Politik ihrer Politik der FSLN abhängig sein, die mit 
Präsidentin. Und je mehr sich die soziale 40 % der Stimmen und einer funktio­
Situation zuspitzt, desto weniger Nicara- nierenden Parteistruktur die einzige bere­
guaner bringen Verständnis auf, für den. chenbare Kraft in Nicaragua darstellt. Die 
staatstragenden Kurs der Ex-Revolutionäre bereits angesprochenen strukturellen 
aus den Reichenvierteln der Hauptstadt. Veränderungen sind auf den Weg 

FSLN ringt um ihren Kurs 

Auf der Seite der FSLN stehen die bei­
den Brüder Daniel und Humberto Ortega 
im Mittelpunkt des politischen Geschehens. 
Als der Befreiungskampf der Frente in sei­
ne Endphase ging, war der alte Streit um 
die richtige revolutionäre Strategie noch 
nicht entschieden. Die "proletarische Ten­
denz" unter dem späteren Landwirtschafts­
minister Jaim Wheelock, die Anhänger der 
Strategie des "verlängerten Volkskrieges" 
von Tomas Borge und die "Auf­
standstendenz" unter den Brüdern Ortega, 
stritten um den richtigen Weg. Dabei setz­
ten sich letztlich aufgrund ihres großen 
Rückhalts und ihrer militärischen Schlag­
kraft die Tendenz der "Aufständischen", 
der "Terceristas" durch, die durch den t,e.. 
waffneten Aufstand in den Städten und 
durch die Gewinnung des Bürgertums der 
Revolution zum Sieg verl!elfen wollten. lltr 
Führer, Daniel Ortega, wurde Präsident, 
sein Bruder, der von Costa Rica aus die 
Endoffensive der FSLN geleitet hatte, 
Verteidigungsminister. Es sind die 
ehemaligen "Terceristas", die auch heute 
den pragmatischen Kurs einschlagen und 
mit der Regierung zusammenarbeiten. 
Widerstand kommt dagegen vor allem von 
den sozialistischen Kräften um Tomäs Bor­
ge, der die Regierung wiederholt stark 
angegriffen hat. 

Die Wahlniederlage und die Politik der 
Nationalen Leinmg haben in der FSLN 
eine starke Diskussion ausgelöst. Einig 
scheint man sich darin zu sein, die 
innerparteiliche Demokratie auszubauen. 
Zum ersten Mal ist das Direktorium von 
der Asamblea Sandinista direkt gewählt 
worden und das autoritäre Prinzip, nach 
dem die neun Comandantes über den Kurs 
der Frente bestimmen, wurde abgeschafft. 
Welche personellen Konsequenzen der 

gebracht, der politische Weg der Frente 
aber noch nicht bestimmt. Ob sich langfri­
stig innerhalb der keineswegs homogenen 
FSLN jene durchsetzen werden, die die 
"Interessen der Unterdrücktesten, der 
Ausgebeutetesten und der Geschundensten 
verteidigen und vertreten" (Humberto 
brtega 1979), oder aber die im nationalen -
beziehungsweise eigenen - Interesse auf 
klassenübergreifende Bündnisse bauen, 
wird sich erst noch zeigen müssen. 

Für die nähere Zukunft gilt: Solange es 
keine Verbesserung der sozialen Situation 
gibt, wird es auch keinen Frieden in 
Nicaragua geben. Menschen, die vor dem 
Nichts stehen, werden sich auf Dauer nicht 
durch Appelle und Versprechungen 
hinhalten lassen. Trostpflaster der 
Regienmg werden das Land nicht zur Ruhe 
bringen, . solange nicht tiefgreifende 
ökonomische Maßnahmen folgen. Wenn es 
der FSLN nicht gelingt, sich als 
glaubwürdige Alternative zur Regierung zu 
profilieren, wird sie es - langfristig -
schwer haben, ihre gesellschaftliche 
Position zu verteidigen. 

II. Reiseeindrücke 
aus Leon 

Hamburgs Partnerstadt Leon befmdet 
sich heute in einer der größten 
ökonomischen Krisen seit ihrer Gründung. 
Leon, bis 1858 Hauptstadt Nicaraguas mit 
einer jahrhundertealten progressiv­
liberalen Tradition, gilt auch heute noch als 
eines der intellektuellen Zentren Nica­
raguas. Nach den generell vom UNO­
Bündnis gewonnenen Wahlen 1990 stellt 
Leon den einzigen sandinistischen Bürger­
meister. Das bekommt die Stadt allerdings 
auch deutlich zu spüren, denn wirt­
schaftliche Unterstützung seitens Seiten der 
Regierung in Managua bleibt seitdem aus. 
Die Regioo Leon lebt als ländliche Reginn 

hauptsächlich von der Agrarwirtschaft. 
Rund um die Stadt erstrecken sich riesige 
Felder, auf denen früher hauptsächlich 
Baumwolle, aber auch Reis, Mais, _Bohnen 
und Hirse angebaut wurden. Seitdem die 
Regierung jedoch die Subventionen für die 
Landwirtschaft komplett gestrichen hat, 
liegen die Felder fast vollständig brach. 
Entsprechend hoch - 70 % - ist die offiziel­
le Arbeitslosenrate in der Region Leon. 
Darüber hinaus hatte Leon in der letzten 
Zeit viel mit den Folgen der Naturkatastro­
phen zu kämpfen: Ein Seebeben und der 
Ausbruch des Cerro Negro, einem der vie­
len noch aktiven Vulkane in der Region 
Leon, haben in der gesamten Stadt zahlrei­
che Schäden angerichtet, die zum Teil im­
mer noch das Stadtbild prägen. In Folge 
dieser zugespitzten ökonomischen Lage 
nimmt die Verelendung mehr und mehr zu. 
Die Stadt muß sich deshalb auch dem Pro­
blem der sprunghaft angestiegenen Krimi­
nalität stellen. 

Gerade in der ländlichen Region Leon 
spielt das Problem der unklaren Land­
vergabe eine große Rolle, Landbeset­
zungen sind hier au der Tagesordnung, 
Auch während unseres Aufenthalts kam.es 
zu enugen Landbesetzungen 
gewaltsamen Auseinandersetzungen' ' 
Armee und Polizei. Die Stadtre · '. 
versucht, die vielfältigen Probleme . . .. , 
eine Kooperation mit der UNO-Regiertiljg 
zu lösen. Durch die Diskussion über das 
gemeinsame Interesse, das Land wieder 
aufzubauen, soll erreicht werden, daß 
Regierung und Opposition diese "nationale 
Aufgabe" angehen. 

Universität -
Zentrum politischer 

Auseinandersetzungen 

Die Universität hat schon immer eine 
zentrale Rolle für Leon gespielt. Allerdings 
ist auch das Studieren in Leon schwieriger 
geworden. Durch die Einführung von 
Studiengebühren und die drastische 
Verschärfung der Studienordnung ist ein 
starker Rückgang der Studierendenzahlen 
erfolgt. Andererseits zahlt die Regierung 
bis heute bei weitem nicht die zugesagten 
6% ihres Gesamtetats für die Bildung, so 
daß es quasi keine aktuellen Lehrmateriali­
en für die Universität gibt. Als Folge 
dessen gründen sich erste private Uni­
versitäten, an denen für eine entsprechende 
Gebühr eine qualitativ hochwertigere Aus­
bildung gewährleistet ist. Viele Aktive in 
der Studierendenvertrenmg CUUN (Cen­
tro Universitario Unido Nicaraguense), die 
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schon immer eine zentrale Rolle für die 
FSLN gespielt hat, vergleichen diese Ten­
denz mit der Wiedereinführung von Elite­
universitäten, wie es sie unter dem Diktator 
Somoza gab. Gegen diese Tendenzen ver­
sucht die CUUN mobil zu machen. 

Im Mittelpunkt unseres Aufenthalts 
stand ein gemeinsames Projekt mit der san­
dinistischen Jugend in Leon. Das 
Jugendzentrum der Juventud mußte drin­
gend renoviert werden. Die Mittel für die 
Renovierung waren vom Hamburger Senat 
im Rahmen der Städtepartnerschaft Ham­
burg-Leon zur Verfügung gestellt worden. 
Unsere Arbeit bestand im ' 
wesentlichen aus drei Aufga­
ben: Dachdecken, Malen 
und elektrische Leitungen 
verlegen. Gearbeitet .wurde 
in kleinen Gruppen, zu denen 
auch Jugendliebe aus ver­
schieden Stadtteilen von 
Leon gehörten. Das Hans 
der Juventud wird von einer 
Reihe unterschiedlicher Ver­
bände und Initiativen ge­
nutzt, Sportangebote gehören 
genanso zum Programm wie 
politische Seminare oder 
Aufklärungskurse. Auch 
wenn das Haus der San­
dinistischen Jugend gehört, 
ist Mitgliedschaft nicht Vor­
aussetzung zur Nutzung der 
"Casa de Ja Juventud". 

. Zur politischen Einordnung unseres 
Projekts muß man wissen, daß das Ju­
gendhaus das einzige nicht kommerzielle 
Angebot an Jugendliebe in Leon ist. Die 
Bourgeoisie, die merheitlich im Stadtkern 
lebt, hat in den letzten Jahren verstärkt 
versucht, Jugenclubs und Discos von dort 
zu vertreil!en. &hon aus diesem Grund 
war es füf die Juventud außerordentlich 
wichtig, unsere Unterstützung in An­
spruch nehmen zu können. 

Gespräch 
mit Omar Cabezas 

Besonders hervorzuheben ist unser Ter­
min mit Omar Cabezas. Sein Buch "Die 
Erde dreht sich 'zärtlich, Companera" war 
auch in Deutschland ein großer Erfolg. 
Cabezas Jcommt aus Leon, wo er an der 
Universität Jura studierte. Er schloß sich 
der CUUN an, über die er Mitglied der 
FSLN wurde. Cabezas machte politische 
Arbeit für die Frente, wurde Verbin­
<hmpann · und ging schließlich als 
Guerillero in die Berge. Den Triumph der 
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Revolution erlebt er bereits als Guerilla 
Comandate. Heute ist Omar Cabezas Al>­
geordneter der Nationalversammlung 
Nicaraguas und Mitglied der Asamblea 
Sandinista. 

Cabezas stellte seine Sicht der politische 
Lage in Nicaragua dar. Cabezas glaubt, 
daß aufgrund des völligen &heiterns kapi­
talistischer Rezepte die "Zentristen", die 
eine an der Sozialdemokratie orientierte 
Politik anstreben, wenig Chancen haben 
werden, ihren Kurs in der FSLN durchzu­
setzen. Im Gegensatz zu fast allen anderen 
Gesprächspartnern macht Cabezas klare 

ist den Frauen zumeist nach wie vor die 
klassische Franenrolle zugewiesen: Sie 
kümmern sich um den Haushalt, betreiben 
aber auch maßgeblich den Kleinhandel und 
den Dienstleistungsbereich. Die Frauen er­
ziehen zumeist auch die Kinder, wobei die 
"klassische" Familie eher die Ausnahme 
darstellt. Viele Männer haben mit meh­
reren Frauen Kinder, ohne jemals verhei­
ratet zu sein. Zwar existiert mittlerweile 
ein gesetzlicher Anspruch der Frauen auf 
Unterhaltszahlungen, dieser ist in der Pra­
xis jedoch nur schwer durchsetzbar. 

Daß Frauen politisch aktiv sind, ist eher 
ungewöhnlich und Frau­
en in politischen Füh­
rungspositionen vorzu­
finden, bleibt eine seltene 
Ausnahme. Trotz nun be­
reits länger S1llltfindender 
Diskussionen über den 
Machismo im Land hat 
sich gerade im Alltags­
leben noch wenig ge­
ändert. Einer seiner 
auffälligsten Erscheinun­
gen ist die Gewalt gegen 
Frauen. Das größte Pro­
blem der Frauen bleibt al­
lerdings die Abtreibung. 
Zwar ist sie offiziell ver­
boten, dennoch findet sie 
massenhaft statt. Viele 

"Typische" s..-.............. "' Leon · Reformen hat die FSLN 
Aussagen zur politische Situation Nicara- durchgeführt, die Abschaffung des Abtrei­
guas und der FSLN. Zunächst müsse eine bungsverbotes jedoch scheiterte an dem Wi-
gewisse Stabilität hergestellt werden. Dies derstand vieler Männer und der katholischen 
sei das vordringliche nationale Interesse, Kirche, die über eine ungebrochen große 
um dessen Realisierung auch Kompromis- Macht in Nicaragua - 95 % aller Nicaragua-
se in Kauf genommen werden müssen. nerlnnen sind katholisch - verfügt. 
Wenn es nicht gelinge, den Krieg auch in Gegen den täglichen Machismo und 
den Köpfen zu beenden, werde ein Wieder- die Diskriminierung versuchen die Frau­
aufbau in absehbarer Zeit überhaupt nicht en von AMNLAE vorzugehen. Vorge­
mehr möglich sein. Trotzdem bringt er, stellt wurde uns insbesondere das Frauen­
wie viele unserer sandinistischen Ge- hans von AMNLAE in Leon. Hier wer-
sprächspartner, viel Verständnis für das den tagsüber zahlreiche Kurse zur Fort-
Verhalten der Recompas auf. bildung von Frauen angeboten, politische 

Machismo und Religion -
Nicaraguas F~auen warten 
weiter auf die Revolution 

Ein Gespräch mit der Frauen­
organisation AMNLAE (A~iacion de 
Mujeres Nicaraguenses Luisa Amanda 
Espinoza) gab uns einen aufschlußreichen 
Eindruck über die Lage der Frauen in Ni­
caragua. Daß mit Violetta Chamorra eine 
Frau Präsidentin Nicaraguas geworden ist, 
ist eher überraschend, denn der Machismo 
hält sich auch in Nicaragua hartnäckig. So 

Diskussionen geführt, Zuflucht für miß­
handelte Frauen geboten und - nicht zu­
letzt - "medizinische Untersuchungen" 
durchgeführt. Die Bedingungen, die das 
Hans bieten kann, garantieren den Frauen 
einen fachgerecht und hygienisch relativ 
sauberen Eingriff. Ein längerer Aufent­
halt ist für das Haus aus finanziellen 
Gründen aber nicht möglich. An finanzi­
ellen Möglichkeiten fehlt es dem Haus 
seit dem Wahlsieg der UNO-Regierung 
an allen Enden, denn. staatliche Unter­
stützung wurde schnell komplett einge­
stellt. So sind die Betreiberinnen gezwun­
gen, viele Projekte zu beenden oder für 
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deren Durchführung Gebühren zu neh­
men. Auch die Frauenarbeit steckt also in 
einer schwierigen Phase, doch einige Er­
folge, auf denen die Frauen aufbauen 
können, hat die Politik von AMNLAE 
und gerade die Einrichtung der zahlrei­
chen Frauenhäuser schon gebracht. 

III. Internationaler Kontext 

Die USA und ihre Mittelamerika-Poli­
tik sind nach wie vor der bestimmende 
Faktor der Politik Nicaraguas. Das aber­
malige Einfrieren der Finanzhilfen ans 
politischen Gründen hat dies noch einmal 
ganz deutlich gezeigt. Der Hegemonia­
lanspruch der Vereinigten Staaten ist mit 
der Amtsübernahme von Bill Clinton kei­
neswegs aufgegeben worden. Solange 
eine US-amerikanische Administration 
das Recht der zentralamerikanischen 
Staaten auf Selbstbestimmung nicht aner­
kennt, stehen die Grundlagen für einen 
dauerhaften Frieden auf wackligem Bo­
den. In den letzten Tagen hat sich die Si­
tuation zudem noch einmal zugespitzt. 
Die Ankündigung Violeta Chamorros, 
Armeechef Humberto Ortega zu entlas­
sen, deutet auf einen Bruch mit . den 
Sandinisten und auf eine weitere Unter­
werfung der USA hin, die die Zahlung 
von Finanzhilfe mit der Entlassung Orte­
gas verbunden hat. Ortega und die FSLN 
haben Widerstand angekündigt. 

Nicaragua befindet sich aufgrund sei­
ner besonderen Situation· in einer sehr 
schwierigen Lage: Daß die . wirt, 
schaftliche Unterstützung durch die SU 
weggefallen ist, ist für das Land ein nur 
schwer zu bewältigender Einschnitt. 
Denn auch die Wirtschaftshilfe der USA 
ist ein sehr unsicherer Faktor, da diese je 
nach politischem Gusto kurzfristig zu­
oder abgesagt wird. Zugleich ist der Kon­
trast zwischen den Reichen und Armen 
anch durch die zunehmende US­
Arnerikanisierung des Landes für die 
Nicaraguanerinnen überall präsent. Über 
die verschiedenen US-amerikanischen 
Medien wird der nordamerikanische Le­
bensstil präsentiert und der reichhaltige 
Import US-amerikanischer Produkte aller 
Art macht für die Nicaraguanerinnen ei­
nen Lebemstil täglich erfahrbar, der für 
die Bevölkerung mit einem Einkommen 
von durchschnittlic ca: 20 $ schlicht 
wierschwinglich ist. So hat der Binnen­
markt für das Land kaum wirtschaftliche 
Bedeutung, ,denn aufgnmd der kaum vor­
handenen Kaufkraft läßt sich keine 
ftmktionierende nationale Wirtschafts­
struktur aufbauen. Die Wirtschaft des 

Landes lebt fast ausschließlich vom inter­
nationalen Handel. Daher ist Nicaragua 
in besonderem Maße auf internationale 
Zusammenarbeit und Unterstützung an­
gewiesen. 

Ohne Revolution 
keine Solidarität? 

Allerdings haben sich nach dem Wahl­
sieg viele europäische Solidaritätsgruppen 
enttäuscht zurückgewgen. Viele begonne­
ne Projekte können einfach aufgrund des 
nun fehlenden Geldes nicht fortgesetzt wer­
den, weshalb eine Reihe von Projekten, bei 
denen oftmals nur noch Jqeinigkeiten zur 
Vollendung- fehlen, ungenutzt herumste­
hen. Sicherlich, die politische Lage im 
Land ist nach dem Wahlsieg der UNO ge­
rade für uns Enropäerlnnen un­
übersichtlicher und schwieriger geworden. 
Wenn jedoch zahlreiche Solidaritätsgrui>­
pen aus Enttäuschung darüber ihre Arbeit 
eingestellt haben, daß ihre eigene Ideologie 
vermeinzlich gescheitert ist, so unter­
scheidet sich dieser Politikan<atz nicht we­
sentlich vom Denken der spanischen nnd 
britischen Eroberer des Lames. Wenn von 
Solidaritätsarbeit die Rede ist, so kann es 
hierbei nicht um die einseitige ideologische 
Unterstützung einer den eigenen, europäi­
schen Ansätzen vermeintlich entsprechen­
den politischen )lichtung gehen. Wichtig ist 
angesichts der tiefgreifenden · ökonomi-

sehen Probleme vielmehr, zunächst über­
haupt Grundlagen für eine eigenständige 
Wirtschaftspolitik des Landes zu schaffen. 
Hierfür ist unsere Unterstützung mehr 
denn je gefordert, zumal mit für uns relativ 
geringem Aufwand dort Projekte ange­
schoben werden können, die die Lage für 
die Nicaraguanerinnen tatsächlich spürbar 
vetbessern. 

Das aufmerksame Verfolgen der De­
batten, die in der FSLN und innerhalb des 
Oppositionsbündnisses über die Zukunft 
des Landes geführt werden, ist zur politi­
schen Einordnung der Unterstützungsar 
in der schwierigen Lage, in der sich das 
Land befindet, umso wichtiger. Denn trotz 
der Wahlniederlage der FSLN ist Nicara­
gua weit davon entfernt, wieder in die Zei-
ten der Diktatur zurückzufallen. Nicaragna 
bleibt weiterhin das einzige lateinamerika­
nische Land, in dem eine demokratische, 
fortschrittliche Massenorganisation wie die 
FSLN real Einfluß auf die Regierungs­
politik ausüben kann. Das Interesse der 
Weltöffentlichkeit an Nicaragua ist in den 
letzten Jahren jedoch rapide gesunken; was 
leider auch für die Solidaritätsbewegung 
gilt. Jetzt kommt es darauf an, diese s~ . 
tion als Herausforderung zu begreifen Ulllll·i:i • 
mit gezielter Öffentlichkeitsarbei. ·1, ~-··.1.·.:_.::.1.·:·i·· nen, und vor allem mit der Wiede ... ·;c:i:; 
bung von Projekten und Partnerschaftii~F 
mit Nicaragua den eigenen, eimtmals so · 
hoch gehängten Ansprüchen von~ 
naler Solidarität gerecht zu werden. · 

o.-1 Orllga. Tomk lkll'ga.i.a. Mllglecllf der Nailiu: ... , Leilung dir FSl.N 
-, den r=-1c1 : .., 1111n Jatnataa dar Rftalulion .,.· ,s . .1u1 1993 1n ......... 
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Im folgenden Beitrag nimmt Peter von Oertzen zu einem Artikel .von Oliver Brosch-Guisnet in der letuen Ausgabe der spw Stel­
lung. Beide versuclum, die in der sozialdemokratischen Linken um sich greifende Unsicherheit über ihre Rolle in der SPD vor dem 
Hintergnmd theoretischer Begründungen zum .Verhältnis von Sm.ia/istlnnen wul Sozialdemokratie zu diskutieren. Peter von Oertzen 
bezieht sich zugleich auf eine empirische Studie von Joachim Raschke über die "inneT[J(Jrteiliche Opposition· in der SPD. Die Redak­
tion druckt das Schlußkapitel dieser Studie aus dem Jahre 1974 nach. Der Grund: Uber theoretische MuJmajJungen hinaus kommt 
Raschke aufgnmd seiner Recherchen in der Berliner SPD zu Ergebnissen bezüglich innerparteilicher Mechanismen wul ihrer Bezie­
. hungen zu StaoJ wut sozialen Bewegungen, die (JIJ.ch heute -20 Jahre späJer- in teilweise verblüffender Weise (JIJ.f die SPD wul ihre 
Linke zutreffen. Daraus ergibt sich die Frage nach strukturellen Grenzen für die Veränderungsbemühungen von Sozialistinnen wul 
Sazialisten in der SPD. Heute, in einer :zeit, in der die tradierten Fonnen des Parteiensystems wul des linken "Politikmachens" so 
sehr auf dem Prüfstand stehen, kann Ras,hkes dainalige Studie dazu anregen, sich bei dieser Prüfung nicht mit dem Austausch von 
Gaubenssiitzen, mit diesem oder jenem Urteil über Scharping u.a. oder diesem oder jenem Teileifolg der linken auf diesem oder je­
nem Parteitag zufriedenzugeben. Wir brauchen ein tiefergehendes Verständnis von den Strukturen wul Mechanismen der Sazialde­
mokratie wut den Möglichkeiten, darin I:,zw. damit (linke) Politik zu machen. Die Diskussion soll in der spw fortgesetzt werden -~ 
über die daraus zu ziehenden Konsequenzen für die politischen Perspektiven, das Selbstverständnis wul die Arbeitsweise von Partei­
linken. Die spw-Redaktion 

0 
von Peter von Oertzen* 

liver Brosch-Ouesnet hat in· 
der letzten spw-Ausgabe 
eine Frage wieder aufge­

... 
Q) 

"'C 
Oder: 
Ist die SPD 

ist. O.B.-G.' redet von der Realität, der 
Realität der Gegenwart, der Realität der 
SPD, wie sie nun einmal ist, und der Rea­
lität der "Marxistinnen in der SPD" - die 
nun einmal auch so sind wie sie sind. 

Das macht seine 111esen, ihre ausge-
griffen, die seit 1945 in regelmäßigen 
Abständen leidenschaftlich diskutiert 
(und von den unmittelbar persönlich 
Beteiligten stets sehr unterschiedlich 

..... "noch" sprochenen oder unausgesprochenen ·e- ihre "Partei"? Implikationenunddievonihmaufgestell-
ten Tatsachenbehauptungen über-
prüfbar - beweisbar oder widerleg-

Das Kr.euz ldent·1ta··t bar. Es erlaubt uns überdies, zwi-. 
sehen seinem Essay und der einzi-

beantwortet) worden tst: Was hat ein 
wirklicher Sozialist eigentlich (noch) 
in der SPD zu suchen? O.B.-G.' kon­
zentriert die Frage auf jene Strö­
mung, der er sich selber zugehörig 
fühlt, die sog. "Marxistinnen in der 
SPD". Ich will ihm aus ganz prakti­
schen Gründen darin weitgehend fol­
gen. Trotzdem sollte nicht vergessen 
werden, daß es neben dieser speziel­
len Gestalt des Marxismus stets auch 
andere theoretisch-programmatische 
Formen des konsequenten Sozialis-
mus gegeben hat, wenngleich sie in 
Deutschland immer schwächer ver­
treten waren als in anderen Ländern: 

c. gen . in Deutschland existierenden 
wirklich umfassenden, sowohl 

CD · 0.B.-G. spricht, nicht zuzurechnen theoretisch reflektierten als auch empi­
"'!'I sind. Diese Bemerkung ist übrigens risch begründeten wissenschaftlichen 

. "' mehr als eine aus meiner eigenen Analyse unseres Problems ( deren Schluß­
"" Lebensgeschichte leicht erklärbare kapitel im folgenden wiederabgedruckt r- kleine persönliche Spitze: Die Lük- wird) eine sinnvolle Verbindung her, 

- • Iren im Geschichtsbild, die selektive · zustellen. (Joachim Raschke, lnnerpartei­:::J Wahrnehmung konkurrierender lin- liehe Opposition. Die Linke in der Berli­
- ker Strömungen und die damit ner SPD, Hamburg 1974.) 
,,... zusammenhängende unzulängliche 
CD Kommunikation unter Linken sind :::J Strukturmerkmale der sozialisti-

schen Linken - besonders in Mit aller wünschenswerten Klarheit 
::: Deutschland. hat O.B.-G. die theoretisch-strategische 

Partei und Staat 

Anarchisten, Syndikalisten, Räte­
sozialisten, religiöse Sozialisten (wer 
kennt hierzulande z.B. schon die anar­
chosozialistischen Schriften des großen 
jüdischen Religionsphilosophen Martin 
Buher?). Und außerdem sei ganz beschei­
den am Rande vermerkt, daß es in und . 
nebeÖ der SPD stets auch erklärte Marxi­
stinnen gegeben hat und' gibt, die der 
spezifischen Gruppe von und zu der 

Neben dem Umstand, daß die Pointe derjenigen marxistischen Ten­
obengenannte Frage überhaupt wie- denz, der er sich selber zurechnet, her­
der einmal mit Deutlichkeit gestellt ausgearbeitet: Die Fixierung auf die 
wird, liegt ein besonderer Wert des SPD, die sog. "Sozialdemokratie-Orien-

Beitrages von O.B.-0. in seiner nüchter- tierung" (SdO). Weniger deutlich wird in 
nen praktiscben, historisch konkreten Art seiner Analyse (wenngleich in einigen 
der Argumentation. Hier werden nicht - Passagen durchaus angesprochen), daß 
wie häufig unter oder von Linken - die dieser SdO eine noch tieferreichende fun-
großen Ideen und ideale des Sozialismus damentalere Orientierung zugrundeliegt: 
unvermittelt mit den Unvollkommen-· die prinzipielle Orientierung auf eine Par­
heiten der realen sozialistischen Bewe- · tei überhaupt. Voraussetzung für die 
gung konfrontiert, eine Konfrontatioo, strikte SdO ist_ natürl~, daß ~frau 
deren Resultat fast unvermeidlicherweise ganz generell m der (emer) politisehen 
entweder die Selbstgerechtigkeit des Sek- Partei den strate~ ~lpunkt und 
tiererturns oder aber die resignierende das Zentrum der· sozialistischen Bewe­
Anpassung an die schlechte Wirklichkeit gung erblickt, wobei dann die Frage, ob 

Peter von 08rtzen, Dr. phil. und Prof. a.O., ist 
Mitglied des SPD·Partaivorstandes und Leiter 

'dar SP0-"Part8ischyle·, Hannover 
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SPD oder DKP, USPD, KPD oder SAP, 
X, Y oder Z nur noch zweiten Ranges ist. 
Und hinter der generellen Partei­
orientierung steht - abermals eine theore­
tische Schicht tiefer und häufig bis ins 
Unterbewußtsein abgesenkt - die grund­
sätzliche Orientierung auf den Staat. Das 
heißt der Staat wird als das zentrale In­
strument der revolutionären sozialisti­
schen Transformation betrachtet - ganz 
gleich ob am fernen Himmel der soziali­
stischen Ideen irgendwo als Endziel nicht 
nur die klassenlose, sondern auch die 
staatslose Gesellschaft schimmert. 

Dieser Zusammenhang zwischen Par­
tei- und Staatsorientiening ist syste­
matisch und historisch unauflöslich. Die 
moderne politische Massenpartei - zen­
tralistisch, hierarchisch, bürokratisch, ist 
auf den hierarchischen, bürokratisch 
organisierten modernen Staat bezogen, 
auf den Kampf in ihm und um ihn. Diese 
im präzisen Sinne "staatssozialistische" 
Orientierung ist die Grundcharakteristik 
(und ich füge hinzu: das Erbübel) aller 
mx;h so verschiedenen Schulen des 
Mainstream-Marxismus von den 
marxistisch-leninistischen bis zu den 
sozialdemokratie-0rientierten. 

Daneben hat es freilich immer auch 
"libertäre", prinzipiell staatskritische 
Strömungen im Marxismus und vor allem 
natürlich im nicht-marxistischen revo­
lutionären Sozialismus gegeben. Theorie 
und Praxis dieser Tendenzen kommen im 
geistigen Haushalt von .O.B.-G. und 
seiner Gruppe freilich so gut wie über­
haupt nicht vor (Syndikalismus und "neue 
Linke" werden zwar je einmal kurz 
erwähnt, aber nur zum Zwecke der Ab­
grenzung und ohne jede inhaltliche Be­
zugnahme.) 

SPD und Sozialismus 
Nur aus dieser staatssozialistischen 

Fixierung erklärt sich die geradezu 
schockartige Wirkung der Einsicht, daß 
"die strategische Zentralität der Sozial­
demokratie .... relativiert werden muß.", 
und daß der Kampf in der und um die 
SPD "nicht der Königsweg zum So­
zialismus" ist. (Daß es einen "Kö­
nigsweg" sogar nach Marx und Engels 
selbst überhaupt gar nicht geben kann, 
weil er den Erfordernissen der jeweiligen 
konkreten historischen materialistischen 
Analyse widersprechen würde, sei nur 
am Rande erwähnt). Obwohl die Kritik 
an der Parteifixierung bei O.B.-G. radi­
kal und konkret begründet ist, wirkt diese 
Fixierung dennoch in den von ihm ins 

Auge gefaßten praktischen JlOlitischen 
Konsequenzen fort. Seine Prognosen 
über das Schicksal der SPD sind von 
geradezu eschatologischer Dramatik: 
"Der Zerfall der SPD als Mitglie­
derpartei nach innen und als gesell­
schaftlicher Integrationsfaktor nach außen 
wird weitergehen", und " .... ist es nicht 
mindestens ebenso wahrscheinlich, daß, 
genauso wie die mächtigen M-L-Parteien 
mit ihren Gesellschaftsmodellen unter­
gegangen sind, auch die alles Linke 
beherrschende Sozialdemokratie alter Art 
mit ihrem fordistischen Staat verschwin­
den wird?" Und dann der pathetische 
Paukenschlag zum Schluß: "Wenn man/ 
frau zu dem Schluß kommt, daß das 
Schiff unwiderruflich sinkt, muß es 
verlassen werden." 

Mir scheint, daß sich in dieser gerade­
zu alttestamentarischen Unheilsprophetie 
eine eher psychologische als logische 
Konsequenz ausdrückt: Je unkritischer 
roan/frau die Rolle der SPD (und die Rol­
le der Partei überhaupt) hochgeschätzt 
hat, desto unkritischer fällt nun die Absa­
ge an die SPD aus - bis hin zur Aufkündi­
gung jeglichen Gehorsams gegenüber der 
•Parteiräson• und zur Ausrufung von 
"offenem Widerstand" in der Partei. 
"Widerstand", so möchte ich fragen, ge­
gen wen? Gegen die Parteiführung, gegen 
die Mehrheit, gegen den "Unverstand der 
Massen, der uns umlagert schwarz und 
dicht", gegen'den "Verrat" am Sozialis­
mus oder gegen wen bzw. was sonst? 
Und noch wichtiger: "Widerstand" wo­
für? Aufgrund welcher Analyse, mit wel­
chem Ziel, mit was für einer Perspektive? 

Im Schlußteil seines Essays interpre­
tiert O.B.-G. die "Relativierung" der 
"Zentralität der Sozialdemokratie" dann 
wieder sehr nüchtern und konkret! Stich­
wort: " Zur Vernetzung von in der 
Zivilgesellschaft angesiedelten Hand­
lungsfeldern und sozialen Kräften ohne 
instrumentelle Hintergedanken beizu­
tragen." Sehr einverstanden! Aber schlie­
ßen Mitgliedschaft und Mitarbeit in der 
SPD solche Aktivitäten aus? 

Die Üben:eugung, die Partei ( die SPD 
oder irgendeine andere) sei das einzige 
oder zumindest das entscheidende Vehikel 
auf dem Weg zum Sozialismus war im­
mer ein Irrglaube - der nun endlich durch 
die geschichtliche Entwicklung für (fast) 
jede/n offenkundig gemacht worden ist. 
Heißt das aber, daß eine demokratische 
freiheitliche rechtsstaatlich und sozialori­
entierte Massenpartei. vom sozialistischen 
Standpunkt aus völlig nutzlos und uninter­
essant geworden ist? Könnte die Sozialde-
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mokratie - von der Überfrachtung mit un­
realistischen emotionalen und ideologi- · 
sehen Hoffnungen befreit - neben anderen 
gesellschaftlichen Kräften und Strömun­
gen nicht durchaus eine auch für Soziali­
sten positive Rolle spielen? Sind die Ver­
teidigung und der Ausbau eines friedlie­
benden demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates nicht sinnvolle Ziele politi­
scher Arbeit, auch wenn sie (noch) nicht 
direkt auf den Sozialismus hinweisen? Re'. 
formpolitik führt ganz gewiß nicht gerade­
wegs zum Sozialismus (was auch immer 
wir konkret darunter verstehen), aber 
ohne Reformpolitik führt auch kein.Weg 
dorthin! Die Unfähigkeit, notwendige Be­
dingung und zureichenden Grund ausein­
anderzuhalten, ist übrigens eine der intel­
lektuellen Hauptschwächen der sozialisti­
schen Linlien. · 

Partei und Bewegung 
Im übrigen ist das hier angedeutete 

Kooz.ept in gar keiner Weise besonders neu 
oder originell. Nach Godesberg 1959 habe 
ich meinen linken Genossinnen vorge­
schlagen, man solle -der SPD nicht vor­
werfen, daß sie keine "sozialistische -Par­
tei" sei (damals wie heute für mich einhöl­
rernes Eisen), sondern daß sie ihr eigenes 
reformistisches Programm nicht ernst ge­
nug nähme. Und am Schluß des Grund­
satzteils im - wie mir scheint zu unrecht 
vergessenen - "Orientierungsrahmen " des 
Jahres 1975 steht der Satz: "Gesellschaftli­
che Selb,obestimrnung (als Kurzformel für 
Sozialismus zu lesen) läßt sich ... ohne akti­
ve Anteilnahme und Selbstverantwortung 
der Menschen nicht verwirklichen. Die 
Politik des demokratischen Sozialismus ist 
durch staatliche Maßnahmen und durch die 
Partei allein nicht durchzusetzen. Sie be­
darf einer breiten Bewegung in der gesam­
ten Gesellschaft.• 

Aber in dieser BeweguI)g ist eine Par­
tei - oder ein Bündnis von Parteien - na­
türlich unverzichtbar. Nicht als "Avant­
garde", nicht als Hüter "ewiger Wahrhei-' 
ten". und schon gar nicht als Manipulator 
im Hintergrund, sondern schlicht und ein­
fach als politische Organisation für den 
politischen Teil des gesellschaftlichen 
Machtkampfes - neben dem ökonomi­
schen, dem sozialen und dem kulturellen. 
Mag sein, daß die SPD unterdessen auch 
zur Erfüllung dieser bescheideneren Auf­
gabe nicht mehr fähig ist. Aber das muß 
kritisch geprüft und konkret diskutiert 
werden. Es einfach zu unterstellen, bloß 
weil die SPD prinzipiell unfähig und da­

. her verstiindlicherweise auch unwillig ist, 
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"den Sozialismus zu verwirklichen", 
wäre nackter ideologischer Dogmatis­
mus. 

(Un)Veränderbarkeit 
der SPD 

In dem Kontext dieser Diskussion ist 
die Studie Raschkes nicht nur in 
Deutschland konkurrenzlos, sondern 
auch noch immer von aktuellem 
Interesse. Raschke geht - historisch, wie 
mir scheint zurecht - davon aus, daß die 
von ihm untersuchte Berliner SPD-Linke 
sich als sozialistisch verstanden und ver­
sucht bat, durch Demokratisierung und 
programmatische Umorientierung die 
SPD zu einer "systemüberwindenden 
sozialistischen Politik" zu befähigen 
(295). In dem hier abgedruckten Ab­
schnitte seines Buches formulierte 
Raschke die theoretischen Erfordernisse 
einer solchen Politik: die "dialektische 
Einheit von Basismobilisierung, offen­
siver innerparteilicher Strategie und. 
offensivem Hineintragen der Interessen 
der Basis in den Staatsapparat" (301-
302). Seine Studie schließt mit dem 
behutsamen Zweifel daran, daß "die SPD 
dafür ein geeignetes organisatorisches 
Instrument ist" und verweist in 
erfreulicher wissenschaftlicher Beschei­
denheit auf das Erfordernis weiterer 
empirischer und theoretischer Studien. 
Die Gesamtheit seiner materialreichen, 
detaillierten und scharfsinnigen Analysen 
zeigt jedoch m. E. unwiderlegbar, daß 
das Konzept der Linken, die SPD in eine 
"sozialistische Partei" zu verwandeln und 
unter ihrer Führung den "Weg zum 
Sozialismus" zu beschreiten, aus objek­
tiven Gründen scheitern mußte. 

Allerdings diskutiert Raschke in seinem 
Buch nicht das Konzept einer breiten in der 
gesamten Gesellschaft wirksamen "soziali­
stischen Bewegung", die nicht ausschließ.­
lieh oder überwiegend von einer Partei 
oder gar einem Parteiflügel organisiert und 
geführt wird. (Da die Berliner Parteilinken 
in ihrer Fixierung auf die SPD solchen 
Überlegungen relativ fern waren, gehörte 
eine derartige Diskussion freilich auch 
nicht zu Raschkes Thema.) So wie Raschke 
die Gnmdlagen einer sozialistischen "Be­
wegung" definiert - Massenmobilisierung, 
Hineintragen der Unterklassen-Interessen 
in Verbände, Parteien und Staalsapparlll, 
mittel- und langfristige Bewußtseinsbildung 
in allen Sektoren der Gesellschaft, Er­
ziehung und Selbsterziehung zur Autono- , 
mie durch Demokratisierung aller 
herrschaftsrelevanten sozialen Strukturen -

kann eine solche Bewegung unter keinen 
Umständen von der Kommandobrücke ei­
ner Partei geleitet werden; ja sie kann im 
Grunde überhaupt nicht "geleitet" werden. 
Nur eine netzförmige, kooperative und plu­
rale Komnnmikations- und Organisatiom­
struktur wäre ihr angemessen. Leider kön­
nen Raschkes Gedankengänge hier nicht 
eintnal auszugsweise - geschweige denn in 
ihren teilweise faszinierenden theoretischen 
und empitjschen Details - wiedergegeben 
werden. (Es wäre höchst verdienstlich, 
wenn dieser Text wenigstens in seinen 
grundsätzlichen Passagen neu herausge­
geben und in die Diskussion eingeführt 
werden könnte - vielleicht mit einer aktuali­
sierenden und weiterführenden Einleitung.) 
Das Kernproblem der Berliner Parteilinken 
- und zugleich aller Sozialisten, die auf die 
SPD oder irgendeine andere Partei fixiert 
sind - formulierte Raschke mit äußerster 
Klarheit: "Wie läßt sich eine system­
überwindeode sozialistische Politik mit ei­
ner Organisatioo realisieren, die in ihren 
beherrschenden Strukturen und Funktionen 
systemkonform ist?" (295) Und da jede 
Partei als Partei notwendigerweise - und 
dafür liefert Raschke Belege in erdrücken­
der. Fülle - systemkonform ist, lautet die 
Antwort schließlich: Übemaupt nicht! Der 
einzige Ausweg aus diesem Dilemma 
schien für einen kurzen geschichtlichen 
Augenblick die bolschewistische Kaderpar­
tei zu sein, die - abgehoben von der Gesell­
schaft organisiert - in der Krise überfallar­
tig die Macht ergreift. Freilich ist das Re­
sultat dieser pervertierten "Revolution" 
nicht der Sozialismus, sondern der Stalinis­
mus gewesen. Und fand die "Revolution" 
nicht stait, wie in Frankreich oder Italien, 
erstarrten diese Parteien zu sektenähn­
lichen Gebilden oder verwandelten sich in 
Sozialdemokratien. Jedenfalls ist heute so­
wohl der marxistisch-leninistische, als auch 
der klassische sozialdemokratische "Weg 
zum Sozialismus" historisch erledigt. 

Soziale Bündnisse 
Ungeachtet aller gar nicht zu über­

schätzender Verdienste der Raschkeschen 
Studie _muß auf einige zentrale Schwä­
chen hingewiesen werden. Obwohl 
Raschke auch 1973n4 kein Mainstream­
Marxist war und sein Standort wohl eher 
in der Nähe der "Neuen Linken" bzw. 
des "Sozialistischen Büros" vermutet 
werden darf, enthält sein theoretischer 
Ansatz doch in zweierlei Hinsicht 
Elemente eines marxistischen Traditio­
nalismus, die Raschke wohl selber heute 
nicht mehr verteidigen würde .. 
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Das eine ist eine undialektische 
dogmatische Entgegensetzung von 
• Sozialismus und Sozialreformismus" 
(259, 271, andeutungsweise auch 297). 
Da waren die Jusos in der Nachfolge von 
Andre Gorz mit ihrem Konzept anti­
kapitalistischer Strukturreformen in den 
?Oer Jahren theoretisch schon weiter. 

Das andere traditionalistische Element 
ist die Neigung, alleine in der Arbeiter­
schaft im engeren Sinne das soziale Sub­
jekt der sozialistischen Bewegung zu 
erblicken und jede Orientierung auf ande­
re Fraktionen der "Arbeiterklasse" (An­
gestellte z.B.) als Abschwächung des sy­
stemverändernden Anspruchs zu interpre­
tieren (13-30). Dieses theoretische Kon­
zept war immer falsch, schon bei Marx 
und Engels. (Vgl. von Oertzen, Karl 
Marx, in: W. Euchner, Klassiker des So­
zialismus, München 1991, Bd. 1,139 -
156, bes. 144 - 146, 151 - 153.) Ange­
sichts der dramatischen Umstruktu­
rierung des "Gesellschaftlichen Gesamt­
arbeiters" in den letzten 30 Jahren des 
Kapitalismus ist es vollends absurd ge­
worden, sich ein "revolutionäres Sub­
jekt" oder weniger dogmatisch: eine ge­
sellschaftsverändemde Bewegung anders 
vorzustellen, denn als netzartig verfloch­
tenes demokratisch-pluralistisch (selbst-) 
organisiertes Bündnis aller Menschen -
Männer und Frauen -, die gesellschaftlich 
nützliche produktive Arbeit leisten und 
die als Freie und Gleiche in Frieden mit­
einander ein sinnvolles -Leben führen 
wollen. In dieser Bewegung sind Arbeiter 
und traditionelle Gewerkschafter wichtig 
und unverzichtbar; aber sie sind schon 

lange nicht mehr die einzigen, die an der 
Überwindung der kapitalistischen Klas­
sengesellschaft interessiert sind - oder 

· sein könnten. 

Sozialisten in der SPD 
Und damit bin ich wieder bei O.B.­

G., seiner emphatischen (wenn auch ne­
gativen) und meiner eher nüchtern-skepti­
schen positiveren Haltung zu Parteien 
überhaupt und zur SPD im besonderen. 
Ich vermute, daß er sich und mich fragen 
wird: Wo bleibt denn nun der Sozialis­
mus und was tun Sozialisten in der SPD -
außer daß sie versuchen " der entschie­
dendste, immer weiter _treibende Teil" 
der Partei zu sein? 

Ich habe kein fertiges Programm und 
schon gar keine Patentrezepte! Aber es 
gibt einige konkrete Aufgaben, die offen­
sichtlich gelöst werden müßten und die 
auch unter Einbeziehung weiterer Arbeit 
mit und in der SPD gelöst werden könn­
ten. Z.B. 
• die entschiedenen Sozialisten inner­

halb der sog. "Parteilinken" zu 
sammeln, ohne in einen sektiereri­
schen Abgrenzungs- und Überlegen­
heitswahn zu verfallen; 

• die theoretischen und program­
matischen Traditionen des authenti­
schen Sozialismus - nicht nur des 
Marxismus übrigens - zu sichten; zu 
klären, zu bewahren und weiterzuent­
wickeln; 

• in der tagespolitischen Diskussion und 
anhand konkreter Reformprojekte der 
Sozialdemokratie (aber auch der Grü-

nen) die prinzipiellen Kernprobleme 
herauszuarbeiten und dafür zu kämp­
fen, daß die Diskussion nicht abgebro­
chen wird, wenn es ans Eingemachte 
des Kapitalismus geht; 

• wissenschaftliche Forschungs- und 
Diskussionszusammenblinge zu pfle­
gen und die gewonnenen Erkenntnisse 
in systematischer Bildungsarbeit zu 
verbreiten; 

• Kommunikation und Kooperation mit 
linken sozialistischen Gruppen und 
Einzelpersonen über die Grenzen -der 
Parteiorganisation hinaus zu ent­
wickeln, in anderen Parteien, in den 
Gewerkschaften, in den sog. "Neuen 
Sozialen Bewegungen• - wobei es 
nicht auf die Selbstbezeichnung "So­
zialist" ankommt, sondern auf die Sa­
che gesellschaftsverändemden Den­
kens und Handelns! 
Allen solchen Aktivitäten steht Mitar­

beit in der SPD in gar keiner Weise im 
Wege - eher im Gegenteil, sie kann sie 
fördern. Im übrigen ist_ unsere alte Partei 
unterdessen ein so liberales, beinahe 
anarchistisches Gebilde geworden. · daß 
eine autoritäre Disziplinierung .­
mehr zu erwarten ist. Voraus ' · 
natürlich: Wir zahlen satzungs ::· 
Beiträge, erledigen unsere Parteip 
korrekt, kleiden unsere gege · " 
nötige innerparteiliche Kritik in die ii\iin-' · 
sierten Formen sachlicher Argumeniaiiö/i 
und üben die erforderliche innerparttjli' 
ehe Opposition nach demokratischen, Ge­
pflogenheiten und im Rahmen unseres 
wahrhaft großrugigen Organisations­
statuts aus. 
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Zur Veränderungschance 
der SPD-Linken 

von Joachim Raschke* 

D 
as in Kapitel 1 beschriebene 
Wiederspruchspotential der 
SPD gilt auch für den Berliner 

Landesverband der SPD. D.h., daß auf­
grund der Widersp!ÜChe die strukturelle 
Möglichkeit zu einer permanenten i.O. 
(innerparteiliche Opposition) gegeben ist. 
D .h. aber auch, daß die Parteilinke nicht 
in einer Form den zur Aufhebung des 
Widerspruchs treibenden Teil darstellt, 
sondern daß sie in sich die Widersprüche 
der Gesamtpartei aufuimmt, dadurch ihre 
eigene Politik widerspriichlich und ihre 
Veränderungschance von vorneherein 
begrenzt wird: 
• Die Funktionäre der Parteilinken 
setzen sich in starkem Malle aus a) durch 
Qualifikation, Einkommen etc. privili­
gierteren Teilen der Lohnabhängigen, b) 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
zusammen. Illre sozialstrukturelle Zu­
sammensetzung steht im Widerspruch zu 
der ihrer Anhänger innerhalb und vor 
allem außerhalb der Partei, sie unter­
scheidet sich nicht grundsätzlich von der 
Parteirechten. Darin liegt die Gefahr, daß 
sich die individuellen Status- und 
Aufstiegsinteressen im (prinzipiell gege­
benen) Konfliktfall gegenüber den so­
zialistischen Zielen durchsetzen bzw. die­
se deformieren. Beides war in der Berli­
ner SPD-Linken deutlich erkennbar: das 
große Gewicht der Aufstiegsinteressen in 
einer Partei des öffentlichen Dienstes und 
die "Mäßigung" der politischen Ziel­
setzung. Der sozialstrukturelle Faktor 
schlägt durch bei der ungleichen Vertei­
lung z.B. von Status, Skills, ideell-poli­
tischer Sensitivität und Kommunikations­
gewohnheften, die die Funktionäre und 
Führer insgesamt (Mehrheit und Minder­
heit) privilegieren gegenüber der Masse 
der Mitglieder und vor allem der Wähler. 
• Die idealistische politische Zielset­
zung auch der Parteilinken findet ihren 
Ausdruck u.a. in 
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ihrer Teilhabe an den starken 
kultursozialistischen Tendenzen der 
Gesamtpartei, 

Pr~f. Joachim Raschke, H.amburg 

ihrer Betonung des Reproduktions­
gegenüber dem Produktionsbereich, 
ihrem Defizit an Gesellschaftsanalyse, 
ihrer Vernachlässigung der Durch­
setzungsproblematik (Strategiepro- · 
blem) gegenüber der programma­
tischen Zielsetzung (im Sinne eines 
Aufschreibens des Wünschens­
werten). 
Diejenigen Parteilinken, die den 

innerparteilichen Selektionsprozeß 
durchgestanden haben, durch den man an 
wichtigere Positionen im Staatsappanif 
gelangt, modifizieren dort zwar die 
Politik der SPD durch den einen oder 
anderen Akzent, können aber - bei 
gegebenen Voraussetzungen · - deren 
Grundcharakter nicht ändern, der in der 
Unterordnung unter das Kapitalinteresse 
in wesentlichen Fragen besteht. Sie 
verfehlen die Interessen der ·Lohnab­
hängigen zwar weniger als die Rechten 
dem Anspruch nach, in ähnlicher Weise 
wie sie aber beim ptaktischen Vollzug 
von Politik. 
• Auch im Widerspruch zwischen den 
legitimatorischen Ansp!ÜChen und der 
faktischen Politik bzw. Systemfunktion 
der Partei ist die Parteilinke nicht die 
Kraft, die konsequent a)die legitirna­
torischen Ansp!ÜChe erhöht und b) die 
aufgebauten Barrieren gegen eine Durch­
setzung dieser Ansp!ÜChe im admini­
strativen Steuerungsbereich bekämpft, 
d.h. den Widerspruch zwischen legiti­
matorischen Ansp!ÜChen und realer Po­
litik systematisch ins Zentrum des Staats­
apparats hineinträgt und damit dessen 
Labilität erhöht. U. a. im. Interesse der 
eigenen innerparteilichen Absicherung 
neigt die i. 0. dazu, die von ihr gesehenen 
Widersp!ÜChe nicht durch kontinuierliche 
offensive Politik ins allgemeine Bewußt­
sein zu heben. Auch die aus der Par­
teilinken rekrutierten "Staatsvertreter" 
reduzieren tendenziell die Kommu­
nikation zu ihrer innerparteilichen 
Richtungsgruppe und vermindern deren 
Kontrollmöglichkeit ihnen gegenüber. 

Bedeutet diese innere Wider-
splÜChlichkeit, daß die Parteilinken sich 
gewissermaßen selbst im· Wege stehen? 

Da die Widersp!ÜChe theoretisch auf ver­
schiedene Weise aufgehoben. werden 
könnten, muß man die Veränderungs­
chance der Parteilinken an ihrem .eigenen 
Anspruch . messen, die SPD zu einer 
sozialistischen Partei . zu machen und 

· selbst bereits Träger einer solchen 
Konzeption zu sein. Dazu gehören als 
strategische Elemente: 
• Massemnobilisierung mit den 
aufeinanderbezogenen Zielen der 
Verbreiterung der Machtbasis und der 
Bewußtseinsbildung, 
• eine innerparteiliche Strategie, die die 
Beziehung zwischen den Zielen der 
ilmerparteilichen Machterweiterung und 
der Bewußtseinsbildung nicht auflösen 
kann, wenn die Parteilinke nicht zu einer 
opporturtistischen Clique mit Personal­
interessen oder zu einer sektiererischen 
Fraktion herabsinken will, 
• das Hineintragen der gesamtgesellc 
schaftlichen und innerparteilichen 
Konflikte in den Staatsapparat mit dem 
Versuch, die Legitimität sozialdemokrati­
scher Politik aus ihrer Instrumentierung 
als Mittel der Loyalitätssicherung zu 
befreien und zum tatsächlich hand­
lungsleitenden Programm der Partei­
vertreter im Staatsapparat zu machen, 
und die Politik im Staatsapparat durch 
verstärkten Kommunikationsfluß und 
Kontrolle (imperatives Mandat etc.) dem 
Willen der Basis zu unterwerfen. 

Unter dem Anspruch, daß der 
Sozialismus "von unten", d. h. nicht 
primär durch Partei- und Staatsapparat 
erkämpft und getragen werden soll, 
besteht zwischen diesen drei strategischen 
Elementen ein unlösbarer Zusammen-
hang. 

Im folgenden sollen anhand dieser 
drei Kriterien vor allem solche 
Gesichtspunkte der vorangegangenen 
Analyse noch einmal aufgegriffen 
werden, die strukturelle Probleme der 
Linken in der SPD bezeichnen. Wenn 
dies in generalisierender Form geithieht, 
so unter der Annahme, daß es sich nicht 
um spezifische Probleme der Linken in 
der Berliner · SPD handelt, soJXlern um 
allgemeine Probleme der SPD-Linken. 
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Dabei werden, um die Probleme der 
SPD-Linken zu akzentuieren, überwie­
gend kritische Aspekte zusammengefaßt 
(und für die i.O. günstige Faktoren 
vernachlässigt), weil sich an ihrem Aus­
maß und ihrer Qualität entscheidet, ob 
und wieweit die SPD-Linke eine reale 
Veränderungschance hat. 

Das theoretisch größte Problem der 
Parteilinken ist zugleich auch ihr größtes 
praktisches Problem: Wie läßt sich eine 
systemüberwindende sozialistische Po­
litik mit einer Organisation realisieren, 
die in ihren beherrschenden Strukturen 
und Funktionen systemkonform ist? 
Verändert sich die Parteiorganisation 
dadurch, daß die sozialistische Idee an 
Boden gewinnt, oder verändert die 
Parteiorganisation die sozialistische Idee 
Ul1d ihre Träger? Die wesentlichen 
Schwierigkeiten der Parteilinken resul­
tieren nicht aus den an sich schon 
schwierigen theoretischen Problemen der 
Entfaltung einer sozialistischen Strategie, 
sondern aus den außerordentlichen 
theoretischen und praktischen Pro­
blemen, die sich bei der Aufgabe stellen, 
eine strukturverändernde Konzeption mit 
einer strukturerhaltenden Organisation zu 
vermitteln. 

1 . Massenmobilisierung 
Gesichtspunkte der Massemnobilisie­

rung haben vom Anspruch her einen 
relativ hohen, von der Praxis her dagegen 
einen geringen Stellenwert für die 
Parteilinken. Dabei bestehen Unter­
schiede zwischen a)der "alten" und 
"mittleren" Generation der Linken, bei 

Gesichtspunkte der Mas­
senmobilisierung haben 
vom Anspruch her einen 
relativ hohen, von der 
Praxis her dagegen einen 
geringen Stellenwert für 
die Parteilinken. 

denen deklamatorische Forderungen nach 
Basisarbeit fast ohne jede praktische 
Konsequenz blieben und b )der "jungen" 
Linken, die im Konzept der Doppel­
strategie zwar die Notwendigkeit von 
Basismobilisierung stark betont, in ihrer 
Praxis aber entscheidend hinter ihren 

theoretischen Ansp!ÜChen zurückbleibt 
und sich faktisch ähnlich verhält wie die 
Alt-Linke. Es gibt verschiedene Gründe, 
warum die Basismobilisierung nicht 
vorankommt, auch wenn man sie für 
wichtig hält: 
• Der restriktive Öffentlichkeitsbegriff 
und organisatorisch aufgerichtete Schran­
ken, die eine Vermittlung kritischer 
parteiinterner und parteiexterner Öffent­
lichkeit verhindern sollen. 
• Die Abgrenzungsbeschlüsse gegen­
über sozialistischen und kommunistischen 
Gruppen erschweren einerseits eine sich 
in gemeinsamer praktischer Aktion 
entfaltende Solidarität der progressiven 
Gruppen und prägen andererseits - auf die 
Dauer - das. Denken der Parteilinken im 
Sinne einer internalisierten Abgrenzung. 
• · Die Abriegelung der Parteilinken von 
der kritischen Öffentlichkeit ist für die 
Parteiführung ein entscheidender Punkt, 
da Gewicht bzw. Dynamik der i.O. 
wesentlich durch die Stärke bzw. 
Dynamik der außerparteilichen Basis 
bestimmt wird. Die gesamtgesellschaft­
lich relevante Basis der Lohnabhängigen 
in den Betrieben steht in organisierter 
Form (und soweit überhaupt) unter dem 
Einfluß der Parteirechten. Betriebs­
gruppen, in ihrer primären Funktion als 
Transmissionsriemen für die Propaganda 
der Parteiführung in die Betriebe und die 
Gewerkschaften, als stabile Stützen der 
SPD-Führung, -gaben der Parteilinken in 
den 50er und 60er Jahren noch nicht 
einmal die Chance, Widersp!ÜChe zu 
aktualisieren bzw. Konflikte in diese 
Organisationen hineinzutragen. Aufgrund 
der sich verschärfenden Widersp!ÜChe 
und der Unfähigkeit der SPD, in der 
Regierung wesentliche gewerkschaftliche 
Forderungen zu realisieren, verbessern 
sich objektiv die Chancen der Partei­
linken innerhalb der Betriebsgruppen und 
der Gewerkschaften. Dabei kommt die 
Parteilinke heute in das Dilemma, sich 
entweder - radikal-<lemokratischen An­
sätzen folgend - mit der sich in spontanen 
Streiks entfaltenden Basis der Lohn­
abhängigen zu solidarisieren und damit 
die kritischer gewordenene Gewerk­
schaftsführung wieder auf die Seite der 
rechten SPD zu drängen oder aber den 
Gewerkschaftsapparat zu stützen (um so 
die soziale Basis der SPD-Führung 
zumindest zu neutralisieren), damit aber 
in Gegensatz zu den basisdemokratischen 
Bestrebungen zu geraten. · 
• Ein Großteil vor allem der mittleren 
und höheren Funktionäre arbeitet im 
öffentlichen Dienst. Aus ihrer Arbeits-

und Lebensperspektive erscheint der 
privatwirtschaftliche Bereich als peri­
pher. Es fehlt die Schulung für die 
Betriebsarbeit und der Zugang zu den 
Betrieben. Von der eigenen beruflichen 
Tätigkeit her ist das Interesse sowieso 
stärker auf die politischen Institutionen 
gerichtet. So bleiben allenfalls Bürger­
initiativen im Reproduktionsbereich, die 
aber für sich die Massenmobilisierung 
nicht tragen können, sondern - in ihrer 
politisch-0rganisatorischen Perspektive -
ihre objektiven Funktionen eher haben als 
Mittel der Mitglieder- und Wählerrekru­
tierung, als Frühwarnsystem und· als 
instrumentalisierbare Basishilfe für die 
mit der Verwaltung des Mangels befaßten 
Genossen in der Kommunalverwaltung. 
• Konsequente Massenmobilisierung 
heißt, den Konflikt mit der Partei zu 
verschärfen, weil deren Fähigkeit, die 

Die Annäherung bzw. 
Anpassung an die Mehr­
heitslinie verspricht de111 
einzelnen häufig Beloi' , 
nungcn. Das vcrstici, 
sich durch den hoh 
Anteil von Funktionär, 
aus dem öffentliche, 
Dienst ... 

Bedürfnisse politisierter Massen zu 
befriedigen, aus strukturellen Gründen 
begrenzt ist. Aber auch der Konflikt­
haushalt der Partei ist sehr begrenzt. Um 
nur einen Grund zu nennen: Seien es die 
innerparteilichen Wahlen oder die 
Parlamentswahlen der verschiedenen 
Ebenen - die Partei befmdet sich fast 
immer in Vorbereitung auf Wahlen. Für 
innerparteiliche und Parlamentswahlen 
gilt aber prinzipiell in gleicher Weise, 
daß unpolitische, inaktive, unent­
schiedene Wähler, wenn überhaupt, dann 
durch (in Zahl und Inhalt) begrenzte 
Konflikte belastet werden sollen. Pie 
Parteilinke hält sich weitgehend an diese 
Regel. 

2. Parteiorganisation 
Zunächst muß hier von den 

Schwierigkeiten gesprochen werden, die · 
die Parteilinke mit sich selbst hat. Die 
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Parteilinke ist - in West-Berlin ebenso 
wie in der BRD - in sich politisch 
heterogen, was ihre Möglichkeiten zur 
offensiven Strategie einschränkt. Auch 
das hat - neben anderen · - wichtige 
Gründe, die daraus resultieren, daß die 
Linke in der SPD arbeitet: 
• Im Gegensatz zu einer Partei ntit 
sozialistischem Konsens, in der es "nur" 
noch wn den richtigen Weg · zum 
Sozialismus geht, steht in der SPD das' 
Konzept bloßer sozialer Reformen in 
einem grundsätzlichen Gegensatz zum 
sozialistischen Konzept. Daraus 
resultieren für den einzelnen prinzipiell 
und vor allem im Konfliktfall erheblich 
erweiterte Wahlmöglichkeiten, schärfer: 
Die Annäherung bzw. Anpassung an die 
Mehrheitslinie verspricht dem einzelnen 
häufig Belohnungen. Das verstärkt sich 
durch den hohen Anteil von Funktionären 
aus dem öffentlichen Dienst, für die das 
Engagement auf der jeweils richtigen 
Seite der Partei einen extrafunktionalen 
Beförderungshebel darstellt. 
• Die Heterogenität wird auch gestützt 
durch das große Bewußtseins- bzw. 
Informationsgefälle innerhalb der 
Linken. Das liegt nichi nur an den 
geringen Möglichkeiten, sich in den 
Parteipublikationen zu artikulieren, und 
am Fehlen eines eigenen theoretischen 
Publikationsorgans. Da die Partei als 
Ganze nur ein unzureichendes Quali­
fizierungsprogramm erfüllt (dessen 
Inhalte für die Linke völlig tmgenügend 
sind), die Parteilinke aber - von wenigen 
Ansätzen bei den Jtmgsozialisten 
abgesehen - eine separate Schultmg nicht 
realisieren darf bzw. ihr dazu Geld tmd 
Zeit fehlen, besteht vielfach ein großes 
Gefälle sowohl zwischen führenden 
Funktionären tmd den Parteilinken 
insgesamt als auch zwischen den Linken 
verschiedener Organisationsteile. Aus 
den gleichen Gründen ist es schwer, die 
je spezifischen, lokalen und regionalen 
Erfabrungeit der Linken in ausreichen­
dem Maße zum Gegenstand gemeinsamer 
Reflexionen zu machen, ntit dem Ver­
such, zu konzeptionellen Vereinheit­
lichtmgen zu kommen. 

Es ist aber nicht nur ihre eigene 
Heterogenität, die die Parteilinke 
behindert. Auch andere, in der Par­
teistruktur liegende Faktoren hemmen 
ihre Entfaltung: 
• Die vielfachen, in die Partei ein-

- gebauten repressiven Mechanismen, die 
die linke· Opposition einerseits durch 
Mehil:ieitsentscheidungen, andererseits __ 
durch das. Non-<lecision-making unter- · 
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drücken, wobei vor allem die jeweilige 
Intensität innerparteilicher Repression 
stark durch parteiexterne Faktoren 
bestimmt wird. Repressiv sind die 
direkten Interventionen von Vorständen 
gegen Gruppierungen auf niedrigeren 
Organisationsebenen, die Abgrenzungs­
beschlüsse, die Disziplinarmaßnahmen, 
der Einsatz des Solidaritätsappells als 
Diszipliniertmgsntittel, die in die formale 
Organisationsstruktur eingebauten Filter­
mechanismen (Mehrheitswahlrecht etc.), 
die Aktivitäten des bürokratischen 
Apparats, die V erweigertmg oder der 
Vorbehalt einer Anerkenntmg der 
Legitintität linker Opposition und viele 
andere der in dieser Arbeit beschriebenen 
Mechanismen. Insgesamt ist der Umfang 
dieser repressiven Mechanismen groß, so 
daß der von der Opposition dagegen 

... integrierend wirkt der 
Faktor "Zeit". Je länger 
man Oppositioneller ist, 
desto meht wächst die 
Identifikation mit der 
Gesamtpartei. 

geleistete Widerstand viel Zeitund Kraft 
kostet. Allein dadurch wird die i.O. zu 
einem guten Teil - gesamtgesellschaftlich 
gesehen - neutralisiert, zumal viele dieser 
Auseinanderselztmgen . aufgrund des 
restriktiven Öffentlichkeitsbegriffs der 
Partei die Öffentlichkeit nicht oder aber 
in einer Form erreichen, in der sie nicht 
politisierend wirken können. 
• Selbst bei scharfer Repression tmd 
zumal bei langer Dauer partei-interner 
Oppositionsstelltmg sind Integrationsten­
denzen bei den Parteilinken tmverkenn­
bar. Sie werden dadurch stark gefördert, 
daß die Funktionäre der Opposition in 
hohem Maße aus den privilegierten 
Teilen der Lohnabhängigen bzw. aus dem 
öffentlichen Dienst kommen, und von 
daher stark anfällig sind für direkte oder 
indirekte Aufstiegsangebote. Dies gilt 
besonders, wenn der Staatsapparat in 
einem gewissen Maße dez.entralisiert ist, 
so daß er eine eigene Personalpolitik der 
i.O. in Teilen der unteren Gliederung 
erlaubt. Die parteiinterne Koalitions­
politik hat, wenn nicht als eines ihrer 
tatsächlichen Ziele, so doch als eine ihrer 
Auswirkungen die Beschaffung von 
Ämtern im Partei'. und im Staatsapparat 

für Oppositionelle zum Gegenstand. Bei 
ausbleibendem Druck bzw. Kontrolle 
von seiten der inner- tmd außen­
parteilichen Basis besteht eine hohe 
Wahrscheinlichkeit, daß sich die 
Perspektive der Gremienvertreter von der 
ihrer Bezugsgruppe löst, daß sie integriert· 
werden. Die intensive informelle Kom­
munikation in den vielen Teilgruppen, in 
die die Parteilinke sich gliedert, 
verschafft soziale und emotionelle 
Befriedigung innerhlb der Organisation, 
die - bei nicht offensiver Strategie -
Klärung tmd Einwirkung auf die Gesell­
schaft lähmen. Auch die gemeinsamen 
Anstrengtmgen der Rechten und Linken 
bei Parlamentswahlen scheinen ein 
wirksamer Integrationsfaktor zu sein, 
ebenso wie der über den Gruppierungen . 
stehende Parteiführer. Verstärkend in 
bezug auf die genannten Faktoren und 
eigenständig integrierend wirkt der 
Faktor "Zeit". Je länger man Oppo­
sitioneller ist, desto meht wächst die 
Identifikation ntit der Gesamtpartei. Im 
Falle der Linken in der Berliner SPD trat 
alle 6-8 Jabre eine neue Generation 
"junger" Linker gegen die jeweils 
etablierte Parteilinke ntit der Kritik an, 
diese habe sich in die Partei integriert. 
• Die Parteilinke wird, auch wo sie es 
nicht will oder weiß, von den in der 
Partei herrschenden Struktur~n und 
Orientierungen geprägt. Z. B. in der Oli­
garchisiertmg ihrer informellen Or­
ganisation, in der Konkurrenzhaltung 
zwischen Parteilinken, in der Gering­
schätzung von Theorie, in der Wahl­
orientierung und im Problemhorizont. 
• Die Parteilinke leidet permanent unter 
einem ·Defizit an qualifizierten funk, 
tionären, an Finanz.en tmd an Zeit bei 
hoher 'Komplexität der selbstgestellten 
Aufgabe. Zu leisten wäre ntindestens: 
Basismobilisierung, Verändertmg der 
Partei, Transntission des progressiven 
Willens von Partei- und Bevölkerungs­
basis in den Staatsapparat - Aufgaben, die 
zwar objektiv dialektisch aufeinander 
bezogen sind, die aber angesichts des 
permanenten Defizits an Mitteln aus­
einandergerissen werden bzw. nur in 
relativ · rigider Arbeitsteilung wahrge­
nommen werden können (Partei/ 
Staatsapparat) bzw. grundsätzlich ver­
nachlässigt werden (Basismobilisierung). 

3. Staatsapparat 
Die These, daß die innerparteilichen 

Konflikte bei ihrer Überselztmg in den 
Staatsapparat entscheidend gemildert 
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· werden, hat sich bestätigt. Bemüht die orientierte Steuerungstätigkeit. AJczep- Parteiführung auch am besten;; die i:O!' 

i.O. als Ganz.e sich, die Parteivertreter im tiert die Lo. insgesamt diese Rabmen- für ihre Zwecke zu instnimentalisiereili · 
. Staatsapparat an das Legitimationssystem bedingungen, dann kann sie auch Angesichts der grundsätzlich großen 
anzubinden bzw. die Verselbständigung innerparteilich auf partielle Legitintitäi und von ~ zu ·. Ebene in der 
des Staatsapparats gegenüber der Partei und Beteiligung rechnen. Unter diesen· Organisationsliierarchie sich verstärken­
zu reduzieren, so sind ihre Vertreter, Bedingungen ist sie nämlich in hohem · den Schwierigkeiten innerparteilichen 
wenn sie den Sprung in den Staatsapparat Machtwechsels und angesichts i1er· . 
schaffen, unter den gegebenen Bedin- Tatsache, daß ein bloßer Personen, und 
gtmgen der ausbleibenden Basismobili- Programmwechsel in Partei- und Staats- · 
sierung tmd der nicht--0ffensiven apparart noch nicht eine andere Poliiik 
innerparteilichen Strategie den dort ver- bedeutet, wenn es nicht · gelingt; die-. 
stärkten Repressions- tmd Integrations- restriktiven Schranken politischen ll.~ . 
möglichkeiten relativ ohnmächtig aus- delns zu überwinden, ist es notwendigl · ' 
gesetzt. Das führt erst gar nicht zur das Verhältnis zwischen Aufwand 'und 
Auslotung der Chancen politisierender Ertrag der sozialistischen Bemühungen 
Konfliktpolitik, sondern von vornherein innerhalb der SPD beständig kritisch zu 
zur Strategie der Konfliktvermeidung, überprüfen. 
wn wenigstens einige kleine (meßbare) Theoretisch gibt es keine AltertJative 
Erfolge zu erzielen, die aber nicht mit der zur dialektischen Einheit von Basis-
sozialistischen Perspektive verntittelt mobilisierung, offensiver innerpartei-
sind. Das "Versickern" der. i.O. im lieber Strategie und offensivem Hinein-
Staatsapparat ist nur z. T, auf einen Maße funktional für die von der Rechten tragen der Interessen der Basis in den 
Mangel an Konfliktpolitik zurückzu- beherrschten Gesamtpartei. Dann donti- Staatsapparat. Die Annahme, daß die 
führen, mehr noch drückt sich darin die nieren ihre stabilisierenden Funktionen SPD dafür ein geeignetes organisato­
generelle Verselbständigung des wie: Stimmengewinn bei Wählergrup- risches Instrwnent ist, sollte in dieser 
Staatsapparates gegenüber den Parteien pen, die von der Parteirechten nicht mehr Arbeit problematisiert werden. Die schon 
aus. erreicht werden; Integration progressiver bestehenden Zweifel wurden bestärkt .. 

Nach dieser Betontmg strukrureller Randgruppen über die Partei in das Für eine definitive, stringente AntwOf!' 
Hemmnisse für die i.O. muß an die gegebene System; Analyse z.entraler reicht dies nicht aus. Vielleicht .. · · 
prinzipielk Möglichkeit für die Partei- gesellschaftlicher Widersprüche und dazu bei, den Weg der Parte· · 
linke, in der SPD zu arbeiten erinnert Erarbeitung von Löstmgsvorschlägen, Dogmatisierungen zu bewahren, so · .. , .. ,,< ': 

werden. Das ergibt sich einerseits aus von denen die Parteirechte sich die Teile auch bei ihr der Zweifel legitim bleibt;i'Qb'c" · 
dem Widerspruchspotential der Partei aneignet, die für ihr Überleben - bei dieses Konzept die letzte orgamsac· 
andererseits aus ihrer Akz.eptiertmg Fortbestehen . der Widersprüche . tionspolitische Antwort der Sozialisten in 
(formal-) demokratischer Normen, wo- erforderlich sind; Verschleierung des der BRD darstellt. Weitere theoretische 
nach oppositionelle Gruppenbildung nicht grundlegenden Gegensatzes zwischen und - wie die hier vorgelegte Fallstudie -
prinzipiell tmterdriickt werden kann. sozialistischen Positionen und solchen der empirische Arbeiten sind notwendig, wn 
Unter diesen Bedingungen ist es für die sozialen Demokratie. Unter diesen die strategische und organisations­
Parteiführung bzw. -mehrheitsogar außer- Bedingtmgen bedeutet dann auch die politische Unsicherheit der Linken in der 
ordentlich schwierig, wenn nicht tm- durch die i.O. ermöglichte AusweitlDlg BRD zu reduzieren. Einstweilen erschei-
möglich (und mit Wählerverlusten der Partizipation - formal - zwar eine nen deshalb - von einer nichtdogma­
verbunden), die Oppositionellen gegen eiweiterte, aber prinzipiell nach wie vor tischen Position aus - alle Versuche als 
deren Willen und insgesamt aus der an privilegierte Funktionen gebundene positiv, die bestehenen gesellschaftlichen 
Partei zu drängen. Partizipation, die den von der Mehrheit Widersprüche in Konflikten zu artiku-

Auf der anderen Seite ist aber eine defmierten Konsens nicht prinzipiell lieren, d.h. sichtbar und bewußt zu 
prinzipielle Legitintität parteiinterner überschreitet (integrative Partizipation). machen. 
Oppositionsbildung nicht möglich. Wo Unter diesen Bedingtmgen sind zwar die 
vorübergehend eine Legititnität sozia- subversiven Funktionen i.O. nicht 
listischer Opposition sichtbar wird, steht aufgehoben, aber sie treten in den 
sie vor allem unter zwei entscheidenden Hintergrund: Artikulation von Elementen 
inhaltlichen Vorbehalten: daß die Linke einer sozialistischen Alternative innerhalb 
nur eine marginale und subsidiäre einer "staatstragenden Kraft"; Infor­
Massemnobilisierung betreibt, und daß mationsbeschaffung aus dem Staats- und 
sie die restriktiven Bedingtmgen der Parteiapparat für eine kritische 
Arbeit im Staatsapparat nicht grund- Öffentlichkeit: Heranbildung sozialisti-
sätzlich und konseqent in Frage stellt scher "Kader", die bei · einer Ver-
bzw. bekämpft. Anders gesagt: Die i.O. schärfung der Widerspriiche auch andere 
wird toleriert, soweit sie faktisch organisations-politische Entscheidungen 
Grundbedingungen des Systems akz.ep- treffen könnten. 
tiert - die passive, formal-demokratische Wahl- und Regierungssituation sind 
Konsumentenhaltung der Bürger und die am stärksten ntit "Sachzwangcharakter" 
staatliche, primär an Krisenvermeidung ausgestattet, hier gelingt es der 

Den Text entnahmen wir - in gekür;;ter 
Fassung „ mit freundlicher Genehmigung 
von Joachim Raschke aus: Joachim 
Raschke, Innerparteiliche Opposition, 
Hamburg 1974 
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1977 - Reflexionen 
besonders beherrschten, seien in Errin­
nerung gerufen. Sie hatten nicht nur für die 
linkssozialdemokratisch und sozialistisch 
orientierten Gruppierungen, sondern auch 
für andere engagierte Linke mindestens im 
Umfeld der Arbeiterbewegung und Ge­
werkschaften eine wichtige Bedeutung. 
Wir waren eine (noch) politisierte und akti­
ve Student(inn)enschaft und hatten eine 
legendäre, mittlerweile rerfallende und 
entsetzlich fraktionierte 68er-Tradition 
geerbt. Diese heftete mit der Aus­
einandersetzung über den Faschismus zu­
gleich eine noch längere, schrecklichere 
und bitterere Spaltung der Arbeiter­
bewegung und der Linken zwangsweise an 
unsere Fersen. 

Der folgende Beitrag von Mechtild Jan­
sen ist anliißlich der Veröffentlichung von 
FDJ-Dokumenten aus dem Jahre 1977 in 
der letzten spw niedergeschrieben worden, 
Weitere politisch-biogrophische Reflexio­
nen sollen in den Ausgaben des nächsten 
Jahres folgen. 

Die spw-Redaktkm 

von Mechtild Jansen* 

A uch in der linken Sozialdemokra­
tie ist nun "Vergangenheitsbe­
wältigung" angesagt. In diesem 

Fall teile ich die Spruchweisheit "besser 
spät als nie". Zu "bewältigen" haben oder 
hatten die Konflikte im Feld der linken 
Sozialdemokratie um das Jahr 1977 wohl 
die einzelren damals handelnden Subjekte. 
Im politisch öffentlichen Kontext ziehe ich 
es vor, von einer Erhellung und Reflexion 
der einstigen politischen Ereignisse zu 
sprechen, auf deren Basis vielleicht füre 
Verarbeitung und Integration möglich ist. 
Sechz.ehn Jahre und den Zusammenbruch 
des Realsozialismus hat es gebraucht, um 
über diese Zeit "strömungs" - und damit in 
gewissem Sinne parteiöffentlich sprechen 
zu können, ohne daß die alten Konflikte 
und Wunden gleich wieder aufplatz.en und 
das Wiederauffiammen alter Tabus zum 
Abbruch oder zur "Verklemmung" des 
Gesprächs führen würden. In einem be­
wußt subjektiven Rückblick aus heutiger 
Sicht versuche ich, zur Erinnerung an die 
politischen Jahre um 1977 und zu einer 
Einschätzung im Rahmen ihrer Zeit und 
aus jetziger Perspektive beizutragen. 

1. 
Dieses Jahr 1977 wurde zu einem prä­

genden Jahr nicht nur für die handelnden 
Subjekte, die linkssozialdemokratischen 
Jugendorganisationen und die SPD, son­
dern vermittelt auch für die damalige Ge­
neration derer, die in linken Bewegungen 
eine Veränderung bundesrepublikanischer 
Verhältnisse anstrebten. Von ihnen war 
bislang, anders als von den "68ern" nicht 
die Rede, so als sei damals nichts passiert. 
Während das Jahr '68 allerdings einen gro­
ßen politischen Autbruch markiert, kenn­
reicbnet das Jahr '77 eher einen mittleren 

Mechtild Jansen, Journalistin, Köln 
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Abriß, eine Einhegung von Folgen aus 
1968. 

Tatsächlich gab es einschneidende und 
entscheidende politische Schockerlebnisse: 
Erfulge radikaler linker Gruppen und radi­
kale Disziplinierung linker Gruppen und 
Organisationen bzw. Säuberung an ihren 
Spitz.eo, wie sie es in dieser Art danach in 
der SPD, in Gewerkschaften und anderen 
großen reformorientierten Organisationen 
nicht mehr gegeben hat. Die Folgen für die 
Betroffenen waren nicht selten existen- · 
tieller Art. Hoch bedeutsam war diese Zeit 
jedoch auch für die SPD. Sie hat sich -

· nach ihrer Abgrenzung vom SOS in den 

Während das Jahr '68 
allerdings einen großen 
politischen Aufbruch 
markiert, kennzeichnet 
das Jahr '77 eher einen 
mittleren Abriß, eine 
Einhegung von Folgen 
aus 1968. 

60er Jahren - erneut ihrer widerspen­
stigsten eigenen linken Kinder entledigt und 
den kritischen Rest gerade geduldet. Dieser 
Vorgang stand für eine Abschottung gegen 
eine immanente und legale Veränderung 
von Partei und Gesellschaft, die doch die 
angeblich mögliche Alternative zu einer 
RAF-Politik sein sollte. Es war die Ab­
dichtung gegen eine marxistisch inspirierte 
Perspektive von grundlegender V erän­
derung. Damit hat die SPD für ihre heuti­
ge, historisch gesehen wohl tiefgreifendste 
Krise, ihren Substanz- und Identi1iitsverlust 
frühe W=ln gelegt, neue soziale Bewe­
gungen, den Abgang zu den Grünen und 
grundlegende politische Neuorientierungen 
für viele Linke befördert. 

1977 war ein Jahr der härtesten politi­
schen Grenzziehungen. Wie es dabei nicht 
anders sein kann, gab es entsprechenden 
Aurschaden, dessen Wirkungen bis in die 
Gegenwart reichen. 

Die Themen, die uns damals als Ju­
gend- und Student(inn)en-Organisationen 

Wir waren damals unzufrieden mit der 
nicht nur stagnierenden, sondern mehr 
noch zurückgenommenen Reformpolitik 
der SPD, für die der Kaniler Helmut 
Schmidt als Synonym stand. Unsere Be­
dürfnisse und Vorstellungen von ge­
sellschaftlichem Aufbruch und von Freiheit 
im Leben konnten mit ihr .nicht befriedigt 
werden. Uns bereitete das Verhältnis der 
SPD zu Kritik, zu aufkeimenden gesell­
schaftlichen Bewegungen und zu den in­
nerparteilichen Opponentinnen · größtes 
Mißbehagen. Hier wurde abgewürgt, dis­
zipliniert, stigmatisiert und Unabhängigkeit 
unter keinen Umständen zugebilligt. Die 
Berufsverbote bildeten dabei die Spitze des 
Eisberges. Der Radikalenerlaß war von der 
SPD Willy Brandts zu verantworten und 
erstreckte sich keineswegs nur auf die 
gehaßten DKP-Kommunisten. Auch Mit­
glieder des Sozialistischen Hochschulbun­
des und (gleichzeitige) SPD-Mitglieder 
waren neben Parteilosen, KBW-Mitglie­
dern u.a. betroffen. Die Qualifizierung als 
"Kommunist" fungierte in der Tat als 
Schlaginstrument gegen jene überhaupt, 
die vom Standpunkt "linker" Kritik in der 
BRD etwas verändern wollten. Wenn wir 
gegen die Berufsverbote kämpften, so ging 
es uns instinktiv vor allem um unsere 
eigene Haut sowie um die Handlungsmög­
lichkeiten gesellschaftlicher Bewegungen 
und am wenigsten um die DKP. 

Schließlich versetzte uns das Stichwort 
"Neutronenbombe" in Schrecken, jene 
Bombe, die Menschen sicher vernichtet 
und Kulturschätze gleichzeitig bewahrt. 
"Dresden wäre erhalten geblieben", hieß 
es euphorisch. Die Neutronenbombe mar­
kierte eine eklatante Zuspitzung des Kalten 
Krieges und den Beginn des neuen US­
Kreuzzuges gegen den Kommunismus. 

Mit diese,;n - verbindenden - Stichwort 
klemmten wir uns hinter Egon Bahr, der 
als damaliger Bundesgeschäftsführer der 
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Partei die Bombe eine "Perversion des 
Denkens" genannt hatte und ihre Stationie­
rung in der BRD um jeden Preis verhindert 
wissen wollte. Doch daß es sich bei ihrer 
Ablehnung um ein verbindendes Element 
handelte, erwies sich als Irrtum. Egon Bahr 
und die SPD-Führung wollten diese Waffe 
nicht, weil die Deutschen ihre ersten Opfer 
sein würden. Aus Patriotismus verbün­
deten und arrangierten sie sich mit den Re­
gierungen im Osten, insbes. der DDR, um 
Abrüstung aus und insoweit als von eige­
nem Interesse zu befördern. Mit Antimili­
tarismus, gesellschaftlicher Öffnung und 
demokratischem Reformbestreben hatte 
das so wenig zu tun wie auf Seiten des 
SED-Regimes. Die beiden verband dar­
überhinaus ihr gegenseitiger Wunsch, die 
jeweils andere gesellschaftliche Ordnung 
mit nicht-militärischen Mitteln zu okkupie­
ren bzw. zu unterhöhlen und zugleich die je 
eigene innergesellschaftliche Opposition 
kurz und niedrig zu halten. So schauten sie 
sich geg,;nseitig zwar interessiert und so­
weit erheischbar die Oppositionsspiele ih­
rer jeweiligen Brut an, doch eine innere 
Verbindung zu ihr gab es auf beiden Seiten 
nicht. Es ging, wo immer möglich, beider­
seits um Kontrolle und Instrumen­
talisierung. 

Allen subjektiven und öffentlich 
vorherrschenden W ahmehmungsmustern 
zum Trotz gingen die Rechnungen dennoch 
nicht auf oder nicht so ganz. Die 
Basisbewegungen von unten und die 
Gesellschaften hatten beiderseits durchaus 
ihre eigene Kraft bewiesen und stellten 
somit auch die W ahmehmungsmuster von 
einst infrage. 

II. 
Ich selbst wurde 1975 als 22jährige 

Studentin zur ersten weiblichen 
Bundesvorsitz.enden des Sozialistischen 
Hochschulbundes gewählt, dem ich gerade 
ein Jahr als Mitglied angehörte. Zweimal 
wiedergewählt kandidierte ich 1978 nicht 
wieder, drei Jahre als Vorsitzende einer 
Student(inn)enorganisation reichten. 1978 
war das Jahr, in dem ich auf ruheloses 
Betreiben des SPD-Parteivorstandes trotz 
aller Einsprüche auf der Ebene der 
Bezirkschiedsgerichte durch die Bundes­
schiedskommission der Partei aus der SPD 
ausgeschlossen wurde. Das geschah nicht 
lange Zeit nach dem Ausschluß des Juso­
Bundesvorsittenden Klaus-Uwe.Benneter, 
dem ich mit der Initiierung einer "Solidaris 
tätskampagne" in Form eines sozialdemo-

. krati.,chen Unterstützerkreises, 
•····'"-- Unterschriftensammlungen und Veran-
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staltungsreihen zur Seite trat. Der Grund 
meines SPD-Ausschlusses war meine 
"führende" Rolle bei den Friedens­
demonstrationen von 1 m. Diese lag nach 
SPD-Lesart in meinem Aufruf zur Teil­
nahme und in einer Rede auf einer Ab­
schlußkundgebung der Demonstrationen, 
zu deren Initiatoren u.a. das Komitee für 
Frieden, Abrüstung und Zusammenarbeit 
gehört hatte und an denen folglich Konunu­
nisten beteiligt waren. Mit meiner Kritik an 
der Aufrüstungspolitik Helmut Schmidts 
habe ich mich, so hieß es in der Aus­
schlußbegründung, als "schlimmster 
Feind" der SPD und der BRD erwiesen. 
Mit mir wurden gleichermaßen Prof. Ger­
hard Stuby und Prof. Gerl)ard Kade ausge­
schlossen. Unsere "Fälle" lagen parallel zu 
dem Klaus-Uwe Benneters. Trotz mehr­
facher Nachfrage und eines vorab als zu­
stimmungssicher aprostrophierten Wie-

1977 war ein Jahr der 
härtesten politischen 
Grenzziehungen. Wie es 
dabei nicht anders sein 
kann, gab es ent-
sprechenden Flurscha-
den, dessen Wirkungen 
bis in die Gegenwart 
reichen. 

deraufnahmeantrags lehnte die SPD bis 
1989 dieses Ersinnen ab. Danach hatte ich 
kein Interesse mehr. Angesichts der Aufga­
be des Grundrechts auf politisches Asyl 
durch die SPD wäre mir es zudem als 
höchst fragwürdiges Zeichen erschienen. 

Der SHB, in den 60er Jahren als partei­
treue Nachfolgeorganisation des unbotmä­
ßig gewordenen SOS gegründet, entwik­
kelte sich bald ebenfalls parteikritisch und 
arbeitete sich bis zu seinem Verbleichen an 
der SPD ab. Zu meiner Zeit machte sich 
seine Identität bi:sonders an einigen PositiO: 
nen fest, die bei der SPD-Führung auf 
schrille Ablehnung stießen. Der parteiun­
abhängige SHB sah auf der Basis marxisti­
scher Vorstellungen (oder was man/frau 
dafür hielt) die "Klassenlinie" mitten durch 
die SPD selbst verlaufen und ordnete sich 
dabei in Entgegensetzung zum prolrapitali­
stischen rechtssozialdemokratischen Hügel 
dem linken sozialistischen und linkssoml­
demokratischen Hügel zu. Auf eine Eimeit 

der Partei ließ er sich nicht verpflichten, 
Solidarität mit der SPD per se war für ihn 
nicht angesagt und die SPD-Mitgliedschaft 
kein Dogma, da dies die Ak7.eptanz 
rechtssozialdemokratischer Dominanz be­
deutet häne. Er trat vehement für die "Ak­
tionseinheit von Sozialdemokraten und 
Kommunisten" und die Zusammenarbeit 
"fortschrittlicher Kräfte" ein und glaubte 
damit Lehren aus dem Faschismus zu 
ziehen. Aktueller Bezugspunkt dieser Idee 
war der materielle und politische Inte­
ressenskampf an den Hochschulen sowie 
eine gesellschaftliche Reformpolitik im . 
Interesse breiter gesellschaftlicher - "lohn­
abhängiger" - Schichten. Antiimperialisti­
sche Solidarität war ihm so wichtig wie der 
Kampf für Entspannung und Abrüstung. . 
Der SHB war ein Gegner des Antikom­
munismus, in dem er vor allem eine 
grundlegende Fortschrittsfeindlichkeit zu 
erkennen glaubte. Damit und unter 
Bezugnahme auf die demokratischen Be­
stimmungen unserer· Verfassung war er 
auch gegen Grundrechtsbeschneidung und 
Ausgrenzung gegen DKP-Kommunisten. 

Der SHB unterschied sich von der Juso­
oder Stamokap-Linken in der SPD durch 
vermeintlich oder tatsächlich besonde 
harte und konsequente Parteikritik . 
Beharren auf organisatorischer 
ständigkeit. Er verdächtigte diese 
des Opportunismus und der Verabsol ·· 
rung der Parteizugehörigkeit: Als Unter-. 
schied zum MSB-Spartakus, . der . 
Studentenorganisation der DKP, pflegten . 
SHB-ler auf den Zentralismus von MSB / 
und DKP, auf demokratische Defizite und 
deren Befürwortung des Einparteiensystem 
der sozialistischen Länder. hinzuweisen. 
Nach weiterer "Kritik" an deri realso­
zialistischen Ländern befragt, wurden 
sorgsame Systemvergleiche vorgenom­
men, im Detail alles mögliche als 
kritikwürdig befunden, vor allem aber auf 
die ganz anderen historischen Voraus­
setzungen dieses Sozialismus hingewiesen, 
der als Vorbild für die BRD so oder so 
nicht infrage kam. Tatsächlich wurde das 
Denken an einem bestimmten Punkt zu­
gunsten des Festhaltens ai:n Prinzip einge­
siellt. Das veranlaßte uns dann zu grauen­
haften Eiertänzen in unseren politischen 
Erklärungen beispielsweise zur Vemaftung 
Rudolf Bahros oder · später zur Aus-

. bürgerung Wolf Biermanns, der sich im 
Unterschied zu uns politisch bestens 
schlug. Wennesdemlstimmenwilrde, was 
der .DDR vorgewotfen wird, dann würden 
wir das auch.kritisieren wollen. Aber das 
sei kein Gnmd für AntikoJmmuriSJID"' und 
zudem müsse erst geprüft werc1en, wie c1er 
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wahre Sachverhalt wirklich aussehe. So 
oder ähnlich lautete auch meine Stellung­
nahme im Fall Bahro, für die ich mich bis 
heute schäme. Für unsere wachsweiche 
Haltung wurden wir öffentlich an den 
~anger gestellt, wie es angesichts der son­
sngen Ignoranz uns gegenüber überhaupt 
mcht zu fassen war. 

we~den wollte. Wobei unsere Arbeits­
weISen so waren, daß beste Chance bestan­
den, es 1.11 werden. 

setzt,. leider nachrangig, aber auch für die 
En~ck!ung allgemeiner Demokratie. 
Schließhch haben sie einen Beitrag zum 
Abbau ~on Feindbildern im Kalten Krieg, 
für Abrustung und die Entspannungspolitik 
geleIStet. 

Die ziemlich gnadenlosen Linien­
kämpfe hatten längst unsere eigenen Köpfe 
zugenchtet und vernagelt, Selbstzensur; 
das·Herunterbeten von Glaubenssätzen und 
letztlich politische Ängstlichkeit außerhalb 
unserer ~ingezogenen Gerüststangen 
bewrrkt. Dre Grundsatzhülsen aus Grund­
satzprogrammen wurden quasi auswendig 
gelernt und tunlichst darauf geachtet nicht 
bei Unklarheit oder falschen theoretischen 
Able(tungen erwischt zu werden. Wer 
mitmischen wollte, mußte die erkennungs­
dieI1Stlichen Codes beherrschen. Freie 
Memungsäußerung lll!d eigenständiges 
Denken kosteten Mühe und ernteten das 
~t des/der unzuverlässigen Kantoni­
sten/m und tendenziell die Ausgrenzung. 
Freihch, m welcher der linken Organi­
sanonen man oder frau an den 
Hochschulen gelandet war, hatte gewiß 
manche inhaltliche Gründe. Mindestens 
ebenso aber war es abhängig von Zufüllen 
persönlichen Bekanntschaften ode; 
Mentalitätsfragen. Aber einmal. Mitglied in 
unseren linken Organisationen gab es nur 
em drinnen oder draußen, d.ie Loslösung 
war meISt mrr um den Preis erheblicher 
Konflikte oder Brüche möglich. . 

· . Die";. ganz einfachen Dinge waren es, 
die aber außen" wohl nur noch schwer er­
kennbar blieben. Später wurde mir klar 
daß in den bitteren Konflikten mit der SPD 
bei a!!e~ oberflächlichen. Wongeklingel 
ganz nef mnen um zwei verschiedene Din­
ge gekämpft wurde: während es uns um 
unsere eigene Befreiung ging, ging es der 
SPD-Parteiführung um ilrre Macht, ilrren 
Sieg über die kommunistische Macht de­
ren Stärklll!g sie durch llllSCr Wirken fürch­
tete. Tatsächlich wäre es - hätten wir mehr 
Erfolg gehabt - um eine Minderung ilrrer 
eigenen Macht gegangen. Insofern haben 
beide Dinge doch miteinander zu tun. Heu­
te verstehe ich, anders als damals, den Haß 

Dabei aber haben der SHB und andere 
~he orientiene Organisationen, je 
dogmanscher desto mehr, ilrrerseits heftig 
eigene Feindbilder und Schwarz-Weiß­
Denken (re)produzien. Sie haben ge­
schlossene Gesellschaften gebildet und 
politische Themen oder Menschen 
ihn:rse1ts funktionalisiert. Ihnen sind dabei 
kritische Maßstäbe und Prinzipien verloren 
g~g~en, ihre Entwicklungsfähigkeit hat 
bienn klare Grenzen gefunden. Die Auf­
lösung, der Zerfall oder die Orien­
tierungslosigkeit und Krisen dieser 
Gruppen und Organisationen haben hier 

Die eigenen ursprünglichen politischen 
Impulse, die mich oder uns zu politischem 
Engagement veranlaßt hatten, drohten dar­
unter völlig verloren zu gehen: ein radic 
kal":1 Freiheitsverlangen, das mich als Frau 
besllmmte; gesellschaftliche Refonn und 
Emanzipation, um den Mief der 6U,r Jahre 
gänzlich abzustreifen; die Empfindsamkeit 
für und die Ablehnlll!g von sozialen und 
politischen Ausgrenzungsmechanismen 
aufgrund irgendeines "Anderssein" oder 
den in der sozialen Hierarchie Schwäche­
ren; der Horror vor der Produktion von 
S~ken und Feindbildern; der Haß 
auf Jede Fonn von Gängelei · und der 
Wunsch nach demokratischer Gleichbe­
handlung und Gleichberechtigung· die 
Empathie und die Wut auf Ungerechtigkeit 
und Ungleichheit; die Glut gegen Mißach­
tuni; der Würde des Menschen; das En­
ga!l""1ent. für politische Verständigung und 
Friedenssicherung; die Utopie von Zusam­
menarbeit zw~en Menschen die bereit 
sind, sich für ein besseres 'Leben zu 
engagieren. Schließlich mein Haß auf 
"Apparatschiks·, denen ich nie ähnlich 
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... während es uns um 
unsere eigene Befreiung 
ging, ging es der SPD­
Parteiführung um ihre 
Macht, ihren Sieg über 
die kommunistische 
Macht ... 

auf Kommunisten und auch den Haß, der 
uns oft entgegenschlug. Er beruhte bei eini­
gen auf entsprechender Erfahrung. Die 

· "Auseinandersetzung" wurde jedoch mit 
Methoden geführt, die den inkrilninienen 
manchmal sehr ähnlich wurden. Zudem 
verselbständigte sie sich. Es war mehr­
heitlich keine demokratische Auseinan­
dersetzung. Inwieweit die Abwehr der 
"kommunistischen Gefalrr" tatsächlich 
Movens des politischen Handelns der 
entscheidenden Akteure war, wäre heute 
einmal genauer zu nntersuchen. 

III. 
Einige politischen Verdienste mag der 

SHB, vermögen allemal die Juso-Linken 
errungen haben. Der SHB und andere sind 
politischer Repression und Disziplinienmg 
entgegengetreten und haben einen An­
spruch auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit von Jugend- und Studenten­
~ganisationen und Bewegungen verteidigt. 
Sre haben Politisierung und eine fon­
schrittliche Grundhaltung von Studentinnen 
und Jugendlichen initiien. Sie haben sich 
für eine linke, eine soziale Politik einge-

eine ilrrer Ursachen. Dieser Verlust von 
Kritikfähigkeit bezieht sich nicht nur auf 
die Existenz "blinder Flecken" bzw die 
Blindheit auf einem, dem linken A~ge, 
~ndern auf die ganze Politik. Wie mit 
ihnen selbst im Kalten Krieg verfahren 
wurde, so blieben sie den dichotomen 
Abscm:eckungs- und Vernichtungsmustern 
der Zeit des Kalten Krieges verhaftet und 
reproduzierten sie auf ilrre Weise. 

Wir sahen uns dabei allenfalls als 
Opfer. Wir erkannten nicht, daß wir für die 
emen Prügelknabe waren und von den 
anderen instrumentalisiert wurden. Wir 
übersahen, daß unsere Politik über weite 
Strecken aus Reflexen bestand und wir in 
unserer eigenständigen Verantwonung und 
Handlnngsmöglichkeit schwach blieben. 
Wrr versagten nur dort nicht, wo es um 
unsere Selbstbehauptung als kritische 
Strömung innerhalb der Sozialdemokratie 
und sozialistischen Bewegung ging. Aus 
der Logik_ der Zeit heraus betrachtet, mag 
das vielleicht noch nicht das schlechteste 
Ergebnis sein. 

Das Bed.ürfnis nach Selbstbehauptung 
war für noch persönlich vielleicht der 
wichtigste politische "Erfabrungsort": 
sowohl und zunächst gegenüber der SPD 
die in mir nichts als eine "Prokommu'. 
nis~ • sah, als auch anschließend ge­
genüber der DKP, die, da ich ihr nicht, 
~uch.nicht "kryptomäßig" rugehörig war, 
m mrr mchts als Abweichlerin, verkappte 
Sozialdemokratm, bürgerliche Feministin 
oder raffiniene Feindin sah. Niemals 
konnte sie die apostrophienen Bündnis­
~arlllerlnnen als tatsächlich eigenständige 
uberhaupt für möglich halten. Nach der 
"Abarbeitung an der SPD" und deren 
politischer Exekutionspraxis blieben mir 
Erfahrungen der Verfolgung durch linien-
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treue Parteikommnnisten nicht erspan, die 
alle hehren Fonneln und Grundsätze ad 
absurdum führten. Beides bereichene mich 
um offenkundig notwendige politische 
Lehrstunden. Einst hatte das Etikett Sozial­
demokratie, Sozialismus und Kom­
munismus (ä la Manifest) einfach als Zei-
chen für die Vorstellung vom etwas Besse­
ren gestanden, als Synonym meiner Utopi­
en. Diese Variante der Gläubigkeit war 
nach dem einstigen Kirchenaustritt ja auch 
unbedingt zu überwinden. Und dennoch 
bleibt man oder frau im Pathos in gewisser 
Weise immer etwas "katholisch" und et­
was "sozialistisch" ... 

Als SHB im Jalrr 1977 kapierten wir 
nicht, daß wir oder andere "Linke" 
tatsächlich - meinethalben durchaus im 
guten Glauben, das macht es um nichts 
besser - von der DKP oder auch SED 
instrumentalisien wurden, jedenfalls 
solange, wie es in deren antagonistisch 
gedachte Weltbilder paßte. Die Walrr­
nehmungsmuster der FDJ, wie sie in den 
von spw abgedruckten Dokumenten zum 
Ausdruck kommen, sprechen in dieser 
Hinsicht Bände. Wenn von der SPD her 
gedacht alle Unterschiede nach links doch 
nur in den Kommunismus führen konnten, 
so konnten von den Kommunisten her 
umgekehrt alle Unterschiede nur in 
Kapitalismus-Apologetik enden. Die Welt 
wurde eingeteilt nach dem Motto "bist du 
nicht für mich, bist du gegen mich". Dem 
Muster des Antikommunismus wurde das 
Muster des Anti-Antikommunismus 
entgegengesetzt. Politische Themen bzw. 
ein bestimmtes politisches Vokabular 
wurden als Erkennungsmerkmale und Ord­
nungskennzeichen zur Einteilung der Welt 
nach dem Freund-Feind-Muster benutzt. 
Mit der Sache - bspw. der Abrüstung, 
sozialen Gegensätz.en, den Berufsverboten 
etc. - stand das in keiner engeren 
Verbindlll!g mehr. "Wesentlich" war ein 
politischer Beschluß dann, wenn er eins 
von den Freund-Feind-Stichwonen 
bediente. Welchen Stellenwert er tat­
sächlich hatte, interessierte nicht. 

Beim Auftritt Wolfgang Biennanns 
ging es in den Augen der SED selbstredend 
niemandem ernsthaft um "Kritik", sondern 
alleronen nur um antikommunistische 
Attacken. Wenn von Sozialdemokraten 
Kritik an der DKP geäußert wurde, dann 
weil die Kräfteverhältnisse in der SPD von 
ihnen Unterwerftmg verlangten. Arbeiteten 
Sozialdemokraten mit der DKP zusam­
men, dann deshalb, weil dem wachsenden 
Einfluß der DKP das Wasser abzugraben 
war. Die Juso-Linke gewann dann und 
deshalb, weil sich die Parteiführung für 
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ilrre hinterhältigen Zwecke von ihnen mehr 
Gewinn versprach als von den anderen 
Juso-Strömungen. Die Fronten blieben 
immer klar, Infragestellung war nirgends 
angesagt. 

IV. 
Die Wahrnehmung der Zeit blieb meist 

auf die Muster der Zeit beschränkt. Das 
Schema der Wechselseitigkeit der 
Feindbilder wurde nicht sonderlich erhellt. 
Die Anangements oben und oberhalb aller 
Kämpfe, die zwischen den nach oben 
Strebenden stanfanden, wurden nicht 
durchschaut. Die einen waren freilich auch 
nicht schon identisch mit den anderen, 
obwohl sie stets darin zu enden drohten. 
Identisch waren aber auch nicht die An­
liegen unten mit den Anliegen der jeweils 

Als SHB im Jahr 1977 
kapierten wir nicht, daß 
wir ... von der ... SED 
instrumentalisiert wur­
den ... 

zugeordneten Strippenzieher oben. Die 
Realität war komplexer als die Schwarz­
Weiß-Bilder. · 

Die jeweils schärfsten Linienkämpfer 
und -richter, die sich innerhalb dieser 
Freund-Feind-Gefüge bitter befehdeten, 
stammten bei Lidu betrachtet oft aus einem 
Stamm. Sei es innerhalb des SHB gewesen 
oder zwischen SHB und Stamokap-Jusos 
oder innerhalb der Juso-Organisation. Es 
handelte sich um machtpolitische Familien­
und Stammeskämpfe mehr als um Kämpfe 
über den "richtigen" Weg zur Verän­
derung der kapitalischen Ausbeutungsord­
nung. 

Das gilt neben dem alten Streit um 
Reform oder Revolution letztenendes auch 
für das Verhältnis von Sozialdemokraten 
und Kommunisten. Nach dem Ableben der 
letzteren wird dies deutlicher denn je. Die 
Krise der SPD zeigt in ihren tieferen 
Dimensionen über Strecken gleiche und 
ähnliche Symptome wie einst die 
dogmatischen kommunistischen Parteien, 
bevor sie scheitenen. Beispiele sind die 
Irritation über eine schwindende homogene 
Arbeiterklasse oder die Individualisierung; 
die Unfähigkeit im Umgang mit den 
Themen Frauen, Ökologie, Wachstum; der 
Zentralismus und die Unbeweglichkeit der 

alten Großorganisation etc. 
Der Anti-Antikommunismus war sei­

nerseits blind gegenüber Realitäten und al­
les andere als schon eine demokratische 
und sozialistische Politik. Er läßt sich 
rechtfertigen nur vom Ausgangspunkt her: 
der Befreiung aus Unterdrücklll!g, die aber 
immer auch auf das Problem in und mit uns 
selbst verweist. 

Die Entspannungspolitik war wider ihre 
eigene Intention auf ihre Weise erfolgreich. 
Das System des Kalten Krieges und 
antagonistischen Systemgegensatz.es ist 
zusammengebrochen, für die einen mit 
umnittelbaren, für die anderen mit 
mittelbaren Folgen. 

Der Zeit furchtbar weit voraus waren 
wir nicht, höchstens hier und da. Hier und 
da aber auch hinterher. Jede Position 
schränkt die Sichtweise ein - don wo man/ 
frau selbst im Feld steht. Der Unterschied 
fürs Ganze kann groß sein. Dem wäre zu­
künftig vielleidu kritisch zu begegnen, 
indem bewußt auch jede andere Sichtweise 
einmal eingenommen und durchdacht wird. 

Worum nun ging der Streit 1977 ? Er 
ging m.E. einerseits um den Versuch, die 
geschlossene Veranstaltung SPD und BRD 
zu öffnen. Dabei ging es andererseits um 
die Abgrenzung zum real existierenden 
Anderen, den nachstalinistischen Gesell' 
schaften, und um den eher impliziten denn 
expliziten Streit, die unklare umstrittene 
Vorstellung von einem anderen, neuen 
Modell von Gesellschaft. 

War die Aufregung 1977 gerechtfer­
tigt? Waren gar die Ausgrenzung lll!d 
Disziplinierung nach links hin berechtigt ? 
Sie hatte für manche unbeabsichtigt eine 
richtige Nebenwirkung. Die Konfrontation 
war Anlaß, genauer in die Ecke zu 
schauen, in die man oder frau gestellt 
wurde und in der ich weder "bei mir zu 
Hause• war noch mich wohl fühlte. Es 
mußte die Bereitschaft da sein, dem 
nachzugehen, die Stigmatisierung zu 
ertragen und die organisationspolitische 
Bezugslosigkeit und Einsamkeit in Kauf zu 
nehmen. Dann zwang der Konflikt, uns zu 
bewalrren, wo unser eigenes Denken 
zunächst versagte, vor einer weiteren 
Einbindung in Verbrechen und Versagen 
von Stalinismus und "realsozialistischen" 
Staaten. Ein Lemejfekt war aber nie 
Intention von Ausgrenzung und Disziplinie­
rung; Brandmarken und Kaputtmachen, 
nidu Lernen ist in ihnen angelegt. 
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